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I. Einfihrung

Die Bundesrepublik Deutschland hat im April 1985 das Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von
Diskriminierung der Frau (im Folgenden ,,CEDAW* oder das ,,Ubereinkommen*) vom 18. Dezember 1979
ratifiziert. Das Ubereinkommen ist fiir die Bundesrepublik Deutschland am 9. August 1985 in Kraft getreten
(BGBI. 11, S. 1234). Der Erste Bericht tiber die Durchfithrung des Ubereinkommens gemaB Art. 18 (U.N. Doc.
CEDAWY/5/Add.59) wurde im Marz 1988 vorgelegt. Weitere Staatenberichte folgten in den Jahren 1996,
1998, 2002 und 2007. Im Jahr 2011 Ubermittelte die Bundesrepublik Deutschland einen Zwischenbericht zu
Fragen der Entgeltgleichheit sowie der Anliegen trans- und intersexueller Menschen.

Mit dem vorliegenden Dokument wird der kombinierte 7. und 8. Staatenbericht vorgelegt, der nach den aktu-
ellen Richtlinien des Ausschusses auf 40 Seiten zu beschrénken ist. Vor diesem Hintergrund konzentriert sich
der Bericht auf die Hauptproblembereiche der abschlieBenden Bemerkungen des CEDAW-Ausschusses zum
sechsten Staatenbericht Deutschlands sowie zum Zwischenbericht von 2011 und stellt die seitdem erfolgten
Entwicklungen sowie aktuelle legislative und andere MaRRnahmen dar, die im Koalitionsvertrag der Bundesre-
gierung fiir die 18. Legislaturperiode vereinbart wurden.* Auf diese Weise kann an die bisherige Berichterstat-
tung angekntpft und der Dialog mit dem Ausschuss fortgesetzt werden. Zur besseren Lesbarkeit werden die
relevanten Empfehlungen des Ausschusses jeweils dem Berichtsteil vorangestellt.

Der Bericht bezieht auch die Umsetzung in den Bundesldndern und Kommunen mit ein, soweit die Seitenbe-
schrankung dies zuldsst (Deutschland hat 16 Bundeslander und rund 11.000 Kommunen mit durchaus sehr
unterschiedlichen Strukturen). Dabei werden zu jedem Bereich beispielhafte Mallnahmen aus einigen Bundes-
landern aufgefuhrt, was jedoch nicht bedeutet, dass die anderen Bundeslander dazu keine Programme haben.
Zu bestimmten Themenbereichen, zu denen der Ausschuss weiteren Handlungsbedarf sieht, hat Deutschland
im Rahmen von anderen Ubereinkommen ausfiihrlich berichtet. Auf diese umfassenden Berichte, beispiels-
weise zum Thema Gewalt gegen Frauen, wird an entsprechender Stelle verwiesen, da eine Einzeldarstellung
den Berichtsrahmen von 40 Seiten ebenfalls sprengen wirde. Erganzend kann der Ausschuss auf aktuelle
Berichte Deutschlands unter den verschiedenen Menschenrechtsinstrumenten zuriickgreifen, so u. a. auf die
Antwort der Bundesregierung auf den Fragebogen der UNECE zur Umsetzung der Pekinger Erklarung und
der Aktionsplattform (1995) und des Ergebnisdokuments der 23. Sondergeneralversammlung (2000) vom Juni
2014 (Anlage 1).

! Aussagen iiber geplante MaRnahmen mit finanzwirksamen Folgen sind unverbindliche Absichtserklarungen; die Realisierbarkeit

dieser MaRnahmen ist abhéngig von der jeweiligen Haushaltssituation und der parlamentarischen Zustimmung (Budgetrecht des
Parlaments).



Il. Staatenbericht

Empfehlung 12: Parlamente

Der Ausschuss bestatigt zwar nochmals, dass die deutsche Bundesregierung die Hauptverantwortung fir
die vollstandige Umsetzung der Verpflichtungen des Vertragsstaates im Rahmen des Ubereinkommens
tragt, betont jedoch, dass das Ubereinkommen fiir alle Regierungsbereiche, alle Lander und Gemeinden
verbindlich ist, und fordert den Vertragsstaat auf, die Bundes-, Lander- und Kommunalparlamente dazu zu
ermutigen, im Rahmen ihrer Verfahrensweisen, wo immer es méglich ist, die nétigen Malnahmen im Hin-
blick auf die Umsetzung der vorliegenden abschlieBenden Bemerkungen und die Erstellung des nachsten
Berichts des Vertragsstaates gemaR den Bestimmungen des Ubereinkommens zu ergreifen.

Die Lander wurden miteinbezogen, welche wiederum die Kommunen beteiligen.

Empfehlungen 13 und 14: Vorherige abschlieRende Bemerkungen

Der Ausschuss bedauert, dass einigen der von ihm nach der Priifung des filinften Berichts des Vertrags-
staats (CEDAW/C/DEU/5) geduRerten Bedenken und ausgesprochenen Empfehlungen nicht hinreichend
Beachtung geschenkt wurde, und zwar beispielsweise im Hinblick auf die Situation von Frauen auf dem
Arbeitsmarkt und ihre Lohndiskriminierung, in Bezug auf den Bekanntheitsgrad des Ubereinkommens in
der Offentlichkeit, die Unterreprasentanz von Frauen in den Fiihrungspositionen verschiedener Bereiche
des offentlichen Lebens und das unklare Verstandnis des Begriffs ,,zeitweilige Sondermalinahmen®.

Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat eindringlich auf, sich mit Nachdruck den bisher noch nicht umge-
setzten vorherigen Empfehlungen sowie den in den vorliegenden abschlieBenden Bemerkungen enthaltenen
Problembereichen zu widmen.

Die Bundesregierung hat in ihrem Zwischenbericht von 20112 zum Stand der Verwirklichung der Entgelt-
gleichheit berichtet. Seit diesem Bericht wurde besonders an einer Verbesserung der Entgeltgleichheit gear-
beitet. Auch in diesem Bericht wird darauf eingegangen werden (vgl. unter Empfehlungen 39 - 40). Ebenso
wird umfanglich tber die Situation von Frauen auf dem Arbeitsmarkt und in Fuhrungspositionen (vgl. unter
Empfehlung 35ff.) berichtet.

Empfehlungen 15 und 16: Verantwortung der Bundesregierung

Zwar ist sich der Ausschuss der Komplexitat der bestehenden Bundes-, Lander- und kommunalen Struktu-
ren zur Frauenforderung in dem Vertragsstaat bewusst, er unterstreicht jedoch die Tatsache, dass die Bun-
desregierung fiir die Sicherstellung der Umsetzung des Ubereinkommens auf allen Ebenen und in diesem
Zusammenhang fir ihre filhrende Rolle gegeniber den Lander- und Kommunalregierungen verantwortlich
ist. Der Ausschuss stellt fest, dass die Zustandigkeit fur die Umsetzung der auf Bundesebene beschlossenen
MaRnahmen h&ufig bei den Landern liegt, und bedauert den Mangel an Informationen tber eine effektive
Umsetzung der von den Landern ergriffenen MaRnahmen im Bericht des Vertragsstaates.

Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, durch die wirksame Koordinierung der Strukturen auf allen
Ebenen und in allen Bereichen sicherzustellen, dass bei der Umsetzung des Ubereinkommens im gesamten
Gebiet des Vertragsstaates einheitliche Ergebnisse erzielt werden. Des Weiteren empfiehlt der Ausschuss
dem Vertragsstaat, in seinem néachsten Bericht ein umfassendes Bild samtlicher auf Bundes-, Lander- und
kommunaler Ebene ergriffenen MalRnahmen vorzulegen.

Dieser Staatenbericht geht — wie oben beschrieben — soweit moglich auch auf die Umsetzung auf Landes- und
Kommunalebene ein.

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich nicht ohne Grund nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs in ihrem
Grundgesetz fir eine foderale Staatsform entschieden. Eine solche Staatsform hat insbesondere im Hinblick
auf die Aufrechterhaltung der Demokratie und der Menschenrechte sowie eines Gleichgewichts der Kréfte
erhebliche Vorteile. Sie respektiert auch die historisch gewachsene, kulturelle Vielfalt der verschiedenen Re-
gionen innerhalb Deutschlands und versucht nicht, in allen Bereichen des menschlichen Lebens Uniformitat
herzustellen. Gleichzeitig wurde bei der Aufteilung der Kompetenzen zwischen Bund und Léndern beriick-

2 Informationen tiber die von der Bundesrepublik Deutschland durchgefiihrten MaBnahmen zur Umsetzung der in den Abschnitten 40

und 62 enthaltenen Empfehlungen der abschliefenden Bemerkungen des Ausschusses der Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder
Form von Diskriminierung der Frau vom 10. Februar 2009 (Zwischenbericht).
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sichtigt, dass in wichtigen Bereichen gleiche Rechts- und Lebensbedingungen geschaffen werden. Grundlage
far alle Akteure und Akteurinnen dieses Systems sind die im Grundgesetz verankerten Menschen- und Biir-
gerrechte und die verfassungsmaRige Ordnung. Diese Struktur bringt es mit sich, dass Bund, L&nder und
Kommunen teilweise verschiedene, teilweise sich tberschneidende Kompetenzen haben. Aus diesem Grund
werden in vielen Bereichen der Umsetzung des Ubereinkommens, wenn Bundeskompetenzen beriihrt sind,
weitgehend einheitliche Ergebnisse erzielt werden (z. B. im Strafrecht, welches auf Bundesgesetzen basiert),
aber eben nicht in allen Bereichen. In den ausschlieBlichen Kompetenzbereichen der Lander (z. B. in der Bil-
dung) bestehen in den L&ndern unterschiedliche rechtliche Grundlagen, Strukturen und Politikansatze. Jedes
Bundesland hat in diesen Bereichen das Recht, seinen individuellen Weg zur Umsetzung der Konvention zu
finden, ohne dass die Bundesregierung ihm einheitliche Regeln hierzu diktieren kdnnte. Diese verfassungs-
maRige Ordnung hat sich in Deutschland bewahrt. Nach Auffassung der Bundesregierung wird die Umsetzung
von CEDAW nicht nur durch eine zentralistische Staatsordnung erreicht.

Empfehlungen 17 und 18: Gleichbehandlungsgesetze Art. 2, 11 CEDAW

Der Ausschuss stellt den breiteren Anwendungsbereichs des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes von
2006 fest, das alle Formen von Diskriminierung aus verschiedenen Griinden, einschlieBlich des Ge-
schlechts, am Arbeitsplatz und bei anderen geschaftlichen Vorgangen, umfasst und neben dem Arbeitsrecht
auch andere Rechtsgebiete betrifft. Der Ausschuss bedauert jedoch, dass in dem Gesetz keine Aspekte der
h&uslichen und Privatsphére beriicksichtigt werden und dass es in Fallen von Diskriminierung keine Um-
kehr der Beweislast vorsieht.

Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat auf, die Umsetzung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes
von 2006 sorgféltig zu Uberwachen und geeignete MalRnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass der
erweiterte Geltungsbereich des Gesetzes wirksam zur Beseitigung der Diskriminierung der Frau in allen
von dem Ubereinkommen erfassten Bereichen angewendet wird. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertrags-
staat, die Moglichkeit einer Erganzung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes in Betracht zu ziehen,
damit es auch flir entsprechende Aspekte der hauslichen und Privatsphare gilt und die Beweislast umkehrt,
um die Durchsetzung der Gleichberechtigung der Frau zu erleichtern.

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) schiitzt u. a. Frauen vor Diskriminierungen und (sexuellen)
Belastigungen am Arbeitsplatz und im Geschéftsverkehr. Im hduslichen und privaten Bereich gilt das AGG
dagegen grundsatzlich nicht, was sich daraus erklart, dass das AGG allein der Umsetzung von vier européi-
schen Gleichbehandlungsrichtlinien in deutsches Recht dient. Entsprechend dieser europdischen Vorgaben
sind der h&usliche und private Bereich bewusst zum Schutz der Privatsphare und des Familienlebens grund-
sétzlich ausgenommen. Im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde eine ausgewogene Balance
zwischen dem Recht der Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung (Art. 3 Grundgesetz) und dem Recht
der freien Entfaltung der Persoénlichkeit sowie dem Schutz der Privatsphére (Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz) fest-
gelegt. Das bedeutet allerdings nicht, dass Frauen in diesem Bereich schutzlos sind. Bel&stigungen von erheb-
lichem Gewicht kénnen in jedem Fall strafrechtlich als Beleidigung geahndet werden (8 185 StGB). Darliber
hinaus greifen die Schutzmechanismen des AGG dann, wenn es sich bei der Tatigkeit im h&uslichen Bereich
um ein Beschéftigungsverhéltnis handelt.

In allen Fallen, in denen Anspriiche nach dem AGG geltend gemacht werden, miissen die den Anspruch be-
grindenden Tatsachen dargelegt und bewiesen werden. Allerdings greifen zugunsten der Benachteiligten
gemal § 22 AGG Beweiserleichterungen ein. Zunachst missen lediglich Indizien vorgetragen werden, die auf
eine Benachteiligung aus einem der in 8 1 AGG genannten Diskriminierungsmerkmale schlie3en lassen. Da-
mit ist das BeweismaR zugunsten der Benachteiligten abgesenkt. Lassen diese Indizien z. B. eine Benachteili-
gung aufgrund des Geschlechts vermuten, kehrt sich die Beweislast um: Es obliegt dann dem Anspruchsgeg-
ner zu beweisen, dass keine unzul&ssige Benachteiligung vorgelegen hat.

Durch die Etablierung einer unabhangigen Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) wird die Umsetzung
des AGG wirksam unterstitzt.

Empfehlungen 19 und 20: Antidiskriminierungsstelle Art. 2 CEDAW

Der Ausschuss stellt mit Zufriedenheit die Einrichtung einer Antidiskriminierungsstelle (ADS) des Bundes
im Jahre 2006 fest, die fur die Umsetzung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes von 2006 verant-
wortlich ist und den Auftrag hat, die Menschen bei der Durchsetzung ihres Rechts auf Gleichbehandlung zu
unterstutzen. Zwar begriBt der Ausschuss die Tatsache, dass die Antidiskriminierungsstelle eine Rechtshe-
ratung anbieten und bei vermuteten Fallen von Diskriminierung Informationen von privaten und staatli-
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chen Akteuren und Akteurinnen einholen kann, andererseits bedauert er jedoch, dass die Antidiskriminie-
rungsstelle nicht berechtigt ist, bei Diskriminierungsféllen Klagen einzureichen, und dass sie weder die
Befugnis zur Durchfiihrung weiterer Untersuchungen noch die Mdglichkeit zur Ergreifung von Sanktionen
hat, wenn ihr notwendige Informationen vorenthalten werden. Dartber hinaus bringt der Ausschuss seine
Bedenken hinsichtlich der knappen personellen und finanziellen Ausstattung der ADS zum Ausdruck. Der
Ausschuss stellt mit Besorgnis fest, dass das Ernennungsverfahren, nach dem das Bundesministerium flr
Familie, Senioren, Frauen und Jugend den Leiter/die Leiterin der Antidiskriminierungsstelle fiir die Amts-
zeit ernennt, die an die Legislaturperiode des Parlaments (des Bundestags) gekoppelt ist, Einfluss auf des-
sen/deren Unabhé&ngigkeit haben kann.

Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat auf, die Antidiskriminierungsstelle des Bundes mit ausreichend
personellen und finanziellen Ressourcen auszustatten, damit sie ihren Auftrag zur Forderung der Gleichbe-
handlung, einschliellich der Gleichstellung der Geschlechter, wirksam erflllen kann. Er empfiehlt dem
Vertragsstaat, eine Erweiterung des Mandats der Antidiskriminierungsstelle in Betracht zu ziehen und sie
mit zusatzlichen Untersuchungs- und Sanktionsbefugnissen auszustatten. Um die Unabhangigkeit und
Transparenz der Antidiskriminierungsstelle zu erhéhen, spricht der Ausschuss die Empfehlung aus, dass
der Vertragsstaat ein anderes Verfahren zur Ernennung des Leiters/ der Leiterin der Antidiskriminierungs-
stelle, beispielweise durch den Bundestag oder den Bundesprasidenten, in Erwagung zieht und dass die
Amtszeit auf eine bestimmte Anzahl von Jahren festgelegt wird.

1. Aufgaben der ADS

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) leistet einen wichtigen Beitrag auf dem Weg zu einer dis-
kriminierungsfreien Gesellschaft. Sie unterstitzt Personen, die Benachteiligungen erfahren haben, die rassis-
tisch motiviert oder wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung,
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identitét erfolgt sind. Die ADS kann insbesondere tber An-
spriiche informieren, Mdglichkeiten des rechtlichen Vorgehens im Rahmen gesetzlicher Regelungen zum
Schutz vor Benachteiligungen aufzeigen, von den Beteiligten Stellungnahmen mit dem Ziel einer gltlichen
Einigung einholen, aber auch Prozessheratungen durch andere Stellen vermitteln.

Aulerdem steht nach deutschem Recht einer Prozesspartei frei, sich durch Antidiskriminierungsverbande
unterstlitzen zu lassen. Sie kann den Antidiskriminierungsverband auch in die mindliche Verhandlung mit-
bringen. Sie kann sich mit ihm vor dem Verfahren beraten, wahrend der miindlichen Verhandlung — im An-
waltsprozess uber ihren Anwalt — um Unterbrechung zur Riicksprache mit dem Verband bitten und ihre
Rechtsposition regelmélig auch mit Anwalt und Verband in einer Sitzungspause diskutieren. Einer Klarstel-
lung dieser fiir jedermann bestehenden Mdglichkeiten auch flr Antidiskriminierungsverbande bedarf es nicht.
Dariiber hinaus kénnen Antidiskriminierungsverbénde auch auferhalb des Parteiprozesses als Beistand des
Benachteiligten auftreten.

2. Ausstattung der ADS

Auf genereller Ebene betreibt die ADS Offentlichkeits-, Praventions- und Forschungsarbeit. Alle Bundesbe-
horden und sonstigen 6ffentlichen Stellen im Bereich des Bundes sind verpflichtet, die ADS bei der Erfillung
ihrer Aufgaben zu unterstiitzen. Gemeinsam mit den in ihren Zustandigkeiten betroffenen Beauftragten der
Bundesregierung fur Integration, firr die Belange behinderter Menschen und flir nationale Minderheiten be-
richtet sie dem Deutschen Bundestag im Vier-Jahres-Turnus und gibt Empfehlungen ab. Damit hat die ADS
gesetzlich festgelegte, weitreichende Befugnisse und Zusténdigkeiten, die sicherstellen, dass sie ihre Aufga-
ben erfiillen und sich wirkungsvoll gegen Diskriminierung einsetzen kann.

Die ADS wird in einem eigenen Kapitel im Haushaltsplan des BMFSFJ jahrlich mit ausreichend personellen
und finanziellen Mitteln ausgestattet. Die Ergebnisse einer Evaluation, die eine dauerhaft verstarkte finanziel-
le und personelle Ausstattung der ADS nach sich zieht, wurden umgesetzt.

Das Verfahren zur Ernennung der Leiterin der Antidiskriminierungsstelle wurde in Einklang mit den Anforde-
rungen der entsprechenden EU-Richtlinien eingerichtet und hat sich bewéhrt, gerade weil es die Unabhéngig-
keit der Leiterin der ADS sicherstellt. Nach 8 26 Abs. 1 Satz 3 AGG ist sie in der Ausubung ihres Amtes un-
abhangig und nur dem Gesetz unterworfen. Es liegen der Bundesregierung keinerlei Hinweise vor, die an
einer Unabhéangigkeit der Leiterin der ADS Zweifel aufkommen lassen. Daher gibt es weder einen sachlichen
noch rechtlichen Grund, dieses Verfahren zu &ndern.
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Inzwischen haben sechs Bundeslander ebenfalls Antidiskriminierungsstellen eingerichtet (Berlin, Branden-
burg, Rheinland-Pfalz, Thiringen, Schleswig-Holstein und Hessen).® Andere Bundeslander haben Program-
me, welche die Umsetzung des AGG fordern.

Das Land Sachsen-Anhalt fordert beispielsweise seit 2012 das Projekt ,,Netzwerkstelle zum AGG* zur Unter-
stiitzung der Zusammenarbeit mit Behdrden, Nichtregierungsorganisationen und einzelnen Fachgruppen, um
gemeinsam Strategien und konkrete Angebote zur Umsetzung des gesetzlichen Schutzes zu entwickeln.

Empfehlung 22: Sichtbarkeit des Ubereinkommens und seines Zusatzprotokolls

Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat auf, in seinen Bemilhungen zur Beseitigung der Diskriminierung
der Frau groReres Gewicht auf das Ubereinkommen als rechtlich bindendes und direkt anwendbares Men-
schenrechtsinstrument zu legen. Darlber hinaus fordert er den Vertragsstaat auf, proaktive Mafinahmen
zur Forderung des Bekanntheitsgrads des Ubereinkommens und seines Zusatzprotokolls auf allen Ebenen —
auf Bundes-, Lander- und kommunaler Ebene — insbesondere in der Justiz und in den Rechtsberufen, in
politischen Parteien, unter Parlamentariern und Regierungsbeamten, einschlieflich Vollstreckungsbeamten
sowie in der Offentlichkeit zu ergreifen, um die Anwendung des Ubereinkommens bei der Entwicklung und
Umsetzung aller Gesetze, MaRnahmen und Programme zu stérken, die auf die praktische Verwirklichung
des Gleichberechtigungsgrundsatzes zwischen Mann und Frau abzielen. Der Ausschuss ermutigt den Ver-
tragsstaat zur systematischen Forderung der Kenntnis und des Verstandnisses des Ubereinkommens und
seines Zusatzprotokolls sowie der Gleichstellung der Geschlechter durch seine Schulungsprogramme. Au-
Rerdem fordert er den Vertragsstaat auf, sicherzustellen, dass das Ubereinkommen und sein Zusatzproto-
koll sowie die allgemeinen Empfehlungen des Ausschusses und die zu einzelnen Mitteilungen und Anfragen
vertretenen Meinungen zu einem wesentlichen Bestandteil von Lehrplanen, einschlieBlich der Rechtsaus-
und -weiterbildung in der Justiz, werden.

1. Anwendbarkeit des Ubereinkommens

Das Ubereinkommen ist in Deutschland Bestandteil der nationalen Rechtsordnung. Jedes staatliche Organ hat
dem Ubereinkommen (in Form des Zustimmungsgesetzes) Wirksamkeit zu verschaffen. Dies ergibt sich
schon aus der Volkerrechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes. Der Gesetzgeber hat danach volkerrechtswidrige
Gesetzgebung zu unterlassen, die anderen staatlichen Gewalten (Exekutive und Justiz) haben das nationale
Recht volkerrechtsfreundlich zu interpretieren und CEDAW als Auslegungshilfe heranzuziehen.

Eine direkte Anwendbarkeit des Ubereinkommens im Sinne der Einklagbarkeit individueller, subjektiver
Rechte aus dem Wortlaut des Ubereinkommens ist schwieriger, da nicht alle Artikel von CEDAW — anders
als andere Menschenrechtsinstrumente — so hinreichend konkretisiert sind, dass sie Grundlage einer Entschei-
dung im Einzelfall mit entsprechender Rechtsfolge sein kénnen. Viele Normen von CEDAW wurden aber in
den nationalen Gesetzen der verschiedensten Rechtsbereiche weiter konkretisiert und so in individuell ein-
klagbare Instrumente umgesetzt. Beispielsweise finden sich die Staatenverpflichtungen nach Art. 15 CEDAW
zum einen als individuell einklagbare Rechte im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland und auch im
Zivilrecht, Strafrecht und 6ffentlichen Recht wieder.

2. Verbreitung des Ubereinkommens

Das BMFSFJ veroffentlichte 2007 eine umfassende Informationsbroschiire zum Ubereinkommen, dem Zu-
satzprotokoll sowie den allgemeinen Empfehlungen des CEDAW-Ausschusses. Diese Broschiire wurde in-
zwischen Uberarbeitet und in aktualisierter Form auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene verbreitet. Zu
den Rechtsvorschriften, die die einzelnen Artikel des Ubereinkommens umsetzen, wurde in allen letzten Staa-
tenberichten Deutschlands ausfiihrlich informiert. Sowohl der Sechste Staatenbericht Deutschlands als auch
die abschlieRenden Empfehlungen des Ausschusses dazu wurden auf Deutsch gedruckt und veréffentlicht.

An vielen Universitaten Deutschlands wird CEDAW im Rahmen der Vorlesungen zum Verfassungsrecht,
zum Menschenrechtsschutz und zum Volkerrecht behandelt.

Die Deutsche Richterakademie (DRA) - eine von Bund und Landern gemeinsam getragene Fortbildungsein-
richtung — bietet in ihrem Jahresprogramm regelmaRig Tagungen an, darunter auch eine vom BMJV ausge-

®  Schleswig-Holstein: http://www.landtag.ltsh.de/beauftragte/ad/, Brandenburg: http://www.antidiskriminierung-brandenburg.de/,

Berlin: http://www.berlin.de/Ib/ads/, Rheinland-Pfalz: http://mifkjf.rlp.de/familie/vielfalt-foerdern-benachteiligung-abbauen/
antidiskriminierungsstelle, Thiringen: http://www.thueringen.de/th7/antidiskriminierung/, Hessen (im Aufbau):
https://lwww.hessen.de/presse/pressemitteilung/antidiskriminierungsstelle-wird-personell-besetzt



http://www.landtag.ltsh.de/beauftragte/ad/
http://www.antidiskriminierung-brandenburg.de/
http://www.berlin.de/lb/ads/
http://mifkjf.rlp.de/familie/vielfalt-foerdern-benachteiligung-abbauen/%20antidiskriminierungsstelle
http://mifkjf.rlp.de/familie/vielfalt-foerdern-benachteiligung-abbauen/%20antidiskriminierungsstelle
http://www.thueringen.de/th7/antidiskriminierung/
https://www.hessen.de/presse/pressemitteilung/antidiskriminierungsstelle-wird-personell-besetzt
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richtete Tagung, die einen Uberblick tiber den internationalen Menschenrechtsschutz geben. Auch die Europa-
ische Rechtsakademie in Trier bietet Tagungen flir Richterinnen und Richter sowie Staatsanwaltinnen und
Staatsanwélte an, die UN-Konventionen zum Gegenstand haben.

Empfehlungen 23 und 24: Leitprinzip Geschlechtergerechtigkeit und geschlechtergerechtes Finanzma-
nagement offentlicher Haushalte Art. 2, 3 CEDAW

Der Ausschuss nimmt die Schwierigkeiten des Vertragsstaates bei der Umsetzung seiner Strategie beziig-
lich der Geschlechtergerechtigkeit zur Kenntnis, bedauert jedoch, dass diese Schwierigkeiten im Berichts-
zeitraum zu einer Veranderung seiner Gleichstellungspolitik gefuhrt haben. Insbesondere ist der Ausschuss
besorgt, dass die Arbeitsstrukturen zur Ministerien Ubergreifenden Koordinierung der Umsetzung des Leit-
prinzips Geschlechtergerechtigkeit abgebaut worden sind. Auerdem sieht der Ausschuss mit Sorge, dass
trotz der Absichtserklarung zum geschlechtergerechten Finanzmanagement der 6ffentlichen Haushalte von
2004 und 2007, einschlieRlich der verdffentlichten Machbarkeitsstudie, bislang keine Schritte zur Umset-
zung geschlechtersensibler Haushalte im Bundeshaushalt unternommen wurden.

Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, zu dem integrierten Konzept der Geschlechtergerechtigkeit
zuriickzukehren, das in den vorherigen abschlieBenden Bemerkungen (A/59/38, Ziffer 378) vom Ausschuss
begrit worden war. Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat auf, im Rahmen seines Systems zur Anwen-
dung des Leitprinzips der Geschlechtergerechtigkeit effektive Uberwachungs-und Verantwortlichkeitsme-
chanismen einzufiihren und in diesen Mechanismen auch Sanktionen fiir den Fall der Nichteinhaltung des
Konzepts der Geschlechtergerechtigkeit vorzusehen. Darliber hinaus empfiehlt der Ausschuss dem Ver-
tragsstaat, geman seiner Absichtserklarung ein Konzept fiir das geschlechtergerechte Finanzmanagement
der offentlichen Haushalte einzufiihren, das alle Ministerien umfasst und von jedem Ministerium eine Be-
wertung seines Fachhaushalts unter dem Gleichstellungsaspekt sowie eine Berichterstattung dartber in
seinen Haushaltsvorlagen verlangt. In diesem Zusammenhang fordert der Ausschuss den Vertragsstaat auf,
sich an den Erfahrungen einiger Bundeslander mit der erfolgreichen Umsetzung des geschlechtergerechten
Finanzmanagements in ihrer Haushalts- und Finanzpolitik zu orientieren.

1. Leitprinzip Geschlechtergerechtigkeit — Gender Mainstreaming

Nach § 2 der Gemeinsamen Geschaftsordnung der Bundesministerien (GGO) ist die Gleichstellung von Frau-
en und Ménnern durchgéngiges Leitprinzip. Es soll bei allen politischen, normgebenden und verwaltenden
MaRnahmen der Bundesministerien in ihren Bereichen gefordert werden. Besonders wird das Prinzip auch im
Bundesgleichstellungsgesetz (BGleiG) vom 30. November 2001 festgehalten. Es verpflichtet alle Beschaftig-
ten der Bundesverwaltung zur Bertcksichtigung der Gleichstellung von Frauen und Ménnern als Quer-
schnittsaufgabe in allen Politikfeldern. Diese Verpflichtung muss als durchgéngiges Leitprinzip im Bundes-
dienst verankert und in allen Aufgabenbereichen der Dienststelle sowie bei der Zusammenarbeit von Dienst-
stellen berticksichtigt werden. Entwicklung, Organisation und Evaluation von politischen Entscheidungspro-
zessen und MaRnahmen sind so vorzunehmen, dass die Auswirkungen auf die Geschlechter berticksichtigt
werden.

Das Leitprinzip wird auch auf Landesebene angewandt und ist hdufig in den Landesgleichstellungsgesetzen
verankert. VVon 2003 bis 2009 sind beispielsweise in Rheinland-Pfalz Strukturen, Verfahren und Instrumente
des Leitprinzips in die Regelpraxis der Landesverwaltung tberfuhrt worden. Als Grundlage zur praktischen
Anwendung dienen die Gemeinsame Geschéftsordnung (GGO) und eine Checkliste mit Priifkriterien. Zur
Gendersensibilisierung haben etliche SchulungsmalRhahmen mit Fachtagungen, Workshops und Gender-
Dialogen beigetragen, wie z. B. in den Handlungsfeldern Justiz, Bildung, grenziiberschreitende Zusammenar-
beit, Ehrenamtsbdrsen, Naturschutz, Gesundheit, Familienpolitik, Gender Budgeting und Pflege sowie Lan-
des-, Regional- und Kommunalplanung. 2007 hat das rheinland-pfélzische Frauenministerium ein 6ffentliches
Informationsforum mit einer eigenen Gender Mainstreaming Homepage (gender-mainstreaming.rlp.de) ge-
schaffen.

2. Geschlechtergerechter Haushalt — Gender Budgeting

Deutschland hat ein kameralistisches Haushaltssystem, welches systematisch nicht ohne eine grundlegende
Novellierung mit der Funktionsweise von Gender Budgeting in Einklang zu bringen ist. Eine Neuausrichtung
des Haushaltssystems mit einem vorsichtigen Verlassen der Kameralistik ist auf Bundes- aber auch auf Lan-
der- und kommunaler Ebene, bis auf wenige Ausnahmen, auf grole Hindernisse gestoRlen. Es erweist sich als
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ein ausgesprochen langwieriger Prozess, nicht zuletzt, weil die erprobten und bewéhrten Erfolge der kamera-
listischen Haushaltsfihrung und damit der wirtschaftlichen Stabilitat der 6ffentlichen Haushalte nicht geféhr-
det werden sollen. Alle Bundesbehdrden haben aber ungeachtet dessen die Verpflichtung zum Gender
Mainstreaming nach § 2 GGO auch bei ihrer Ausgabenpolitik zu beachten. Aufgrund dieses querschnittlichen
Ansatzes sind in vielen Haushaltstiteln der Bundesregierung auch Mittel fur die Férderung der Gleichstellung
der Geschlechter und die Foérderung von Frauen enthalten. Da die Mittel in den verschiedenen Titeln unter
anderen Themen enthalten sind, ist es nicht mdglich, den Anteil am nationalen Haushalt, der ausschlieflich
fir gleichstellungspolitische Zwecke verwendet wird, auszuweisen.

In einigen Bundeslandern finden sich schon Beispiele flr eine derzeitige Erprobung des Gender Budgeting-
Ansatzes in bestimmten Bereichen der Haushaltsfihrung. Das Gleichstellungspolitische Rahmenprogramm
2013 - 2015 des Hamburger Senats sieht beispielsweise die Aufnahme von geschlechterbezogenen Aussagen
und Daten in die Ziele und Kennzahlen aller fiir die Gleichstellungspolitik relevanten Produktgruppen des
Haushalts sowie eine entsprechende Evaluation vor. Diese strategische Neuausrichtung des Haushaltswesens
zielt darauf ab, im Wege einer Umstellung von der kameralistischen auf die doppische Rechnungslegung den
gesamten Ressourcenverbrauch im Haushalt abzubilden.

In Rheinland-Pfalz wurde Gender Budgeting als haushaltspolitisches Instrument von Gender Mainstreaming
inzwischen ebenfalls eingefiihrt. Intention ist, Gender Mainstreaming okonomisch und fiskalisch in einen
geschlechtergerechten und transparenten Haushalt zu Ubertragen und damit zur Geschlechtergerechtigkeit
beizutragen. Im Fachbereich ,,Schulsozialarbeit” wurde dies bereits umgesetzt.

Auf der Grundlage des Landtagsbeschlusses vom 10.11.2011 (Landtagsdrucksache 6/567) ist die Landesregie-
rung im Land Sachsen-Anhalt aufgefordert, ein sich auf alle Fachpolitiken des Landes beziehendes Rahmen-
programm fiir ein geschlechtergerechtes Sachsen-Anhalt zu erarbeiten. Zentraler Bestandteil des Landespro-
gramms soll ein Masterplan mit konkreten gleichstellungspolitischen Zielen sowie MaRnahmen, Vorhaben
und Aktionen in den Handlungsfeldern Bildung, existenzsichernde Beschaftigung, soziale Gerechtigkeit, Par-
tizipation und Anti-Gewalt-Arbeit sein.

In Berlin ist die Umsetzung von Gender Budgeting im Landeshaushalt explizit formuliert und es wird daran
gearbeitet, Gender Budgeting in die normale Haushaltspolitik zu integrieren.* Die Arbeitsgruppe Gender
Budgeting der Senatsverwaltung Arbeit, Integration und Frauen arbeitet seit 2003 in enger Kooperation mit
der Senatsverwaltung fiir Finanzen und der Gender Mainstreaming-Geschéftsstelle. Sie erarbeitet konzeptio-
nelle und strategische Grundlagen fir eine standig weiterzuentwickelnde Implementierung des Gender Budge-
ting in der Berliner Verwaltung.

Empfehlungen 25 und 26: Zeitweilige SondermaBnahmen Art. 4 i. V. m. Art. 2 CEDAW

Der Ausschuss wiederholt seine in den vorherigen abschlieRenden Bemerkungen (A/59/38, Ziffer 398) zum
Ausdruck gebrachte Besorgnis, dass einige Hinweise auf ,,zeitweilige Sondermalinahmen* in dem Staaten-
bericht auf ein mangelndes Verstandnis von Artikel 4, Absatz 1, des Ubereinkommens hindeuten; diese
Sondermalinahmen sollen das Erreichen der De-facto-Gleichstellung von Frauen innerhalb eines bestimm-
ten Zeitrahmens beschleunigen, wie dies vom Ausschuss in der allgemeinen Empfehlung Nr. 25 erlautert
wurde.

Der Ausschuss weist den Vertragsstaat auf die Tatsache hin, dass ein lediglich formales oder programmati-
sches Konzept nicht ausreicht, um die De-facto-Gleichstellung der Frau mit dem Mann zu erzielen, und
dass die Anwendung zeitweiliger SondermalRnahmen Bestandteil einer notwendigen Strategie zur beschleu-
nigten Verwirklichung einer substanziellen Gleichstellung der Geschlechter mit besonderem Gewicht auf
den Bereichen Beschéaftigung, staatlicher und privater Sektor und Teilhabe am 6ffentlichen Leben ist. Der
Ausschuss fordert den Vertragsstaat nachdriicklich auf, konkrete Ziele wie Quoten und Fristen festzulegen,
um das Erreichen einer substanziellen Gleichstellung zwischen Frau und Mann in den relevanten Berei-
chen des Ubereinkommens zu beschleunigen.

Die Bundesregierung ist sich bewusst, dass ,,zeitweilige Sondermanahmen® ein Instrument zur Erreichung
substantieller Gleichstellung sein kénnen, und dass es zur Durchsetzung der Gleichberechtigung oft einer
gezielten Forderung bedarf. Im Grundgesetz (Art. 3 Abs. 2) ist daher festgelegt: ,,Manner und Frauen sind
gleichberechtigt. Der Staat fordert die tatsdchliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und
Ménnern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.*

* http://www.berlin.de/sen/finanzen/haushalt/gender-budgeting/artikel.11915.php.
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Die Bundesregierung teilt hingegen nicht die Auffassung des Ausschusses, dass Art. 4 CEDAW eine volker-
rechtliche Verpflichtung der Vertragsstaaten enthdlt, bestimmte SondermaRnahmen einzufiihren. Den Ver-
tragsstaaten steht nach CEDAW vielmehr ein Ermessen zu, mit welchen Mitteln sie die Gleichstellung von
Frauen und Ménnern erreichen. Wenn sich die Vertragsstaaten entscheiden, in bestimmten Bereichen Son-
dermalinahmen anzuwenden, dann kénnen sie sich auf Art. 4 CEDAW als Rechtfertigungsgrund berufen, dass
diese zeitweiligen Malinahmen keine Diskriminierung darstellen.

Die Bundesrepublik Deutschland hat im Berichtszeitraum in bestimmten Bereichen von ihrem Ermessen, auch
zeitweilige Sondermanahmen einzusetzen, Gebrauch gemacht und wird dies auch in Zukunft so halten. Auf
die Ausfuhrungen zu Empfehlungen 37 und 38 wird verwiesen.

Empfehlungen 27 und 28: Stereotypen Art. 5, 10 (c) CEDAW

Zwar begriiit der Ausschuss die Bemihungen des Vertragsstaates um eine Beseitigung von stereotypen
Einstellungen und Verhaltensweisen, die Frauen diskriminieren und die Nichtgleichstellung von Frauen
und Méannern aufrechterhalten, er ist jedoch besorgt tiber das Fortbestehen durchgéangiger stereotyper und
traditioneller Einstellungen gegeniiber Frauen, die ihre Rechte zu untergraben drohen. Der Ausschuss
stellt fest, dass sich diese hartnackigen Rollenstereotypen in der benachteiligten Stellung der Frau in vielen
Bereichen widerspiegeln, und zwar unter anderem auf dem Arbeitsmarkt und beim Zugang zu Entschei-
dungspositionen, in der Wahl ihres Studiums und Berufs und in der geringen Inanspruchnahme der Eltern-
zeit durch Manner. Der Ausschuss aullert seine Besorgnis dariiber, dass stereotype Einstellungen beson-
ders in den Medien aufféllig sind, wo Frauen und Manner sowie Migranten h&aufig den Rollenstereotypen
entsprechend dargestellt werden. AuRerdem ist der Ausschuss besorgt iber die anhaltende sexistische Wer-
bung und ber die Unzulénglichkeit des von der Werbeindustrie zur Annahme und Bearbeitung von Einga-
ben wegen sexistischer Werbung eingesetzten Deutschen Werberats.

Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat auf, seine Bemihungen weiter zu verstarken und proaktive und
nachhaltige MaRnahmen zu ergreifen, um stereotype Ansichten zu den Rollen und Verantwortlichkeiten von
Frauen und Mannern durch Bewusstseinsférderungs- und Bildungskampagnen zu bek&mpfen und um von
Stereotypen geprégte Rollenbilder von Frauen mit Migrationshintergrund mit dem Ziel ihrer gesellschaftli-
chen Integration zu beseitigen. Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass die Verfassung des Vertragsstaates
es der Bundesregierung verbietet, von den Medien die Vermittlung eines positiven Frauenbilds zu verlan-
gen, er empfiehlt dem Vertragsstaat jedoch, die Massenmedien darin zu bestarken, den kulturellen Wandel
im Hinblick auf die Rollen und Aufgaben, die Frauen und Mannern gemaR sind, zu fordern, so wie dies in
Art. 5 des Ubereinkommens verlangt wird. In diesem Zusammenhang fordert der Ausschuss den Vertrags-
staat auf, sich an die Empfehlungen zu halten, die auf der 18. Konferenz der Gleichstellungs- und Frauen-
ministerinnen und -minister, -senatorinnen und -senatoren der Lander im Oktober 2008 und insbesondere
im Vorschlag zur Sicherstellung der Chancengleichheit ausgesprochen wurden, insbesondere an den Vor-
schlag, die Chancengleichheit in den fiir die Programmgestaltung und Planung des Programms verant-
wortlichen Gremien sicherzustellen und eine Aktionswoche zu diesem Thema durchzufihren. Der Aus-
schuss fordert den Vertragsstaat nachdriicklich auf, eine unabhéngige Prifstelle einzurichten, die flr eine
Vorabkontrolle der Werbung sowie die Annahme und Untersuchung von Beschwerden Uber sexistische
Werbung zusténdig ware.

1. Stereotypen in Massenmedien

Um Massenmedien darin zu bestérken, sexistische Rollenstereotypen nicht zu bedienen, nutzen die Bundesre-
gierung und die L&nder den bestehenden, engen verfassungsrechtlichen Rahmen, der Meinungsfreiheit garan-
tiert. Sexistische Werbung, die die Menschenwirde im Sinne des Art. 1 der Europdischen Grundrechtecharta
oder des Art. 1 des Grundgesetzes verletzt, ist gem. § 4 Nr. 1 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb
(UWG) unlauter, wenn sie geeignet ist, die Entscheidungsfreiheit der Verbraucher oder sonstiger Marktteil-
nehmer in menschenverachtender Weise zu beeintréchtigen. Gegen sie besteht gemaR § 8 UWG ein Unterlas-
sungs- und Beseitigungsanspruch.

Mit dem Deutschen Werberat gibt es in Deutschland bereits ein eingerichtetes Organ der Selbstkontrolle, das
flr die Annahme und Untersuchung von Beschwerden auch Uber sexistische Werbung zustandig ist. Nach
seinen Grundsdtzen durfen Bilder und Texte in der kommerziellen Werbung beispielsweise keine Aussagen
enthalten, die Personen wegen ihres Geschlechts diskriminieren oder etwa Dominanzgebaren als akzeptabel
erscheinen lassen. Es dirfen keine Aussagen oder Darstellungen verwendet werden, die Personen auf ihre
Sexualitét reduzieren oder ihre sexuelle Verfugbarkeit oder Ké&uflichkeit nahelegen. Ebenfalls unzul&ssig sind
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nach den Verhaltensregeln des Deutschen Werberates WerbemaRnahmen, die einen pornografischen Charak-
ter besitzen oder mit Gbertrieben herausgestellter Nacktheit eine Herabwiirdigung des Geschlechts vermitteln.

Nach Eingang einer Beschwerde beim Deutschen Werberat, die nicht von vornherein unbegriindet ist, erhalt
das von der Kritik betroffene Unternehmen Gelegenheit zur GegeniufRerung. Uberzeugt diese Darstellung
nicht und wird die WerbemalRnahme weiterhin unverandert geschaltet, so entscheidet das Gremium. Stimmt
der Werberat mehrheitlich fiir eine Beanstandung, unterrichtet er das Unternehmen und fordert zur Anderung
oder Einstellung der betroffenen Werbung auf. Geschieht dies nicht, wird das Unternehmen 6ffentlich fir die
Werbeaktivitat gerigt. Im Jahr 2013 wurden gegeniiber dem Werberat 163 verschiedene Werbemalinahmen
aus der Bevolkerung bzw. von anderen Stellen als geschlechterdiskriminierend gemeldet. Davon hat der Wer-
berat 54 beanstandet.

Die Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenminister/innen der Lander (GFMK) befasst sich immer wieder
mit geschlechterstereotypen Darstellungen von Frauen und Ménnern in den Medien, zuletzt 2013 (Beschluss
9.1). Dieser Beschluss richtet sich an wichtige Akteure und Akteurinnen, die in der deutschen Medienland-
schaft aktiv sind und fordert diese auf, fir das Auflésen von Rollenbildern in den Medien einzutreten. Er wur-
de an insgesamt 20 verschiedene Institutionen versandt, darunter auch die ¢ffentlichen Rundfunkanstalten. In
ihren Antworten versichern die Verantwortlichen, die Analyse der Inhalte im Hinblick auf Gleichstellungsfra-
gen und Rollenbilder habe in der redaktionellen Praxis einen festen Platz. Man nehme die Verantwortung
ernst und werde das Thema weiter vorantreiben.

Die offentliche Bewusstseinsbildung und der Kampf gegen stereotype Einstellungen mit einem Fokus auf den
Medien werden weiterhin durch Veranstaltungen und Preisverleihungen gefordert:

e Seit 2001 verleiht die niedersachsische Landesregierung den Juliane-Bartel-Medienpreis. Er zeichnet
Autorinnen und Autoren aus, deren Beitrage ein faires und gleichberechtigtes Frauenbild zeigen, Frauen
in ihrer Rollenvielfalt oder als aktiv Handelnde abbilden.

e Im Prix Jeunesse International, dem grofiten Fernsehwettbewerb fiir die weltweit besten Kinder- und Ju-
gend-TV-Programme, wurde 2014 auf Initiative der bayerischen Landesregierung erstmals ein Gender-
preis verliehen.

e Die nordrhein-westfalische Landesregierung fordert gemeinsam mit der Bundesregierung, den Stadten
Dortmund und Koln sowie weiteren Partnerinnen und Partnern das Internationale Frauenfilmfestival
Dortmund | KlIn, eines der gréRten und bedeutendsten Frauenfilmfestivals weltweit.

e Beim Herbsttreffen der Medienfrauen, welches jahrlich bei einer 6ffentlich-rechtlichen Sendeanstalt statt-
findet, wird seit 1980 der Negativpreis Saure Gurke verliehen. Er wird fiir einen besonders frauenfeindli-
chen, von einer 6ffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalt produzierten Fernsehbeitrag, vergeben.

e Das Medienlabor des Journalistinnenbundes wirft ein Mal im Jahr unter verschiedenen Fragestellungen
einen kritischen Blick aus feministischer Perspektive auf die deutsche Medienlandschaft. Die Veranstal-
tung wird unter anderem durch die Bundesregierung gefordert.

2. Veranderung in den Rollenbildern in der Gesellschaft

Insgesamt lasst sich feststellen, dass sich die Rollenbilder in Deutschland in den letzten Jahren in verschiede-
nen Bereichen positiv fiir die Gleichstellung von Frauen und Méannern entwickelt haben. Aus der Studie ,,Le-
bensentwirfe heute - Wie junge Frauen und Manner in Deutschland leben wollen* von Jutta Allmendinger
und Julia Haarbriicker® ergibt sich folgendes Bild zum Wandel der Rollenvorstellungen in Deutschland:

,»Der traditionellen Rollenaufteilung ‘Mein Partner soll fiir die Existenzsicherung der Familie zusténdig sein,
ich fir Haushalt und Kinder* stimmen 6 Prozent der Frauen zu. Damit gehen 94 Prozent der Frauen davon
aus, zur Existenzsicherung der Familie beizutragen. ‘Beitragen® ist das richtige Wort, denn Frauen sehen sich
selbst nicht als Alleinverdienerin. Die Aussage ‘Ich werde fiir die Existenzsicherung der Familie verantwort-
lich sein, mein Partner fir Haushalt und Kinder* unterstiitzen 1 Prozent der Frauen. Die Mehrheit der Frauen
(62 Prozent) wiinscht ein Modell, das sich folgendermallen umreifen l&sst: ‘Ich strebe einen gelungenen Aus-
gleich zwischen Beruf und Familie an, ohne dass einer der beiden Bereiche vernachléssigt wird.*

In der Realitét leisten in Deutschland in fast jedem flinften Mehrpersonenhaushalt Frauen den Hauptbeitrag
zum Einkommen, sind also Familienernéhrerinnen. In dem vom BMFSFJ und dem DGB-Bundesvorstand in
strategischer Partnerschaft durchgefiihrten Projekt ,,Familienernéhrerinnen* ist eine Roadmap zur Verbesse-
rung der Situation von Familienerndhrerinnen und zur Gleichstellung von Frauen und Mannern erstellt wor-
den. Einer der drei Schwerpunkte lautet ,,Stereotype waren gestern. Vielfaltige Rollen fir Frauen und Mén-

> Kommentierte Ergebnisse der Befragung 2012, Discussion Paper September 2013, S. 27
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ner”, da sich gezeigt hat, dass Rollenstereotype Familienerndhrerinnen im Alltag behindern. In den Unter-
nehmen werden sie oft als Zuverdienerinnen wahrgenommen und so behandelt und k&mpfen mit familienun-
freundlichen Arbeitsbedingungen. °

Seit 2009 existiert in der Abteilung Gleichstellung im BMFSFJ ein Referat ,,Gleichstellungspolitik fir Jungen
und Manner“, das sich unter anderem auch mit Rollenstereotypen befasst. Zudem legte vor dem Hintergrund
der sich wandelnden Rollenbilder der aus Vertretern aus Wissenschaft und Praxis sowie Jungen (!) bestehende
Jungenbeirat 2013 seine Ergebnisse vor. Als erste Konsequenz wurde eine Webseite von Jungen flr Jungen
geschaffen. Zu Abbau von Stereotypen in der Berufswahl wird auf die Ausfiihrungen zu Empfehlungen 34
und 35 verwiesen.

3. Abbau von Stereotypen bei der Auswahl und Beférderung

Um Personalauswahlverfahren chancengerecht gestalten zu kénnen, haben verschiedene Bundesbehdrden und
Landespersonaldmter (wie beispielsweise Hamburg) Leitfaden zum Auswahlverfahren in der Verwaltung
herausgebracht, in denen Hinweise auf die Wirkmechanismen geschlechtsspezifischer Rollenstereotype gege-
ben werden. In gleicher Weise wurden mdogliche Fehler bei der Abgabe dienstlicher Beurteilungen auch im
Hinblick auf die Beurteilung von Ménnern und Frauen benannt und Mdglichkeiten beschrieben, sie zu ver-
meiden. Auch in Fortbildungsveranstaltungen zur Personalauswahl wird dieses Thema behandelt.

Das durch die ADS initiierte Pilotprojekt ,,Anonymisierte Bewerbungsverfahren“ (2010 — 2012) hat gezeigt,
dass anonymisierte Bewerbungsverfahren insbesondere die Chancen von Frauen auf eine Einladung zum Vor-
stellungsgesprach im Vergleich zum herkémmlichen Verfahren tendenziell erhdhen, gerade weil stereotype
Vorstellungen dadurch ausgeblendet werden. Die wissenschaftliche Evaluierung der Ergebnisse des Modell-
projektes ergab, dass anonymisierte Bewerbungsverfahren das Potential haben, Chancengleichheit fur alle
Bewerber und Bewerberinnen herzustellen. Das Verfahren wurde mittlerweile von mehreren Bundeslandern
bei der Einstellung von Personal (ibernommen.

4. Migranten und Migrantinnen

Eine moderne Gleichstellungspolitik, die faire Chancen fir Frauen und Manner im Lebenslauf sichern und an
weichenstellenden Ubergéangen im Berufs- und Familienleben gezielt Unterstilitzung anbieten will, berticksich-
tigt auch die Lebenssituation von Frauen mit Migrationshintergrund.

Das Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge fiihrte 2013 im Auftrag der Deutschen Islam-Konferenz (DIK)
eine Studie zu Geschlechterrollen bei Deutschen und Zuwanderern christlicher und muslimischer Religions-
zugehorigkeit durch.” Der primére Fokus der Untersuchung richtet sich auf Geschlechterrollen bei verschie-
denen Personengruppen in Deutschland mit besonderer Beriicksichtigung unterschiedlicher Religionszugeh6-
rigkeit und Herkunft. Zu diesem Zweck wurde eine représentative Umfrage unter insgesamt mehr als 3.000
Muslim/innen und Christ/innen aus ausgewahlten Herkunftsldndern durchgefiihrt. Auf diese Weise konnte
abgeschatzt werden, wie stark Geschlechterrollenmodelle, die sich zum Nachteil von Frauen auswirken kon-
nen, tatsachlich verbreitet sind. Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass Gleichberechtigung als universelles
Menschenrecht bei der Mehrheit der Befragten unabhangig von Religion und Herkunft fest verankert ist. Nur
jeweils eine Minderheit — unter Christen rund 11 % und unter Muslimen rund 17 % — weist Ansichten auf, die
zumindest teilweise als frauenbenachteiligend einzustufen sind. Dieser Liberalisierungstrend schliefit Ansich-
ten uber ,,Keuschheitsnormen* nicht mit ein. Rund die Halfte der in Deutschland geborenen oder aufgewach-
senen Muslim/innen misst Keuschheitsgeboten weiterhin eine hohe Bedeutung zu. Hingegen haben Keusch-
heitsnormen flr Christ/innen der Folgegenerationen so gut wie keine Bedeutung mehr. Unabhéngig von der
Religionszugehorigkeit vertreten Personen, die ihren Alltag an religidsen Vorschriften ausrichten, traditionel-
lere Einstellungen zu Geschlechterrollen.

Als zentraler Faktor, der hinter Unterschieden in der Geschlechtergleichstellung steht, wird die jeweilige sozi-
ale Lage identifiziert. Personen mit einer nicht in Deutschland erworbenen, sehr geringen formalen Bildungs-
qualifikation stimmen weniger hdufig fur eine Chancengleichheit von Frau und Mann. Die Studie widerlegt
stereotype Rollenbilder von Migrantinnen und Migranten und tragt damit zur Aufklarung sowie zum Abbau
von Vorurteilen bei.

Migrantinnen stehen in Deutschland vor besonderen Herausforderungen, wenn es darum geht, in der Gesell-
schaft und auf dem Arbeitsmarkt gleichberechtigte Teilhabechancen zu nutzen — gerade auch weil sie fir sich
und ihre Familien hdufig ,,Motoren* des Integrationsprozesses sind. Um die gesellschaftliche Teilhabe dieser

www.familienernaehrerin.de.

" Inna Becher u. Yasemin El-Menouar, Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge 2014, Forschungsbericht 21.
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Frauen zu verbessern, sollen auch ihre Selbstorganisationen unterstiitzt werden. Das BMFSFJ unterstitzt die
Griindung und den Aufbau einer bundesweiten, herkunftsiibergreifenden Dachorganisation von Migrantin-
nenverbédnden (DAMIGRA), die die Interessen der Migrantinnen und ihrer Organisationen auf Bundesebene
vertreten soll.

Mit dem ESF-Programm ,,Stark im Beruf — Mitter mit Migrationshintergrund steigen ein“ (vgl. Empfeh-
lung 37) verfolgt die Bundesregierung das Ziel, die berufliche wie gesellschaftliche Integration von Mdittern
mit Migrationshintergrund zu verbessern. Dadurch wird ebenfalls Stereotypen und tberholten Rollenbildern
entgegengewirkt.

Empfehlungen 29 und 30: Vereinbarkeit von Familie und Beruf Art. 11 Abs. 2, 16 CEDAW

Der Ausschuss begrift die gesetzgeberischen und politischen Bemiihungen und sonstigen MalRnahmen des
Vertragsstaates zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Berufsleben. Der Ausschuss ist jedoch
besorgt, dass hdusliche und familidre Verpflichtungen nach wie vor in erster Linie von Frauen tbernom-
men werden, von denen viele ihre berufliche Karriere unterbrechen oder eine Teilzeitbeschéftigung an-
nehmen, um die Aufgaben in der Familie zu erfullen. Der Ausschuss nimmt die von der Delegation vorge-
legten Informationen zur Kenntnis, dass im Januar 2009 eine Anderung des Besteuerungssystems einge-
fihrt wurde, die die negativen Auswirkungen der Besteuerung von Ehepaaren (das sogenannte ,,Splitting*)
abmildert und hofft, dass diese Anderung die negativen Anreize des bisherigen Besteuerungssystems in
Bezug auf die Teilhabe von Frauen am Erwerbsleben verringert. Der Ausschuss sieht mit Besorgnis, dass
das Fehlen von Kinderbetreuungsplatzen im Vertragsstaat, insbesondere fiir die Altersgruppe der
0- bis 3-Jahrigen, ihre unterschiedliche Qualitat und mangelnde Flexibilitat sowie das Fehlen von Betreu-
ungsprogrammen nach Unterrichtsschluss ein Hindernis fiir die Teilhabe von Frauen am Erwerbsleben
darstellen.

Der Ausschuss ermutigt den Vertragsstaat, seine Anstrengungen zur Unterstltzung von Frauen und Man-
nern bei der Schaffung eines Gleichgewichts zwischen familidren und beruflichen Verpflichtungen unter
anderem durch weitere Bewusstseinsforderungs- und Bildungsinitiativen fur Frauen wie fir Manner zum
Thema einer angemessenen Aufteilung von Kinderbetreuung und h&uslichen Aufgaben zu intensivieren
sowie sicherzustellen, dass Teilzeitstellen nicht mehr ausschlieRlich von Frauen angenommen werden. Der
Ausschuss drangt den Vertragsstaat, seine Bemilhungen um eine Verbesserung der Verfugbarkeit, Bezahl-
barkeit und Qualitat von Betreuungsplatzen fiir Schulkinder zu erhéhen, um die Riickkehr von Frauen auf
den Arbeitsmarkt zu erleichtern. Dariber hinaus empfiehlt er dem Vertragsstaat, die aktuellen gesetzlichen
Vorschriften zur Besteuerung von Ehepaaren (,,Splitting*“) sowie deren Auswirkungen auf das Fortbestehen
stereotyper Erwartungen an verheiratete Frauen zu Uberpriifen.

1. Partnerschaftliche Aufteilung der Kinderbetreuung

Der Bundesregierung war und ist es ein wichtiges Anliegen, die partnerschaftliche Wahrnehmung von berufli-
chen und familidren Aufgaben zu férdern und zwar durch Zeit, Geld und Infrastruktur. Denn 60 % der Eltern
in Deutschland mit Kindern von ein bis drei Jahren wiinschen sich ein Familienmodell, in dem beide Eltern in
gleichem Umfang erwerbstétig sind und sich gemeinsam um Kinderbetreuung und Haushalt kimmern.

Nur 14 % kodnnen dies derzeit verwirklichen.

Deshalb wurde bereits 2006 das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) eingefiihrt. Das Elterngeld
wird an Vater und Miitter fur maximal 14 Monate gezahlt, wenn sie nach der Geburt des Kindes ihre Arbeit
unterbrechen. Beide Eltern kénnen den Zeitraum frei untereinander aufteilen. Ein Elternteil kann dabei min-
destens zwei und hochstens zwoIf Monate fiir sich in Anspruch nehmen, zwei weitere, nicht Ubertragbare
Monate gibt es fur den jeweils anderen Elternteil. Das Elterngeld betrégt i. d. R. 65 % des Nettoeinkommens,
aber mindestens 300 Euro und héchstens 1.800 Euro.

Die Inanspruchnahme des Elterngeldes durch die Mutter liegt relativ konstant bei 96 %, die Bezugsdauer bei
11,7 Monaten. Fir 2012 geborene Kinder nahmen bereits durchschnittlich 29,3 % der Vater das Elterngeld in
Anspruch. Fir im Jahr 2009 geborene Kinder lag der Anteil noch bei 23,6 %. Die durchschnittliche Zeit, in
der Véter Elterngeld bezogen, betrug im Jahr 2012 3,2 Monate.

Mit dem ElterngeldPlus — einer Weiterentwicklung des Elterngeldes — wird Eltern die bestmégliche Inan-
spruchnahme des Elterngeldes in Kombination mit einer Teilzeittatigkeit erméglicht und damit der Wieder-
einstieg erleichtert. Aus einem bisherigen Elterngeldmonat werden zwei ElterngeldPlus-Monate (in maximal
halber Hohe), wenn Eltern einer Teilzeitbeschaftigung nachgehen. Zudem wird das Elterngeld um einen nicht
Uibertragbaren Partnerschaftsbonus erganzt. Wenn Mutter und Vater gleichzeitig flir vier Monate zwischen 25
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und 30 Stunden pro Woche Teilzeit arbeiten, erhalten sie je Elternteil vier weitere ElterngeldPlus-Monate. Die
neuen Regelungen kénnen von zusammenlebenden Eltern und Alleinerziehenden genutzt werden.

Zusétzlich zum Elterngeld hat jeder Elternteil Anspruch auf Elternzeit, d. h. jeder Elternteil hat das Recht zur
Betreuung und Erziehung des Kindes den Beruf bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres des Kindes zu
unterbrechen und anschliefend in das Arbeitsverhéltnis zurlickzukehren. Auch die Elternzeit wurde flexibili-
siert. Durch die Neuregelung kdnnen sogar zwei Jahre Elternzeit im Zeitraum zwischen drittem und achtem
Lebensjahr des Kindes beansprucht werden. Die Zustimmung des Arbeitgebers ist nicht mehr erforderlich.

Die Partnerschaftlichkeit soll auch durch Symmetrie beim Steuerrecht erreicht werden. In seinem Ersten
Gleichstellungsbericht 2011 hat die von der Bundesregierung beauftragte Sachverstandigenkommission die
Gleichstellung von Ménnern und Frauen umfassend und strukturell in Deutschland untersucht. Der Bericht
kommt zu dem Ergebnis, dass die Ausgestaltung des Ehegattensplittings ,,ein asymmetrisches Partnerschafts-
modell, in der der Mann das Einkommen flr die Dauer der Ehezeit allein oder hauptséachlich erwirtschaftete
und die Frau allenfalls hinzu verdiente, beforderte. Dieser Entwicklung versuchte die Bundesregierung durch
die Einfiihrung des sogenannten Faktorverfahrens entgegenzuwirken.®

2. Ausbau der Kinderbetreuung

Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt war und ist die Schaffung einer bedarfsgerechten, qualitativ hochwertigen
Infrastruktur zur Kinderbetreuung, um so friih wie mdglich fir alle Kinder gleiche Chancen im Bildungsver-
lauf und eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu schaffen. Im April 2007 haben sich Bund, Lan-
der und Kommunen auf dem sogenannten ,,Krippengipfel* darauf verstindigt, dass bis zum 1. August 2013
flir mindestens jedes dritte Kind unter drei Jahren ein bedarfsgerechtes Angebot an Betreuungsplatzen bereit-
gehalten werden muss. Diese politische Vereinbarung wurde vom Gesetzgeber mit dem am 16. Dezember
2008 in Kraft getretenen Kinderforderungsgesetz (Kif6G) umgesetzt. Es wurde darin der Rechtsanspruch auf
einen Betreuungsplatz fiir alle Kinder ab Vollendung des ersten Lebensjahres zum 1. August 2013 festgelegt.
Durch erhebliche Anstrengungen von Bund und Landern sowie von Stadten und Gemeinden konnten zum 1.
August 2013 bereits fiir weit mehr als ein Drittel der Kinder dieser Altersgruppe Betreuungsplétze geschaffen
werden. Die Inanspruchnahme von Kinderbetreuung fiir Kinder unter 3 Jahren ist im Zeitraum 2007 - 2012
bereits von 15,5 % auf 27,6 % gestiegen. Die Inanspruchnahme von nichtschulischer Betreuung von Kindern
zwischen 3 und 6 Jahren ist im Zeitraum 2007 bis 2012 von 89,2 % auf 93,9 % gestiegen.

Die Bundesregierung hat den Ausbau mit zwei Investitionsprogrammen und der Beteiligung an den laufenden
Kosten erheblich unterstutzt. Bis 2014 wurden insgesamt 5,4 Milliarden Euro zur Verfligung gestellt. Auch
nach Einflihrung des Rechtsanspruches stellt der Bund sein finanzielles Engagement nicht ein. So kénnen
weiterhin Kinderbetreuungsplatze mit Mitteln aus den beiden Investitionsprogrammen geschaffen werden.

Weiterer Handlungsbedarf besteht bei der Verbesserung der Qualitét in der Kindertagesbetreuung. Zusétzlich
zu den bereits bestehenden bundesweiten Programmen — wie zum Beispiel zur Sprachférderung und zur Ge-
winnung qualifizierter padagogischer Fachkrafte — unterstiitzt die Bundesregierung daher die Sicherung und
Verbesserung der Qualitat der Kinderbetreuungsangebote ab 2015 dauerhaft mit jahrlich 845 Millionen Euro.
Der schrittweise Ausbau der Ganztagsbetreuung von Schulkindern soll ebenfalls weiter vorangebracht wer-
den.

3.  Familienfreundliche Arbeitswelt

Die Erwerbstéatigenquote von Frauen ist im Zeitraum von 2007 bis 2013 von 66,7 % auf 72,5 % gestiegen
(Manner auf 82,1 %) (Eurostat 20 - 64 Jahre °). Die durchschnittliche Wochenarbeitszeit von Frauen liegt bei
30,3 Stunden, von Mannern bei 40,4 Stunden. Ca. 70 % der Beschaftigten im Niedriglohnsektor sind Frauen.
Rund 1/3 aller abhéngig beschéftigten Frauen im Alter von 25 bis 60 Jahren erzielt ein Erwerbseinkommen,
das nicht fiir eine eigenstidndige Existenzsicherung reicht (Mé&nner 1/10). Auch deshalb wurde zum 1. Januar
2015 ein allgemeiner gesetzlicher Mindestlohn in Hohe von 8,50 Euro pro Stunde eingefuihrt, von dem inshe-
sondere Frauen profitieren. Von den voraussichtlich 3,7 Millionen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern,
deren Gehalt durch den Mindestlohn angehoben wird, sind rund zwei Drittel Frauen.

Um Arbeitnehmerinnen und Arbeitnenmern die Ubergénge zwischen Vollzeit- und Teilzeitphasen zu erleich-
tern, soll das Teilzeitrecht weiter entwickelt werden. Flr Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die sich z. B.
wegen Kindererziehung oder Pflege von Angehérigen zu einer Teilzeitbeschaftigung entschieden haben, soll

8
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Zum Faktorverfahren vgl. Empfehlungen 39 und 40.
Bruch in der Zeitreihe: ab 2011 neue Hochrechnung auf Basis der Ergebnisse des Zensus 2011.
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sichergestellt werden, dass sie wieder zur friheren Arbeitszeit zurlickkehren kdénnen. Dazu soll ein Anspruch
auf befristete Teilzeitarbeit geschaffen werden (Rickkehrrecht).

Die Bundesregierung setzt sich auBerdem seit 2006 gemeinsam mit Wirtschaftsverbanden und Gewerkschaf-
ten im Unternehmensprogramm ,,Erfolgsfaktor Familie* fiir eine familienfreundliche Arbeitswelt ein. Seit
2010 stehen familienfreundliche Arbeitszeitmodelle im Fokus, insbesondere vollzeitnahe Teilzeitstellen mit
30 bis 35 Wochenstunden, die Frauen mehr Karrierechancen und Mannern mehr Familienzeit ermdglichen.
Die gemeinsamen Aktivitaten im Unternehmensprogramm haben dazu beigetragen, dass Familienfreundlich-
keit von Unternehmen zunehmend als Wetthewerbsfaktor wahrgenommen wird. Der Anteil der Unternehmen,
die Familienfreundlichkeit als wichtig beurteilen, ist von 2003 bis 2012 von 46 % auf 80 % gestiegen.

Auch die Bundeslédnder haben vielféltige Programme, um die Erwerbstatigkeit von Frauen zu starken und die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu erleichtern.

Das Baden-Wiirttembergische Landesprogramm ,,Kontaktstellen Frau und Beruf* unterstiitzt seit 1994 die
Erschliefung des Fachkréftepotenzials von Frauen flr die Wirtschaft, die Vereinbarkeit von Familie und Er-
werbstatigkeit und die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen am Erwerbsleben. Dazu bieten zehn Kontakt-
stellen Frau und Beruf an elf Standorten in Baden-Wirttemberg Orientierungsberatung, Vernetzung und Qua-
lifizierungsangebote rund um berufliche Themen. Sie beraten und unterstiitzen Frauen beim Wiedereinstieg in
den Beruf nach einer Familienphase, bei Um- und Aufstieg sowie Existenzgriindung. Dabei arbeiten sie eng
mit Unternehmen, Wirtschaftsorganisationen, Weiterbildungstragern, Arbeitsagenturen und Beauftragten fir
Chancengleichheit zusammen, um die berufliche Integration der Frauen und die Vereinbarkeit von Familie
und Erwerbstétigkeit zu erleichtern.

Empfehlungen 31 und 32: Teilhabe am politischen und 6ffentlichen Leben Art. 4, 7 CEDAW

Der Ausschuss begrit die Wahl der ersten Bundeskanzlerin im September 2005 und die Ernennung von
sechs Ministerinnen im Bundeskabinett. Dennoch sieht der Ausschuss noch immer mit Sorge, dass der Ver-
tragsstaat trotz des Bundesgleichstellungsgesetzes, das Chancengleichheit in den Bundesbehdrden und den
von der Bundesregierung geforderten Forschungseinrichtungen vorsieht, im Hinblick auf die Beschéftigung
von Frauen in Fuhrungspositionen des 6ffentlichen Dienstes im Vergleich zu anderen Landern der Europé-
ischen Union nur an drittletzter Stelle steht. Dariber hinaus gibt der Ausschuss seiner Besorgnis (iber den
geringen Prozentsatz an Frauen in hochrangigen Positionen des diplomatischen Dienstes, der Justiz sowie
an Hochschulen Ausdruck, wo der Frauenanteil sinkt, je weiter sie auf der akademischen Karriereleiter
nach oben steigen und wo sie derzeit (2007) nur 16,2 Prozent der Professuren innehaben. Der Ausschuss
ist zudem besorgt tiber die fehlenden Informationen zur Présenz von Migrantinnen in Entscheidungspositi-
onen, und das in einem Land, in dem Migranten einen groflen Prozentsatz an der Gesamtbevélkerung stel-
len.

Der Ausschuss empfiehlt proaktive Manahmen, um mehr Frauen zur Bewerbung um hochrangige Positio-
nen, insbesondere an den Hochschulen, zu ermutigen, und schlagt dem Vertragsstaat vor, gemal Artikel 4,
Absatz 1, des Ubereinkommens und gemaR der Allgemeinen Empfehlung Nr. 25 des Ausschusses zeitweilige
Sondermafinahmen zu ergreifen, um die Realisierung der De-facto-Gleichstellung von Frauen und Man-
nern in allen Bereichen zu beschleunigen.

Dariiber hinaus empfiehlt der Ausschuss dem Vertragsstaat, in seinen Gleichstellungsgesetzen weiterhin
Bestimmungen vorzusehen, die sowohl im 6ffentlichen Dienst wie in der Privatwirtschaft zur Anwendung
zeitweiliger SondermalRnahmen erméchtigen, einschlieBlich der Vorgabe von Zielen und Quoten, unter-
stitzt durch ein System von Anreizen. Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat auf, die Entwicklungen in
Bezug auf die Teilhabe von Frauen in Fihrungspositionen unter dem Gesichtspunkt der weiteren Forde-
rung dieser Teilhabe durch gesetzgeberische und politische Initiativen zu beobachten und sicherzustellen,
dass der Frauenanteil in politischen und 6ffentlichen Gremien die ganze Vielfalt der Bevélkerung wider-
spiegelt. Des Weiteren fordert er den Vertragsstaat auf, ihm Informationen (ber die erzielten Ergebnisse,
einschlieBlich relevanter und entsprechend aufgeschliisselter Statistiken, vorzulegen.

1. Frauen in der Politik

Auf der Bundesebene sind Frauen in politischen Amtern vergleichsweise gut vertreten. Im Deutschen Bundes-
tag sind 36,3 % der Abgeordneten weiblich im Vergleich zu 6,8 % im 1. Bundestag 1949. In den Bundeslan-
dern sind im Durchschnitt 32,2 % Frauen in den Parlamenten vertreten. Deutschland hat wieder eine Kanzle-
rin und von 14 Ministerien werden flinf von einer Ministerin geleitet. Die Représentanz von Frauen in den
Kommunen ist immer noch sehr viel schwacher. Ihr Anteil in den ehrenamtlichen Kommunalvertretungen
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insgesamt betragt durchschnittlich 24 %. Nur 5 % der haupt- und ehrenamtlichen Blirgermeister in Kommu-
nen mit Gber 2.000 Einwohnern sind weiblich.

Daher unterstiitzt das BMFSFJ Frauen, die sich in der Kommunalpolitik engagieren. Als erste bundesweite
und parteilibergreifende Plattform wurde das Helene Weber Kolleg ins Leben gerufen, mit dem Schwerpunkt,
Frauen in der Politik zu starken. Bereits zwei Mal konnte der Helene Weber Preis fir herausragende Kommu-
nalpolitikerinnen verliehen werden. GemaR Koalitionsvertrag werden Helene Weber Preis und das Helene
Weber Kolleg weiter gefordert, um eine hdhere Représentanz von Frauen in der Politik und den politisch ent-
scheidenden Gremien zu erreichen und Frauen insgesamt den Weg in die Politik zu ebnen. Um die Vorausset-
zungen fiir eine gesetzliche Regelung zur gleichberechtigten Teilhabe von Frauen in den Parlamenten zu ver-
bessern, ist eine Regelung, die eine Beteiligung von 50 % Frauen und 50 % Mannern sicherstellt (Parité-
Regelung) immer wieder in der Diskussion. Das BMFSFJ veranstaltete dazu 2014 die Fachtagung ,,Parité
jetzt!* u. a. mit dem Ziel, die Situation national und international abzubilden und mit Expertinnen Handlungs-
empfehlungen zu erarbeiten.

2. Migrantinnen

In den Jahren 2007 bis 2008 wurden in zwei vom BAMF veranlassten Studien Erfolgsbiographien von Mig-
rantinnen untersucht. Ein Ergebnis ist, dass unter den untersuchten Frauen ein erhebliches Potential an Ar-
beitskréaften ruht und eine gute Ausbildung entscheidend zur besseren Integration von Migrantinnen in den
Arbeitsmarkt beitragt. Lehrkraften und Ausbildern kommt dabei eine Schlusselrolle zu, da sie erfolgreiche
Bildungswege anbahnen und weniger erfolgreiche umlenken kénnen. Wesentliche Bausteine fir die Karriere
sind aulRerdem Angebote zum Erlernen und Verbessern deutscher Sprachkompetenzen.

In dem vom BMBF geforderten Projekt ,,Migrantinnen in Flhrungspositionen: Erfolgsfaktoren auf dem Weg
an die Spitze* werden die Erfolgsfaktoren und Hemmnisse von hochqualifizierten Migrantinnen auf dem Weg
in Spitzenpositionen in der Wirtschaft und Wissenschaft untersucht und Handlungsempfehlungen entwickelt.
So konnten allgemeine Regelungen wie Frauengquoten und anonymisierte Bewerbungsverfahren hilfreich sein.
Wichtig ist eine Forderung der interkulturellen Offnung in Unternehmen und Organisationen sowie die Unter-
stlitzung einer Willkommenskultur fur internationale Fachkrafte und Zuwanderer. Besonders wichtig ist die
Uberwindung von Klischees und die stereotypenfreie Wahrnehmung qualifizierter Migrantinnen. Haufig wird
von Persolr(w)alentscheidern Zuwanderungsgeschichte mit geringer Qualifikation und sprachlichen Defiziten
assoziiert.

3.  Frauen im offentlichen Dienst

Seit Inkrafttreten des Bundesgremienbesetzungsgesetzes (BGremBG) im Jahr 1994 und des Bundesgleichstel-
lungsgesetzes (BGleiG) im Jahr 2001 (vgl. dazu den 6. Staatenbericht Deutschlands) hat sich die Situation fir
Frauen im &ffentlichen Dienst des Bundes in vielen Bereichen stark verbessert. Das betrifft vor allem den
Frauenanteil an der Gesamtbeschaftigung. Dieser Anteil konnte von 45,6 % (2001) auf 52 % (2012) gesteigert
werden. Trotz der beachtlichen Steigerung des Frauenanteils an leitenden Funktionen von 18,5 % (2001) auf
30,0 % (2012) ist eine gleichberechtigte Teilhabe noch nicht erreicht. Nach wie vor sind Frauen in Fuhrungs-
positionen der Bundesverwaltung sowie bei Gremienbesetzungen im Einflussbereich des Bundes (25,7 % im
Jahr 2013) unterreprasentiert. Deshalb sollen fur den 6ffentlichen Dienst des Bundes eine proaktive Umset-
zung von BGremBG und BGleiG erfolgen sowie ein Gleichstellungsindex entwickelt werden. Hierzu hat die
Bundesregierung im Jahr 2014 einen Gesetzentwurf fiir die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Mén-
nern an Fuhrungspositionen in der Privatwirtschaft und im ¢ffentlichen Dienst auf den Weg gebracht. Das
Gesetz soll 2015 in Kraft treten.

Der Koalitionsvertrag sieht weiterhin vor, dass der mit dem Nationalen Aktionsplan Integration eingeschlage-
ne Weg fortgesetzt und der Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund im &ffentlichen Dienst erhdht
werden soll. Ab dem Jahr 2015 wird es in Bundesministerien und Geschéftsbereichsbehdrden auf freiwilliger
Grundlage Erhebungen zum Anteil von Migrantinnen und Migranten geben.

Die Bundeslander verfugen tber eigene Landesgleichstellungsgesetze fir die ¢ffentliche Verwaltung, die
dem Bundesgesetz ahneln, teilweise andere Schwerpunkte setzen, (iber weitere Mechanismen zur Umsetzung
verfiigen und auch immer wieder reformiert werden. 2011 lag der Anteil der Frauen in den Verwaltunqsspit-
zen bei 26 %, in den Abteilungsleitungspositionen in den Bundeslandern bei durchschnittlich 20 %."* Die
Landergleichstellungsgesetze enthalten Bestimmungen fiir die Umsetzung in den Bundeslandern. Auf der

19" Der Abschlussbericht des Vorhabens ist abrufbar unter: http://www.migrantinnen-in-fuehrung.de/

11 2. Atlas zur Gleichstellung von Mannern und Frauen in Deutschland: http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/root.did=204312.html
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kommunalen Ebene existiert ein Netzwerk von ca. 1.900 kommunalen Gleichstellungsbeauftragten (Bundes-
arbeitsgemeinschaft der kommunalen Frauenbiros und Gleichstellungsstellen BAG), welche Gleichstellungs-
politik in den Stadten und Gemeinden mit Blick auf die Beschaftigten des ¢ffentlichen Dienstes aber auch fir
die Burger/innen umsetzen.

Durch zahlreiche gesetzliche und untergesetzliche Mallnahmen in den L&ndern und Kommunen wird die Teil-
habe von Frauen am politischen und 6ffentlichen Leben weiter erhéht.

Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) hat bspw. im Berichtszeitraum 2007 - 2014 MalRnahmen zur
Erhéhung des Anteils von Frauen an Fihrungspositionen im offentlichen Dienst durchgefilhrt. Dazu gehéren
unter anderem eine Veranstaltungsreihe fiir weibliche Flhrungskréfte des Personalamtes 2012, eine Fortbil-
dungsreihe zum Thema ,,Vereinbarkeit von Karriere und Familie* fur junge karriereorientierte Frauen 2009 -
2011 und die Aufnahme neuer Fortbildungsthemen zur Karriereorientierung fir Frauen der zentralen Fortbil-
dungseinrichtung der FFH im Jahr 2013.

Rheinland-Pfalz plant z. B. eine Novellierung des Landesgleichstellungsgesetzes. Hierbei werden Regelun-
gen zur paritatischen Besetzung von Gremien sowie die Férderung von Frauen in unterreprasentierten Berei-
chen wichtige Bausteine sein. Um den Frauenanteil in Fihrungsfunktionen im 6ffentlichen Dienst von Rhein-
land-Pfalz zu erh6hen, wurde auch das Mentoringprogramm ,,Mehr Frauen an die Spitze!* ins Leben gerufen.
Frauen, die vor der Ubernahme einer Fihrungsfunktion stehen, oder eine solche iibernommen haben, werden
von erfahrenen Mentorinnen oder Mentoren ein Jahr lang begleitet.

Derzeit wird auch das seit dem 24.04.1996 geltende Landesgleichstellungsgesetz des Saarlandes novelliert.
Durch verbindlichere, sanktionsbewehrte Regelungen sowie die Festlegung von Zielvorgaben in den Frauen-
forderplanen soll insbesondere ein Beitrag zum weiteren Abbau der Unterreprésentanz von Frauen in Flh-
rungspositionen und Entscheidungsgremien geleistet werden.

4, Frauen in der Justiz

Im Bundesdienst haben insgesamt 106 Frauen als Richterinnen an Bundesgerichten oder Staatsanwéltinnen
beim Generalbundesanwalt hochrangige Positionen in der Justiz inne. So arbeiten 30 Richterinnen am Bun-
despatentgericht (25 in der Besoldungsgruppe R2; 5 in der Besoldungsgruppe R3), 30 Richterinnen am Bun-
desgerichtshof (27 in R6 - von insgesamt 113,3 als Vorsitzende Richterinnen in R8 - von insgesamt 14 Vorsit-
zenden Richtern), 14 Richterinnen am Bundesverwaltungsgericht (13 in R6 von 44 Richtern; 1 Vorsitzende
Richterin in R8 - von insgesamt 9 Vorsitzenden Richtern) und 13 Richterinnen am Bundesfinanzhof (11 in R6
von 49 Richtern; 2 als Vorsitzende Richterinnen in R8 von insgesamt 8 Vorsitzenden Richtern). Beim Gene-
ralbundesanwalt arbeiten derzeit 19 Frauen, davon 6 in R2, 10 in R3 und 3 in R6.*

Statistische Angaben zum Anteil von Frauen in hochrangigen Positionen der Justiz liegen dem Bund nicht
vor, soweit es um die im Landesdienst stehenden Richterinnen geht. Aus der Richterstatistik 2012 ergibt sich
aber, dass bei den insgesamt im Landesdienst stehenden etwa 20.000 Richter/innen der Frauenanteil 40,16 %
betragt.

5.  Frauen in der Wissenschaft

Anfang 2013 startete die zweite Phase des Professorinnenprogrammes, mit dem Bund und L&nder junge Frauen
flir eine Wissenschaftskarriere motivieren und gleichzeitig die internationale Wettbewerbsfahigkeit des Wis-
senschaftsstandorts Deutschland starken wollen. Von 2013 bis 2017 stehen 150 Mio. Euro zur Verfligung (je
hélftig von Bund und L&ndern). In der ersten Phase (2008 - 2012) wurden Uber 260 Wissenschaftlerinnen auf
unbefristete W2- und W3-Professuren berufen. Die Evaluation des Programms hat gezeigt, dass das Professo-
rinnenprogramm personelle und strukturelle Erfolge vorzuweisen hat:

e Eine Vielzahl gleichstellungsférdernder MalRnahmen wurde an den Hochschulen entwickelt und umge-
setzt.

e 52 9% aller Studienberechtigten waren 2012 weiblich, 45 % aller 2012 vergebenen Doktortitel erhielten
Frauen. Der Frauenanteil bei den Habilitationen lag im selben Jahr bei 27 %.

e Der Professorinnenanteil an deutschen Hochschulen verdoppelte sich in den letzten zehn Jahren auf
20,4 % (bei Abgabe des 6. Staatenberichts 2007 lag er bei 16,2 %).

Der Bund und die Léander setzen sich als Zuwendungsgeber der auBeruniversitaren Wissenschaftsorga-
nisationen weiterhin dafiir ein, eine angemessene Représentanz von Frauen insbesondere in Leitungspositio-
nen der Wissenschaft zu erreichen. Aufgrund eines entsprechenden Beschlusses der Gemeinsamen Wissen-

2 R2 ist die niedrigste, R10 die héchste Besoldungsgruppe.
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schaftskonferenz (GWK) im November 2011 haben die Wissenschaftsorganisationen sich selbst Zielquoten
fir 2017 fur diverse Karrierestufen gesetzt. Mehrere Malinahmen zielen auf eine bessere Vereinbarkeit von
Beruf und Familie ab, wie z. B. ein Kinderbetreuungszuschlag oder eine Teilzeitberufsausbildung.

Das 2007 eingefuhrte BMBF-Programm ,,Zeit gegen Geld* lauft weiter. Es sieht vor, dass Stipendiatinnen
und Stipendiaten mit Kind zusatzliche BetreuungsmalRnahmen finanzieren kénnen, indem sie vorzeitig auf
Stipendienmittel zugreifen kénnen, etwa zur kurzfristigen Abdeckung besonderer Betreuungskosten.

Die Bundeslander haben zahlreiche eigene Programme zur Forderung des Anteils von Frauen in der Wissen-
schaft. Sachsen-Anhalt unterstitzte beispielsweise 2009 - 2012 Projekte zur Befédhigung von Studentinnen
und jungen Berufsanfangerinnen zur Ubernahme von Fihrungspositionen. Das Projekt ,,Mentoring fiir Absol-
ventinnen und Nachwuchswissenschaftlerinnen an der Universitat Halle* oder das Projekt ,,Aufstiegschancen
von Frauen fordern“ wird ebenfalls geférdert.

Zu den zeitweiligen Sondermalnahmen wird auf die Ausfiihrungen zu Empfehlungen 26, 37 und 38 verwie-
sen.

Empfehlungen 33 und 34: Bildung Art. 10 CEDAW

Der Ausschuss erkennt zwar die Bemilhungen des Vertragsstaates zur Bekdmpfung von Rollenstereotypen
bei der Studien- und Berufswahl an, gibt jedoch seiner Sorge Ausdruck, dass trotz der zahlreichen diesbe-
ziiglich unternommenen Initiativen des Vertragsstaates die Studien- und Berufswahl nach wie vor weitge-
hend von Stereotypen bestimmt ist.

Der Ausschuss ermutigt den Vertragsstaat, sein Programm zur Erweiterung des Angebots an Studienfa-
chern und Berufsaushildungen fiir Madchen und Jungen zu starken und weitere MaBnahmen zu ergreifen,
um Madchen zur Wahl nicht traditioneller Bildungsbereiche zu bewegen. Darliber hinaus fordert der Aus-
schuss den Vertragsstaat auf, die Situation von Fluchtlings- und Asyl suchenden Mé&dchen, insbesondere
derjenigen ohne Ausweispapiere, in allen Bildungsebenen genau zu beobachten und sich auch weiterhin
ihrer Probleme im Schulsystem anzunehmen.

Auch im Bereich der Berufswahl versucht die Bundesregierung Rollenstereotypen entgegenzuwirken und
beabsichtigt dazu:

e das Berufswahlspektrum von Frauen zu erweitern und so mehr Frauen fiir naturwissenschaftlich-
technische Ausbildungen und Berufe sowie fir ein Studium in MINT-Fachern (Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaften und Technik) zu gewinnen,

e Geschlechterrollenbilder fir Madchen und Jungen zu erweitern,

e den Frauenanteil in der Wissenschaft und in Fiihrungspositionen in hochschulischen und aufRerhochschu-
lischen Forschungseinrichtungen zu erhéhen,

e die Vereinbarkeit von Ausbildung/Beruf und Familie zu verbessern und die Rahmenbedingungen so zu
gestalten, dass sie sich karrierestuitzend fur Frauen auswirken.

Zur Umsetzung dieser Ziele hat die Bundesregierung seit 2009 verschiedene MalRnahmen ergriffen bzw. fort-
gefihrt:

Der ,,Nationale Pakt fuir Frauen in MINT-Berufen* ist ein breites Blindnis mit inzwischen knapp 200 Partnern
aus Wirtschaft, Wissenschaft und Medien unter Beteiligung von Bund, Landern und der Bundesagentur fiir
Arbeit (BA). Der Pakt enthalt tber 1.000 Angebote fiir Schilerinnen, Studentinnen, Akademikerinnen,
MINT-Berufstétige und viele mehr. Dies hat zu einem tberdurchschnittlichen Anstieg des Anteils von Studi-
enanfangerinnen in den MINT-Fachern beigetragen. Aktuelle Daten zeigen, dass seit 2008 die Zahl der
MINT-Studienanfangerinnen insgesamt um gut 70 % gestiegen ist — von fast 60.000 auf tber 100.000 MINT-
Studienanfangerinnen.

Um das Berufswahlspektrum von Mé&dchen und Jungen zu erweitern, fordert die Bundesregierung seit 2001
den j&hrlichen Girls’Day, der durch praktische Einblicke, z. B. in technische und naturwissenschaftliche Beru-
fe die Présenz von Madchen und Frauen dort starkt und fordert. An ihm haben seit 2001 tber 1,5 Millionen
Méadchen teilgenommen. Daneben wird auch die Berufswahl und Lebensplanung von Jungen und Mannern in
den Blick genommen: 2005 wurde das bundesweite Netzwerk ,,Neue Wege fur Jungs“ ins Leben gerufen, das
zurzeit 207 Partner umfasst, die zu den Themenschwerpunkten Berufswahlorientierung, Rollenvorstellungen
und Vermittlung von Sozialkompetenzen Angebote fiir Jungen bereitstellen. Seit 2011 gibt es den bundeswei-
ten Boys’Day. An diesem Tag probieren sich Jungen in geschlechtsuntypischen Berufen aus, z. B. in den
Feldern Pflege und Erziehung. Seit 2011 hat der Boys‘Day bereits etwa 130.000 Jungen erreicht.
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Das BMFSFJ fordert ab 2015 gemeinsam mit dem BMUB aus Mitteln des Europdischen Sozialfonds ESF
(Férderperiode 2014 - 2020) mit dem Modellvorhaben JUGEND STARKEN im Quartier sozial benachteiligte
und beeintrachtigte junge Menschen am Ubergang von der Schule in den Beruf in benachteiligten Stadten und
Regionen. Zentrale Methode in der Arbeit mit den Jugendlichen ist die individuelle sozialpddagogische Be-
gleitung, das sogenannte Case Management. Dieses beriicksichtigt individuelle Problembelastungen, Ressour-
cen oder institutionelle Rahmenbedingungen der Jugendlichen, die je nach Geschlecht differenzieren. Die
Beachtung genderspezifischer Fragestellungen ist im Case Management eine wichtige Kompetenz der Fach-
krafte.

Die interaktive Ausstellung ,,Roadshow Meine Zukunft: Chefin im Handwerk* wirbt bei Frauen und Multipli-
kator/innen fur die Karriere als Unternehmerin im Handwerk. Sie wird in Handwerkskammern, Gleichstel-
lungsstellen, Arbeitsagenturen, Wirtschaftsforderungsgesellschaften etc. gezeigt und von zielgruppenspezifi-
schen Veranstaltungen flankiert.

2010 startete das Bundesprogramm ,,Mehr Ménner in Kitas“, bei dem durch ein Biindel von MaRnahmen u. a.
Wege erprobt werden, junge Manner fiir die Erzieherausbildung und die professionelle Arbeit mit kleinen
Kindern zu gewinnen. Zusatzlich unterstiitzt durch die Kampagne ,,Profis fir die Kita“, stieg in den letzten
drei Jahren die Zahl der Ménner unter den padagogischen Fachkraften in Kitas um 51 %. 2013 arbeiteten dort
tiber 15.000 ménnliche Fachkréfte, dies entspricht einem Anteil von 3,4 % (2010: 2,6 %). Es hat sich gezeigt,
dass nicht nur junge Ménner flr geschlechteruntypische Berufe zu begeistern sind, wenn man gezielt um sie
wirbt und das positive Image der Berufe starkt. Es sind vor allem auch Manner zwischen 35 und 45 Jahren,
die an einem Berufswechsel und an der Revision ihrer in der Regel geschlechtstypisch getroffenen Berufswahl
interessiert sind. Seit 2011 befasst sich die Bundesregierung daher damit, wie flr diese Zielgruppe die Erzie-
herausbildung im lebenslangen Lernen organisiert werden muss.

In den Bundeslandern, welche grundsatzlich fiir das Bildungswesen in ihrem Land zusténdig sind, bestehen
vielféltige Programme zum geschlechtergerechten Lehren und Lernen in Kitas, Schulen und allen weiteren
Bildungseinrichtungen. Berlin unterhdlt z. B. sogenannte Genderkompetenzschulen, die es sich zur Aufgabe
gemacht haben, sozial und kulturell gewachsene Rollenbilder zu reflektieren, zu verédndern und den Schile-
rinnen und Schilern die Mdoglichkeit zur Entwicklung ihrer individuellen Potenziale zu bieten. Dazu gehort
es, den Unterricht lebensweltorientiert so zu gestalten, dass die Neugier auf MINT-Fécher, aber auch das Inte-
resse fir Einkommens- und Karrierechancen in den unterschiedlichen Berufsfeldern bei Madchen geweckt
und gleichzeitig ihr Selbstkonzept in Bezug auf ihre Féhigkeiten und Kompetenzen in den MINT-Bereichen
gestéarkt wird. Die Erhohung der Lesekompetenz, Lebensplanung, Flexibilisierung mannlicher Rollenbilder
und die Starkung der Sozialkompetenz sind im Gegenzug Handlungsfelder der Arbeit mit und fur Jungen.

Im Rahmen der Umsetzung des Gleichstellungspolitischen Rahmenprogramms des Bundeslandes Hamburg
wird der Aspekt der Gleichstellung in MaRnahmen beriicksichtigt wie die Erarbeitung von Leitlinien fir Mé&d-
chenarbeit und -Padagogik, Forderung einer gleichstellungsorientierten Schuldbildung, geschlechtersensible
Ausrichtung des Konzepts ,,Jugendberufsagentur” und Unterrichtsmaterialien zum Thema Erwerbsverhéltnis-
se, Entgeltniveau und Lebensplanung.

Ahnliche Programme existieren auch in weiteren Bundeslandern. Speziell junge Frauen mit Migrationsge-
schichte orientieren sich bei der Berufswahl an Geschlechterstereotypen. Im Rahmen des landesweiten Men-
toringprojektes ,,Neue Wege in den Beruf* in Nordrhein-Westfalen wurden junge Frauen mit Migrationsge-
schichte, die gute schulische Leistungen zeigten, iber die Dauer eines Schuljahres individuell begleitet und
gefordert. Die jungen Frauen sollten im Anschluss an die Schulzeit einen Weg finden, der ihren Qualifikatio-
nen entspricht.

Zur Erhéhung der Eingliederungschancen junger alleinerziehender Miitter wurden im Bundesland Sachsen-
Anhalt von 2007 bis 2013 insgesamt flinf Projekte finanziell unterstiitzt, welche die Ausbildung insbesondere
alleinerziehender Mitter forderten und begleiteten. Des Weiteren wurden im Forderzeitraum 2009 - 2012
Projekte unterstiitzt, welche das Interesse junger Frauen und Méadchen fur MINT-Berufe wecken sollten.

Empfehlungen 35 und 36: Diskriminierung im Erwerbsleben Art. 11, 13 CEDAW

Der Ausschuss ist besorgt, dass das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz von 2006 die Diskriminierung
nicht in samtlichen Bereichen des Erwerbslebens, beispielsweise bei der Kindigung von Beschéftigungs-
vertragen, vollstandig erfasst.

Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat eindringlich auf, das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz ent-
sprechend zu &ndern, damit es dem Ubereinkommen voll und ganz entspricht.




-22 -

Diskriminierende Kindigungen sind weder im Anwendungsbereich des Kiindigungsschutzgesetzes (KSchG)
noch auBerhalb dessen zuléssig. Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Deutschland sind im Falle von
Kindigungen des Arbeitgebers gegen Diskriminierungen durch die Bestimmungen zum allgemeinen und
besonderen Kiindigungsschutz geschiitzt. § 2 Abs. 4 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) steht der
Anwendung der materiellen Diskriminierungsverbote und ihrer ndheren Ausgestaltung im AGG nicht im We-
ge. 8 2 Abs. 1 Nr. 2 AGG bestimmt die Unzuléssigkeit von Benachteiligungen aus einem in 8 1 AGG genann-
ten Grund und gilt ganz ausdricklich auch fiir ,,Entlassungsbedingungen®.

Wenn auf das Arbeitsverhéltnis eines Arbeitnehmers oder einer Arbeitnehmerin das KSchG Anwendung fin-
det, ist eine Kindigung nach dem eindeutigen Wortlaut des § 1 Abs. 1 KSchG unwirksam, wenn sie nicht
sozial gerechtfertigt ist. Eine diskriminierende Kundigung ist in jedem Fall sozial ungerechtfertigt und damit
unwirksam. Neben dem eindeutigen Gesetzeswortlaut hat dies das Bundesarbeitsgericht in seiner Entschei-
dung vom 6. November 2008 (Az.: 2 AZR 523/07) ausdriicklich klargestellt.

Der durch das AGG vermittelte Schutz vor Benachteiligungen wird nach der Systematik des deutschen Rechts
auch auf Kiindigungen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern erstreckt, die nicht vom Anwendungsbe-
reich des Kundigungsschutzgesetzes erfasst sind (88 138 und 242 BGB sowie § 134 BGB i. V. m. Art. 3 GG).
Die Arbeitnehmer sind daher ausreichend und europarechtskonform vor diskriminierenden Kindigungen
geschiitzt, so dass es einer Anderung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes nicht bedarf.

Empfehlungen 37 und 38: Gleichberechtigte Teilhabe von Frauen am Arbeitsmarkt Art. 11, 13
CEDAW

Zwar erkennt der Ausschuss die vom Vertragsstaat unternommenen Initiativen zur Forderung der Beschéf-
tigung von Frauen und die dadurch erzielte Zunahme der Teilhabe von Frauen am Erwerbsleben an, er ist
jedoch besorgt, dass diese Zunahme nicht zu einem Anstieg des Anteils der Frauen am Gesamtvolumen der
Erwerbstatigkeit, sondern nur zu einem Anstieg der Teilzeitbeschaftigung gefiihrt hat. Der Ausschuss
nimmt mit Besorgnis zur Kenntnis, dass Frauen vor allem in Teilzeit-, befristeten und geringbezahlten Be-
schaftigungsverhaltnissen arbeiten und dass trotz der Vereinbarung zur Férderung der Gleichstellung von
Frauen und Mannern in der Privatwirtschaft nur wenige Frauen hochrangige Positionen im Management,
in Privatunternehmen und Betriebsréten erreicht haben. Der Ausschuss ist besorgt iber einige negativen
Auswirkungen des Vierten Gesetzes flir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 1. Januar 2005 auf
Frauen, und hierbei insbesondere (iber die Zunahme der finanziellen Abhangigkeit arbeitsloser Frauen von
ihren Eheméannern oder Partnern durch die Einfuhrung der ,,Bedarfsgemeinschaften* sowie iber den pro-
portionalen Anstieg der Frauen, denen der Zugang zu Unterstiitzungszahlungen verwehrt wurde. Des Wei-
teren ist der Ausschuss besorgt tiber die Schwierigkeiten, mit denen Migrantinnen und Frauen mit Behinde-
rungen in Bezug auf ihre Integration und Teilhabe am Erwerbsleben zu kdmpfen haben. Einerseits nimmt
der Ausschuss die ergriffenen MalRnahmen zur Erlangung der Vereinbarkeit von Familie und Arbeitsleben
zur Kenntnis, andererseits ist er nach wie vor besorgt, dass Elternzeit zu weniger als 10 Prozent von Vétern
in Anspruch genommen wird. Der Ausschuss mochte die Aufmerksamkeit des Vertragsstaates auf die be-
nachteiligte Situation von Frauen, die ihre berufliche Karriere aus familiaren Griinden unterbrechen, so-
wie auf die sich daraus ergebenden Folgen fiir die Altersversorgung lenken. Eine weitere Sorge des Aus-
schusses bezieht sich auf das Rentenreformgesetz von 2007, nach dem das Renteneintrittsalter auf 67 Jahre
erhoht wurde, wodurch nur 2,48 % der Frauen die geforderten 45 Beitragsjahre in die Rentenkasse einzah-
len kénnen, ohne einen Rentenverlust hinnehmen zu missen.

Der Ausschuss betont, dass die Realisierung der De-facto-Gleichstellung von Frauen und Mannern auf
dem Arbeitsmarkt, auch in der Privatwirtschaft, mit dem Ziel der Einhaltung des Artikels 11 des Uberein-
kommens, eine Verpflichtung des Vertragsstaates im Rahmen des Ubereinkommens ist. Der Ausschuss for-
dert den Vertragsstaat auf, eine entsprechende Politik zu verfolgen und alle notwendigen MaBnahmen,
auch zeitweilige SondermaRnahmen gemaR Artikel 4, Absatz 1, des Ubereinkommens und der allgemeinen
Empfehlung Nr. 25 — mit befristeten Zielvorgaben — zu ergreifen, um die sowohl horizontale als auch verti-
kale Trennung auf dem Arbeitsmarkt aufgrund des Geschlechts zu beseitigen. Der Ausschuss fordert den
Vertragsstaat auf, die Auswirkungen des Vierten Gesetzes flr moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
auf die Situation der Frauen zu untersuchen und korrektive Manahmen zu ergreifen, darunter die Uber-
prifung des Konstrukts der ,,Bedarfsgemeinschaften*. Er legt dem Vertragsstaat nahe, die Probleme von
Migrantinnen, die auf vielerlei Weise unter Diskriminierung leiden, sowie von Frauen mit Behinderungen
bei seiner Beschaftigungspolitik und in seinen Arbeitsmarktprogrammen unter dem Aspekt der Geschlech-
tergerechtigkeit zu berlicksichtigen. Dariiber hinaus empfiehlt der Ausschuss dem Vertragsstaat, seine
Anstrengungen zur Sicherstellung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf und zur Férderung der gerech-
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ten Aufteilung der hauslichen und familiaren Aufgaben zwischen Frauen und Mannern unter anderem
durch die Schaffung starkerer Anreize fiir Manner zur Inanspruchnahme ihres Rechts auf Elternzeit zu
verstarken. Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat auf, Moglichkeiten zur Anderung des derzeitigen Ren-
tensystems dahingehend zu priifen, wie sich der Prozentsatz der Frauen, die uneingeschrankt leistungsbe-
rechtigt sind, erhdhen lasst. Der Ausschuss bittet den Vertragsstaat, in seinen nachsten periodischen Be-
richt Informationen tUber den Umfang der ergriffenen zeitweiligen Sondermalnahmen und deren Auswir-
kungen in der Privatwirtschaft sowie Informationen Uber die zur Verbesserung der Situation von Frauen
auf dem Arbeitsmarkt getroffenen MalRnahmen und deren Auswirkungen einzubeziehen.

Die faktische Gleichstellung von Frauen und Ménnern im Erwerbsleben ist ein zentrales Ziel der Politik der
Bundesregierung. Gerade im Bereich der Vereinbarkeit von Beruf und familidrer Sorge hat Deutschland seit
der letzten Berichtslegung wichtige Weichen gestellt (u. a. Elterngeld, Ausbau der Kindertagesbetreuung und
Rechtsanspruch auf Betreuungsplatz ab Vollendung des ersten Lebensjahres, gemeinsame Anstrengungen von
Politik, Wirtschaft und Sozialpartnern fiir eine familienfreundliche Arbeitswelt). Gleichwohl gibt es weiteren
Handlungsbedarf. Die Forderung der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen am Erwerbsleben sowohl in
quantitativer als auch qualitativer Hinsicht ist herausgehobenes Ziel in den Strategien der Bundesregierung
zur Bewaltigung des demografischen Wandels und zur Sicherung der Fachkréftebasis.™

1. Beschaftigungsvolumen

Nach den Ergebnissen der Arbeitskréfteerhebung gingen im Jahr 1992 rund 56 % der Frauen im Alter von 15
bis 64 Jahren einer Arbeit nach. 20 Jahre spater waren es bereits 68 %. Besonders stark ist der Erwerbstati-
genanteil der Frauen ab 45 Jahren zwischen 2002 und 2012 gestiegen: von 51 % auf 68 %. Der Abstand bei
der Erwerbsbeteiligung zwischen Frauen und Mannern verringerte sich kontinuierlich. In der Folge waren
2012 bereits 46 % aller Erwerbstétigen Frauen. Mit der erhdhten Erwerbsbeteiligung der Frauen hat gleichzei-
tig die Teilzeitbeschaftigung zugenommen. 1992 betrug die Teilzeitquote von Frauen 30 %, 2002 39 % und
2012 lag sie bei 45 %. Manner waren 2012 zu 9 % in Teilzeit tatig.**

Mit Blick auf die Besorgnis des Ausschusses, dass Frauen tberwiegend in Teilzeit-, befristeten und geringfi-
gig entlohnten Beschaftigungsverhaltnissen tatig sind, ist Folgendes festzuhalten: Der Anstieg der abhangig
beschéaftigten Frauen in den letzten Jahren geht vor allem auf einen Anstieg der in Normalarbeitsverhaltnissen
beschéftigten Frauen zuriick. Ihre Zahl stieg allein von 2011 um 5,1 % auf rund 9,9 Millionen in 2013. Dazu
zdhlen auch Frauen in substanzieller Teilzeit (lber 20 Wochenstunden), deren Zahl um mehr als 9 % anstieg.
Im selben Zeitraum ist die Zahl der atypisch beschéftigten Frauen insgesamt um 2,2 % auf 5,4 Millionen zu-
riickgegangen. Hierbei ist die Zahl der Frauen in Teilzeitbeschaftigung mit bis zu 20 Wochenstunden relativ
konstant geblieben (- 0,6 %), die Zahl der Frauen in geringfligiger Beschaftigung um rund 7 % gesunken und
die Zahl der Frauen in befristeter Beschéftigung ist um gut 10 % gesunken. Insgesamt waren 2013 etwa zwei
Drittel der abh&ngig beschaftigten Frauen in Normalarbeitsverhéltnissen tiber 20 Wochenstunden beschéftigt.

2. Aktive Arbeitsmarktpolitik

Der Gesetzgeber misst der Gleichstellung von Frauen und Mannern in der aktiven Arbeitsmarktpolitik hohe
Bedeutung zu und hat dies durch entsprechende Anderungen im Recht der Arbeitsforderung nach dem Dritten
Buch Sozialgesetzbuch (SGB I11) und in der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch (SGB I1) verdeutlicht. So wurde mit dem Gesetz zur Neuausrichtung der arbeitsmarktpoliti-
schen Instrumente vom 21. Dezember 2008 flir den Rechtskreis SGB 111 die Gleichstellung von Frauen und
Ménnern eindeutiger als bisher als ein in der gesamten Arbeitsforderung zu verfolgendes Prinzip formuliert.
Im Rechtskreis SGB Il wurde mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisation der Grundsicherung
flir Arbeitsuchende vom 3. August 2010 die Grundlage geschaffen, dass — wie in den Agenturen fiir Arbeit —
in allen Jobcentern hauptamtliche Beauftragte fiir Chancengleichheit am Arbeitsmarkt bestellt werden. Zentra-
le Aufgabe der Beauftragten ist, die Geschaftsfiihrung und Fachkréfte derart zu beraten und zu unterstiitzen,
dass bei der Leistungserbringung die Gleichstellung von Frauen und Mannern am Arbeitsmarkt sowie der
gesetzliche Auftrag der Frauenforderung und der Forderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf umge-

3 Naheres zu den Zielen, MaRnahmen und bisherigen Ergebnissen siehe unter

http://lwww.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Themen/Demografiestrategie/_node.html und
http://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Pressemitteilungen/fortschrittsbericht-fachkraefte-fuer-2013.html?nn=31846; zu den be-
sonderen Anstrengungen zur Unterstiitzung Alleinerziehender: BMAS-Report 2013 ,,Alleinerziehende unterstiitzen, Fachkrafte ge-
winnen*“, http://www.bmas.de/DE/Service/Publikationen/a858-alleinerziehende.html).

Vgl. Statistisches Bundesamt, Auf dem Weg zur Gleichstellung? Bildung, Arbeit und Soziales — Unterschiede zwischen Frauen und
Mannern® Statement von Prasident Roderich Egeler, 30.07.2014 S. 6.
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setzt werden. Zu diesen Themen beraten und unterstiitzen sie auch arbeitsuchende bzw. erwerbsfahige leis-
tungsberechtigte Frauen sowie Arbeitgeber, soweit es um Ubergeordnete Fragestellungen geht.

3. Grundsicherung flr Arbeitsuchende

Das Konzept der Bedarfsgemeinschaft in der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende (SGB 1I) stellt auf Personen,
die familiar fareinander einstehen und zusammenleben, in ihrer Gesamtheit ab. Dem liegt die Annahme zu-
grunde, dass sich in einem Haushalt zusammenlebende Familienangehorige typischerweise unterstiitzen. Vor
diesem Hintergrund wird Einkommen und Vermdgen bei Partnern wechselseitig angerechnet. Leben Personen
zusammen und wirtschaften sie ,,aus einem Topf*, werden dadurch Aufwendungen gespart. Zugleich verfolgt
das SGB Il auch hinsichtlich der aktiven Férderung mit arbeitsmarktpolitischen und kommunalen Leistungen
das Ziel, die Bedarfsgemeinschaft als Ganzes zu unterstiitzen. Oftmals ergeben sich Vermittlungshemmnisse
erst aus der familidren Konstellation und nicht bei Betrachtung der einzelnen Person. Daraus wird deutlich,
dass eine Betrachtung der Bedarfsgemeinschaft ausschlieflich unter dem Aspekt der Einkommens- und Ver-
maogensanrechnung weder der Zielsetzung des SGB 1l noch der Lebenswirklichkeit gerecht wird.

4. Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt

Ein zentrales Anliegen der Politik der Bundesregierung ist auch die verstérkte (Wieder-) Eingliederung von
Frauen in den Arbeitsmarkt. Dazu wird vom BMFSFJ in Kooperation mit der Bundesagentur fiir Arbeit das
Aktionsprogramm ,,Perspektive Wiedereinstieg — Potenziale erschliefen* seit 2008 durchgefiihrt. Mit ver-
schiedenen Bausteinen wird der Wiedereinstieg von Frauen in eine qualifikationsaddquate, sozialversiche-
rungspflichtige Beschéftigung nach einer l&ngeren Erwerbspause aufgrund von Kinderbetreuung oder Pflege
unterstiitzt und damit auch ein wesentlicher Beitrag zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf geleistet u. a.
durch ein Internetportal mit Lotsenfunktion.' Insgesamt haben 6.886 Frauen das intensive Unterstiitzungs-
management an den Modellstandorten in Anspruch genommen, 25.000 Frauen wurden informiert oder bera-
ten. Ein weiterer Fokus liegt auf der Einbeziehung des Partners als Unterstlitzer im Wiedereinstiegsprozess
sowie der Sensibilisierung fir die Inanspruchnahme familienunterstiitzender und haushaltsnaher Dienstleis-
tungen. Fir geringer qualifizierte Wiedereinsteigerinnen sollen durch geeignete Fortbildungsmalinahmen
Beschaftigungsmdglichkeiten erschlossen werden. Das Aktionsprogramm wird ab Juli 2015 mit neuen
Schwerpunkten fortgefihrt (Wiedereinstieg und Pflegeaufgaben, Potenziale von Frauen in Minijobs, Perspek-
tiven in personen- und haushaltsnahen Dienstleistungen, Ausbau der Online-Qualifizierungen, verstarkte An-
sprache der Arbeitgeber).

5. Frauen in Fuhrungspositionen — Fakten

Die bisherigen Ergebnisse untergesetzlicher MalRnahmen zur Steigerung des Frauenanteils in Aufsichtsréten,
Vorstdnden und héheren Flhrungspositionen sind unbefriedigend. Unter den 200 grofiten Unternehmen der
Privatwirtschaft in Deutschland lag der Frauenanteil im Aufsichtsrat im Jahr 2014 nur bei 18,4 %, wahrend er
im Vorstand sogar nur 5,4 % betrug.™® Der Frauenanteil an Spitzenpositionen in den 65 groften Unternehmen
mit mehr als 50 % Bundesbeteiligung betrug — Stand 1. Januar 2014 — ca. 20,7 % in Aufsichtsraten und
ca. 13,9 % in TOP-Managementorganen.

Im Bereich des 6ffentlichen Dienstes des Bundes gelten bereits seit 20 Jahren gesetzliche Regelungen zur
gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Mannern in den Verwaltungen, Gerichten und Unternehmen des
Bundes sowie fir Gremien, die der Bund besetzt. Doch auch im Bundesdienst liegt der Frauenanteil an Fiih-
rungspositionen nach wie vor nur bei 30 % und in Gremien sogar nur bei 25,7 % (Stand 2013).

6. Frauen in Fihrungspositionen — Zeitweilige Sondermanahmen

Aus diesem Grund hat die Bundesregierung im Jahr 2014 einen Gesetzentwurf flr eine gleichberechtigte
Teilhabe von Frauen und Ménnern an Fihrungspositionen in der Privatwirtschaft und im 6ffentlichen Dienst
auf den Weg gebracht. Danach werden zum einen boérsennotierte und voll mitbestimmungspflichtige Unter-
nehmen verpflichtet, ab dem Jahr 2016 eine Geschlechterquote in Hohe von 30 % in ihren Aufsichtsraten zu
erfullen. Zum anderen missen sich Unternehmen, die borsennotiert oder mitbestimmt sind, ab 2015 Zielvor-
gaben zum Frauenanteil und Fristen fir deren Erreichung setzen. Diese Zielvorgaben sind sowohl fiir den
Aufsichtsrat, fir den Vorstand als auch fiir die beiden obersten Management-Ebenen unterhalb des Vorstands

%% u. a. Lotsenportal www.perspektive-wiedereinstieg.de, Modellprogramm des Europaischen Sozialfonds ESF, Kooperation mit dem

sozialen Internetberufsnetzwerk XING, wissenschaftliche Begleitforschung.

8 DIW Managerinnenbarometer 2015.
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festzulegen. Fiir den Aufsichtsrat gilt dies nur, soweit nicht bereits die fixe Geschlechterquote Anwendung
findet. Damit der Bund mit gutem Beispiel vorangeht, sollen in diesem Rahmen auRerdem das Bundesgremi-
enbesetZLlJpgsgesetz aus dem Jahr 1994 und das Bundesgleichstellungsgesetz aus dem Jahr 2001 modernisiert
werden.

Zeitweilige SondermaBnahmen werden auch von den Bundesléandern nach ihrem Ermessen angewandt. Im
Zuge der Novellierung des Gleichstellungsgesetzes der Freien Hansestadt Hamburg ist beispielsweise vor-
gesehen, dass die Dienststellen der hamburgischen Verwaltung kinftig in ihren Gleichstellungsplanen in aus-
gewahlten gleichstellungspolitischen Handlungsfeldern, z. B. dem Anteil von Frauen in Flhrungsfunktionen,
Zielwerte festlegen miissen, die sie bis zum Ende der Geltungsdauer des Gleichstellungsplans erreichen wol-
len.

7. Frauen in FOhrungspositionen — Vermeidung von Karrierebrichen

Das Gesetzgebungsvorhaben flr eine gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Méannern an Flihrungspositi-
onen in der Privatwirtschaft und im offentlichen Dienst wird durch weitere untergesetzliche MaRnahmen und
Projekte flankiert, die die vertikale Segregation auf dem Arbeitsmarkt auflésen sollen. Das Ende 2012 abge-
schlossene Projekt ,,Unternehmenskulturen verandern — Karrierebriiche vermeiden der Fraunhofer Gesell-
schaft belegt, dass insbesondere die weit verbreitete Prasenzkultur in deutschen Unternehmen ein Hindernis
flr den beruflichen Aufstieg von Frauen bildet. Das zeitliche Engagement, wie stdndige Erreichbarkeit, so-
wohl wéhrend als auch auferhalb der Arbeitszeit, wird vielfach als Indikator fir Leistung gesehen. Teilzeitbe-
schaftigung, die wegen der Ubernahme familiarer Verpflichtungen immer noch zu einem hohen Prozentsatz
von Frauen gewahlt wird, wird entsprechend héaufig zu einem Karrierehindernis fur Frauen. Ebenso furchten
Vater, die gerne weniger arbeiten méchten, um mehr Zeit fiir die Familie zu haben, dass ihnen hieraus Karrie-
rehindernisse erwachsen.

Die am Projekt ,,Regionale Biindnisse fiir Chancengleichheit” beteiligten groflen und mittelstandischen Un-
ternehmen einer grofRen Branchenvielfalt — private und 6ffentliche — haben sich betriebsindividuelle Zielvor-
gaben zur Erhéhung des Frauenanteils in Flhrungspositionen gesetzt. Um diese zu erreichen, haben sie pass-
genaue MaBnahmen eingeleitet. Hierunter fallen auch Angebote zu Teilzeit in Flihrungspositionen. Um einen
Erfahrungsaustausch unter den Unternehmen herbeizufiihren und eine gréRere Akzeptanz von flexiblen Ar-
beitszeitmodellen fiir Fihrungskrafte zu unterstiitzen, werden Unternehmensworkshops und Branchengipfel
veranstaltet.

8. Beteiligung von Vatern an Fursorgeaufgaben

Zur Beteiligung von Vatern an Fursorgeaufgaben und ihren Mdglichkeiten, Elterngeld und Elternzeit in An-
spruch zu nehmen, wird auf die Ausfiihrungen unter Empfehlungen 29 und 30 verwiesen.

9. Alleinerziehende und Familienernahrerinnen

Immer mehr Frauen erngdhren mit ihrem Einkommen heutzutage die Familie. In knapp einem Funftel der bun-
desdeutschen Haushalte, in denen mehrere Personen leben, verdienen Frauen den GroRteil des Einkommens.
Die Hélfte dieser Frauen ist alleinerziehend. Diese Situation wird zumeist durch ein geringes Einkommen
sowie die Pflegebediirftigkeit, Arbeitslosigkeit des Lebenspartners oder Trennung und Scheidung hervorgeru-
fen. Familienerné&hrerinnen sind dabei h&ufig einer Doppelbelastung ausgesetzt: Sie Ubernehmen sowohl die
Verantwortung als Haupteinkommensbezieherin als auch im Haushalt und fiir die Erziehung der Kinder. Eine
Entlastung in der Familienarbeit erhalten sie oft nicht. Bei der Mehrheit der Familienerndhrerinnen handelt es
sich bundesweit um Frauen mit mittlerem bis geringem Qualifikations- und Einkommensniveau. Ungefahr die
Hélfte hat eine Ausbildung abgeschlossen oder arbeitet als Facharbeiterin. Wichtige Themen flr die Familie-
nerndhrerinnen sind die Entgeltungleichheit oder schlechtere Arbeitsmarktchancen wegen mangelnder Kin-
derbetreuungsmdglichkeiten.

Das BMFSFJ flihrte mit dem DGB Bundesvorstand ein Projekt zu Familienerndhrerinnen durch. VVon 2010 bis
Mérz 2012 wurden vor allem gewerkschaftliche, politische und weitere Akteure und Akteurinnen Uber die
Situation von Familienerndhrerinnen informiert. Eine eigene Internetseite Uber Familienern&hrerinnen wurde
mit umfassenden Informationen und interaktiven Elementen gestartet. Gemeinsam mit den relevanten gesell-

Y Das Gesetz fur die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Mannern an Fihrungspositionen in der Privatwirtschaft und im

oOffentlichen Dienst ist am 6. Mérz 2015 vom Deutschen Bundestag beschlossen worden, hat den Bundesrat am 27. Mérz 2015 pas-
siert und ist am 01.05.2015 in Kraft getreten (BGBI. | Nr. 17 vom 30.04.15 Seite 642).
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schaftlichen Akteuren und Akteurinnen wurden zudem Handlungsempfehlungen entwickelt, die in einer
-Roadmap* zusammengefasst sind.'® Die Umsetzung der ,,Roadmap* am Arbeitsmarkt und in den Betrieben
stand Mérz 2012 und 2014 im Zentrum der Aktivitdten. Dazu wurden bundesweite Konferenzen, Veranstal-
tungen und Qualifizierungsveranstaltungen flr politische und gewerkschaftliche Multiplikatorinnen und Mul-
tiplikatoren organisiert sowie eine intensive Informations- und Offentlichkeitsarbeit durchgefihrt.

Die Bundesregierung hat gemeinsam mit der Bundesagentur fir Arbeit und den Bundeslandern besondere
Anstrengungen unternommen, um die lokalen Unterstiitzungsangebote fiir Alleinerziehende zu optimieren
und sie verstarkt in den Arbeitsmarkt zu integrieren (ESF-kofinanzierte Bundesprogramme ,,Gute Arbeit fir
Alleinerziehende* 2009 bis 2012, ,,Netzwerke wirksamer Hilfen fir Alleinerziehende* 2011 bis 2013, Kam-
pagne ,,Beschaftigungschancen fir Alleinerziehende erschlielen* 2012 bis 2013 im Rahmen der Fachkrafte-
Offensive.') Diese Ansitze werden im Rahmen der Moglichkeiten des Regelgeschaftes der Agenturen fiir
Arbeit und der Jobcenter weiter fortgefiihrt und in die Flache getragen.

Im Koalitionsvertrag ist vereinbart, dass Alleinerziehende steuerlich starker entlastet werden. Hierflr soll der
Entlastungsbetrag erhéht und nach Kinderzahl gestaffelt werden.

Derzeit befindet sich ein Gesetzentwurf im parlamentarischen Verfahren, der eine Erhéhung des Kindergelds,
des Kinderfreibetrags und des Kinderzuschlags vorsieht. Auch von diesen Verbesserungen werden Alleiner-
ziehende profitieren.

10. Migrantinnen

Der Bundesregierung ist bekannt, dass Mutter mit Migrationshintergrund deutlich seltener und in geringerem
Stundenumfang erwerbstatig sind als Miitter ohne Migrationshintergrund, obwohl die Halfte der Frauen mit
Migrationshintergrund (ber einen Realschulabschluss oder (Fach-)Abitur bzw. (ber einen Gesellen-
/Meisterbrief oder einen (Fach-)Hochschulabschluss verfligen (vgl. Mikrozensus 2011). Die niedrige Er-
werbsbeteiligung der Gruppe deutet darauf hin, dass viele Frauen und insbesondere Miitter mit Migrationshin-
tergrund von den derzeitigen Instrumenten der Arbeitsférderung noch nicht ausreichend erreicht werden. Mit
dem neuen ESF-Programm ,,Stark im Beruf — Mitter mit Migrationshintergrund steigen ein“ werden diesen
Frauen berufliche Perspektiven erdffnet und der Einstieg in die Erwerbstétigkeit erleichtert. Schwerpunkt des
Programms ist es, den Zugang zu vorhandenen Férderangeboten und Unterstiitzungsleistungen besser auf den
individuellen Bedarf der Gruppe abzustimmen und Licken im Integrationsprozess zu schlieflen. Eine zentrale
Rolle nimmt hierbei die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ein. Ab Anfang 2015 werden flr zunéchst vier
Jahre rund 80 Modellstandorte bundesweit gefordert.

Zur Vernetzung von Migrantinnen und Migrantinnenorganisationen wird auf die Ausfiihrungen unter Empfeh-
lungen 59 und 60 verwiesen.

Zu den Malinahmen der Bundesregierung zur Forderung der Beschéftigung von Frauen mit Migrationshin-
tergrund wird auch auf die Stellungnahme zu Empfehlungen 59 und 60 verwiesen.

11. Frauen mit Behinderungen

In der Arbeitsforderung und der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende ist Gleichstellung von Frauen und Man-
nern als durchgangiges Prinzip zu verfolgen (s. 0.). Das gilt selbstverstandlich auch fur arbeitslose Frauen
bzw. erwerbsfahige leistungsberechtigte Frauen mit Behinderung. Im Berichtszeitraum hat die Mehrheit der
Jobcenter/gemeinsamen Einrichtungen — wie zuvor schon die Agenturen fur Arbeit — spezialisierte Integrati-
onsfachkréfte zur Betreuung von Menschen mit Behinderung in der Grundsicherung angesetzt. Dabei werden
auch geschlechtstypische Belastungssituationen fiir behinderte und von Behinderung bedrohte Frauen abge-
fragt. Ziel aller Aktivitaten war und ist die moglichst dauerhafte Eingliederung in den Arbeitsmarkt.

12. Einkommen im Alter und Rentensystem

Deutschland steht — wie viele Industriestaaten — vor einer demographischen Herausforderung was derzeitige
und zukiinftige Renten betrifft. Die Lebensverhaltnisse von Frauen und Mannern sind auch im Alter oft ver-
schieden. Aufgrund der l&ngeren Lebenserwartung von Frauen leben Frauen im Rentenalter deutlich h&ufiger
in Einpersonenhaushalten. Dies hat Auswirkungen auf das verfligbare Einkommen, da in Mehrpersonenhaus-
halten durch das Zusammenleben oft Einspareffekte erzielt werden kénnen. Wenn man alleinlebende Rentne-
rinnen mit alleinlebenden Rentnern vergleicht, mussten 2012 beispielsweise 25 % der alleinlebenden Frauen

8 \www.familienernaehrerin.de

vgl. BMAS-Report 2013 ,,Alleinerziehende unterstiitzen, Fachkréafte gewinnen®,
http://www.bmas.de/DE/Service/Publikationen/a858-alleinerziehende.html).
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mit einem Nettoeinkommen von weniger als 900 Euro zurechtkommen, im Vergleich zu nur 16 % der allein-
lebenden Manner.?’ Insbesondere Frauen aus dem fritheren Bundesgebiet sind im Alter von 65 Jahren haufi-
ger auf Grundsicherung angewiesen, was auch auf die unterschiedlichen Erwerbsbiographien zurlickzufiihren
ist. In Westdeutschland bezogen 2012 knapp 3,4 % der Frauen und 2,5 % der Méanner (ber 65 Grundsiche-
rungsleistungen. In den neuen Bundeslandern und Berlin waren die Inanspruchnahme und der Unterschied
zwischen den Geschlechtern geringer. Dort nahmen 2,1 % der Frauen und 1,8 % der Manner iber 65 Leistun-
gen der Grundsicherung in Anspruch.?*

Die vom Ausschuss angeregte Priifung einer Anderung des derzeitigen deutschen Rentensystems, um den
Anteil der Frauen mit uneingeschrankter Leistungsberechtigung zu erhéhen, greift jedoch fehl. Aufgrund der
Lohnersatzfunktion der Rente liegt der Schlissel fur eine gute Altersabsicherung auch fur Frauen vor allem in
dauerhafter und gut bezahlter Erwerbsarbeit. Es wére nicht sinnvoll, Anreize zu setzen, die dazu fiihren, dass
Frauen verstéarkt zu Hause bleiben anstatt einer Erwerbstatigkeit nachzugehen. Dadurch wiirden weniger Ren-
tenbeitrdge in die Rentenversicherung eingezahlt. Ein hohes Niveau an Beitrdgen ist aber essentiell wichtig,
um auch zukinftig die Finanzierung des Rentensystems sicherstellen zu kénnen, welche ohnehin schon grofie
demographische Herausforderungen durch die langere Lebenserwartung und den gestiegenen Anteil an Men-
schen im Rentenalter zu meistern hat.

Dariiber hinaus enthalt das deutsche Recht der gesetzlichen Rentenversicherung schon jetzt zahlreiche Rege-
lungen, die zwar geschlechtsneutral formuliert sind, faktisch aber insbesondere Frauen begunstigen, weil ganz
Uberwiegend sie Familienarbeit leisten. Diese sind im Wesentlichen die Anrechnung von Kindererziehungs-
zeiten, von Kinderberticksichtigungszeiten bis zum 10. Lebensjahr des Kindes, die Hoherbewertung von Bei-
tragszeiten und die Gutschrift fir Mehrfacherziehung in der Kinderberticksichtigungszeit (ab 1992), die Rente
nach Mindesteinkommen bei geringerem Arbeitsentgelt fir Zeiten bis 1992 sowie Pflegezeiten ab 1992. Die
Kindererziehungszeiten betragen fur Geburten ab 1992 drei Jahre. Fiir Geburten vor 1992 werden seit dem
1. Juli 2014 zwei Jahre Kindererziehungszeiten anerkannt, d. h. ein Jahr mehr als bisher; dies gilt auch fir den
Rentenbestand.

13. Bundeslander

Auch die Bundeslénder setzen sich fiir eine gleichberechtigte Teilhabe von Frauen am Arbeitsmarkt ein.
Diese Malinahmen der L&nder kommen zusétzlich zu den von der Bundesagentur fur Arbeit in der Flache
angelegten Programmen, die oben bereits beschrieben wurden.

Rheinland-Pfalz hat beispielsweise zu verschiedensten Themen Programme aufgelegt: Die Informationsplatt-
form und Erstberatungsstelle ,,ZeitZeichen — Informationsstelle fiir eine chancengerechte Arbeitswelt* beant-
wortet Fragen von Beschaftigten und Unternehmen zu den Schwerpunktthemen Chancengerechtigkeit von
Frau und Mann in der Arbeitswelt, Arbeitszeitgestaltung und Vereinbarkeit von Beruf und Familie.? In den
Beratungsstellen ,,Frau & Beruf* erhalten Frauen passgenaue Beratung und individuelle Unterstiitzung bei
allen Fragen zu Bildung, Beruf und Erwerbstatigkeit. Das arbeitsmarktpolitische Programm zur Ein- bzw.
Wiedereingliederung von Frauen und Mannern in das Erwerbsleben (AMPP) bietet Orientierungsseminare fiir
erwerbsfahige Frauen und Manner an, die ihre Erwerbstatigkeit mindestens drei Jahre wegen Kindererziehung
oder Pflege unterbrochen haben und nicht im Leistungsbezug (Arbeitslosengeld | und Il) stehen. Das Pro-
gramm ,,FiT — Frauen in Teilzeit” férdert Malinahmen fiir junge alleinerziehende Frauen ohne abgeschlossene
Berufsaushildung. Die Frauen werden bei der Absolvierung einer dualen Ausbildung in Teilzeit in einem
Beruf ihrer Wahl begleitet und unterstiitzt.

Empfehlungen 39 und 40: Lohngleichheit Art. 11 CEDAW

Der Ausschuss sieht mit Besorgnis die seit langem bestehenden Lohn- und Einkommensunterschiede zwi-
schen Frauen und Méannern, wobei Frauen trotz des seit 1949 in der bundesdeutschen Verfassung veran-
kerten Verbots der Lohndiskriminierung nur 78 % des Verdienstes von Mannern verdienen. Der Ausschuss
stellt fest, dass die Arbeitsplatzbewertungssysteme flir mannliche und weibliche Mitarbeiter nicht dieselben
Kriterien ansetzen und daher nicht dazu ausgelegt sind, geschlechtsspezifische Diskriminierungen auszu-
schlieen. Des Weiteren bringt der Ausschuss seine Besorgnis zum Ausdruck, dass die Tatsache, dass die
Bundesregierung wegen der im Grundgesetz garantierten Tarifautonomie nicht in Lohnvereinbarungen

2 y/gl. Statistisches Bundesamt, Auf dem Weg zur Gleichstellung? Bildung, Arbeit und Soziales — Unterschiede zwischen Frauen und

Mannern* Statement von Prasident Roderich Egeler, 30.07.2014 S. 15.

Vgl. Statistisches Bundesamt, Auf dem Weg zur Gleichstellung? Bildung, Arbeit und Soziales — Unterschiede zwischen Frauen und
Mannern* Statement von Prasident Roderich Egeler, 30.07.2014 S. 16.

Vgl. www.zeitzeichen-rlp.de sowie die Internetseite www.frauennetz-aktiv.de.
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eingreift, sowie die Unterreprasentanz von Frauen bei Tarifverhandlungen den Anstrengungen des Ver-
tragsstaates zur Beendigung der Lohndiskriminierung entgegenstehen kdnnten, genauso wie das Fehlen
einer Regierungsstrategie hierzu.

Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat nachdriicklich zur Ergreifung konkreter proaktiver MaBnahmen
zur Verringerung und Beseitigung der Lohn und Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Méannern
auf. Insbesondere fordert er den Vertragsstaat auf, sicherzustellen, dass nicht diskriminierende Arbeits-
platzbewertungen und Arbeitsplatzvergabesysteme eingefihrt und umgesetzt werden. Darlber hinaus
schlagt der Ausschuss dem Vertragsstaat vor, ein Gleichstellungsgesetz fiir die Privatwirtschaft unter Ein-
beziehung einer geschlechterspezifischen Definition des Lohn-Begriffs in Lohnvereinbarungen und in den
Lohnstrukturen in Unternehmen zu erwégen oder das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz unter diesem
Gesichtspunkt zu andern.

Die folgenden Ausfiihrungen beziehen sich zusétzlich auch auf den Follow-Up Brief des Ausschusses vom
04.11.2011 (Anlage 4) zum Zwischenbericht Deutschlands von 2011.

1. Zahlen und Fakten

Die unbereinigte Lohnliicke, das heilt der Unterschied in den durchschnittlichen Bruttostundenléhnen von
Frauen und Ménnern, bei dem Frauen und Mé&nner ohne Rucksicht auf unterschiedliche Qualifikationen, Be-
rufe oder Erwerbsbiografien miteinander verglichen werden, sank 2013 nur leicht auf 21,6 %. Am 19.03.2013
verdffentlichte das Statistische Bundesamt Angaben zur bereinigten Lohnllicke auf der Basis der Verdienst-
strukturerhebung 2010, die nur alle 4 Jahre durchgefiihrt werden kann. Im Vergleich zu 2006 verringerte sich
der bereinigte Verdienstabstand nur um einen Prozentpunkt auf 7 %. Die bereinigte Lohnllicke vergleicht
Loéhne von Frauen und Ménnern mit dem gleichen Bildungsniveau, in den gleichen Berufen und Branchen,
derselben Beschéftigungsform (Vollzeit-, Teilzeit- und geringfugiger Beschaftigung). Da sich Frauen und
Manner in den genannten Merkmalen oft unterscheiden, kdnnen die Unterschiede einen Teil der zuvor ermit-
telten unbereinigten Lohnliicke erkléren:

e Frauen fehlen in bestimmten Berufen, Branchen und auf den héheren Stufen der Karriereleiter: die hori-
zontale und vertikale Segregation des Arbeitsmarktes ist weiter Realitét.

e Frauen unterbrechen und reduzieren ihre Erwerbstatigkeit hdufiger und langer familienbedingt.

e Individuelle und kollektive Lohnverhandlungen haben nicht nachhaltig dazu beitragen kénnen, die
Schlechterbewertung ,,typischer Frauentétigkeiten“ zu beenden.

2. Gleicher Lohn fur gleiche und gleichwertige Arbeit (Follow-Up 2011 lit. a, b)

Die Bundesregierung setzt im Einklang mit der EU-Kommission weiterhin — wie schon im Zwischenbericht
an den CEDAW-Ausschuss 2011 dargelegt — auf eine ursachengerechte Strategie der Uberwindung der Ent-
geltungleichheit: 2008 wurde in ihrem Fortschrittsbericht ,,Fur ein nachhaltiges Deutschland® im Einklang mit
den europdischen Vorgaben der sogenannte Gender Pay Gap als Indikator festgelegt, an dem die Verdienstun-
terschiede und die Gleichstellung im Erwerbsleben gemessen werden sollen. Danach sollen bis 2020 die
Lohnunterschiede auf 10 % gesenkt werden. Weitere Auftrdge und neue auch gesetzliche Mallnahmen erge-
ben sich fur die Bundesregierung aus dem Koalitionsvertrag fiir die 18. Legislaturperiode:

Die Bundesregierung stellt fest, dass Lohndiskriminierung schon heute durch das Allgemeine Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG) verboten ist. Niemand darf aufgrund seines Geschlechts beim Gehalt unmittelbar oder
mittelbar benachteiligt werden. Mit einem gesetzlichen Auskunftsanspruch flr die Beschéftigten will die
Bundesregierung dem bestehenden Gebot vor Gericht mehr Wirksamkeit verschaffen. Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer erhalten einen individuellen Auskunftsanspruch Uber Entgeltunterschiede im Betrieb. Des Wei-
teren sollen Unternehmen ab 500 Beschaftigte verpflichtet werden, in ihrem Lagebericht nach HGB auch tber
Frauenforderung und Entgeltgleichheit nach MalRgabe gesetzlicher Kriterien Stellung zu nehmen.

Zukunftig sollen Unternehmen auch verbindliche Verfahren anwenden, um Verdienstunterschiede festzustel-
len und dabei die Beschaftigten und deren betriebliche Vertretungen einbeziehen. Die Verfahren sollen Ent-
geltunterschiede Uberprifen, Entgeltdiskriminierung aufdecken und als Grundlage zur Einfiihrung diskrimi-
nierungsfreier Arbeitsbewertungsverfahren eingebaut werden.

Zum 1. Januar 2015 wurde ein allgemeiner Mindestlohn in Héhe von 8,50 Euro pro Stunde eingefiihrt, wel-
cher auch dazu beitragen wird, den Gender Pay Gap weiter zu verringern. VVon den voraussichtlich 3,7 Millio-
nen Arbeitnehmer/innen, deren Gehalt durch den Mindestlohn angehoben wird, sind rund zwei Drittel Frauen.

Auch die Bundesléander haben groBes Interesse die Entgeltungleichheit abzuschaffen.
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Daher hat die 23. Gleichstellungsfachministerkonferenz (GFMK), eine Konferenz samtlicher Fachminister
aus allen 16 Bundeslandern, 2013 einstimmig einen Beschluss zur Entgeltgleichheit gefasst. Die GFMK be-
schloss die Einrichtung einer zeitlich befristeten landeroffenen Arbeitsgruppe unter der Federfiihrung der
Lander Hessen und Sachsen-Anhalt. Diese Arbeitsgruppe hat 2013 ihre Arbeit aufgenommen und soll bis
spatestens zur 25. GFMK 2015 eine Bestandsaufnahme und konkrete Vorschlédge gesetzlicher und unterge-
setzlicher Art vorlegen.

3. Initiativen mit der Zivilgesellschaft und den Sozialpartnern

Mit dem Equal Pay Day (EPD) wird jahrlich eine Aktionskampagne ausgetragen, um die Zivilgesellschaft auf
die Problematik der geschlechtsspezifischen Verdienstunterschiede aufmerksam zu machen. Die Anzahl der
Aktionen (bisher tiber 1.000 Aktionen) sowie das mediale Interesse steigen stetig von Jahr zu Jahr. Mit der
neu in 2014 erstellten ,,EVVA-Liste* wird ein niedrigschwelliges Instrument zur Verfligung gestellt, das un-
kompliziert von verhandelnden Sozialpartnern angewendet werden kann. Es identifiziert in Tarifvereinbarun-
gen oder betrieblichen Regelungen mdégliches Diskriminierungspotenzial und gibt Vorschldge, wie alternative
Sprachregelungen aussehen kdnnten.

Mit dem Forschungsprojekt ,, Tarifverhandlungen & Equal Pay* sollen mittels Simulationsexperimenten die
Auswirkungen von kollektiven Lohnverhandlungen auf die Entgeltliicke ermittelt werden. Ziel ist es, die So-
zialpartner starker fur das Equal Pay-Thema in Tarifverhandlungen zu sensibilisieren, indem in Simulations-
experimenten die Verhandlungen in Tarifkommissionen nachgestellt werden. In Kooperation mit dem Deut-
schen Landfrauenverband wird ein Projekt durchgefiihrt, welches die Einkommensunterschiede im landlichen
Raum in den Blick nimmt.

4. Ergebnisse Logib-D (Follow-Up 2011 lit. f)

Um verdeckte Entgeltunterschiede zwischen Frauen und Ménnern in Unternehmen zu identifizieren, bietet das
Bundesfamilienministerium seit Oktober 2009 das Computer-gestiitzte Entgeltanalyseprogramm Logib-D an.
Das Modellprojekt ,,Beratungsgestiitzte Einflihrung von Logib-D* wurde Ende 2013 erfolgreich abgeschlos-
sen. 200 von 400 Unternehmen erhielten eine Beratung, setzten sich fur ein chancenorientiertes Personalma-
nagement ein und bekamen daraufhin das Label ,,Logib-D gepruft“. 2014 fanden weitere Netzwerktreffen und
eine letzte Labelverleihung statt. In 2014 und 2015 wird auch eine Evaluation des Modellprojektes durchge-
flihrt. Auf der Grundlage deren Ergebnisse wird Uber die Fortfiihrung auch in Verbindung mit eg-check, ei-
nem Instrument zur Untersuchung von Diskriminierungspotenzialen bei Tatigkeitsmerkmalen, entschieden
werden.

5. Steuerrecht (Follow-Up 2011 lit. c)

In Deutschland werden zusammenveranlagte Ehegatten bzw. Lebenspartner durch das Splitting-Verfahren so
gestellt, als ob jeder die Hélfte des gemeinsamen zu versteuernden Einkommens erzielt und als Alleinstehen-
der nach dem fiir jeden Steuerpflichtigen geltenden Einkommensteuertarif zu versteuern hatte. Damit hangt
die einkommenssteuerliche Belastung von Ehegatten/Lebenspartnern nicht von der Verteilung der Erwerbsté-
tigkeit in der Ehe bzw. der Lebenspartnerschaft ab. Ist jedoch die Anwendung des Splitting-Verfahrens von
den Ehegatten oder Lebenspartnern nicht gewiinscht, wird auf Antrag eine Einzelveranlagung der Ehegatten
bzw. Lebenspartner zur Einkommensteuer durchgefhrt.

Es besteht seit 2010 mit dem Faktorverfahren die Moglichkeit, die Steuerabzugsbetrage zwischen den Ehegat-
ten insbesondere bei grofRen Einkommensunterschieden individueller und gerechter zu verteilen. Im aktuellen
Koalitionsvertrag wurde vereinbart, die Akzeptanz des Faktorverfahrens bei der Lohnsteuer fir Ehegatten zu
starken. Der Faktor soll kuinftig nicht mehr jahrlich, sondern fur mehrere Jahre festgelegt werden. Zudem soll
das Faktorverfahren durch geeignete MaRnahmen bekannter gemacht werden.

6. Anerkennung von auslandischen Berufs- und Bildungsabschliissen (Follow-Up 2011 lit. ¢)

Der hohe Anteil von arbeitslosen oder geringfiigig beschéaftigten Menschen mit Migrationshintergrund ist
auch eine Folge in Deutschland nicht anerkannter Qualifikationen. Laut IAB-SOEP-Migrationsstichprobe
sinkt das Risiko, unterhalb der Qualifikation beschéftigt zu werden, um knapp 32 %, wenn die Abschliisse
vollstdndig anerkannt sind. Die L6hne steigen bei einer vollstandigen Anerkennung um 28 % im Vergleich zu
der Gruppe, die keine Anerkennung beantragt hat. Das Inkrafttreten des neuen Anerkennungsgesetzes des
Bundes im April 2012 6ffnete den deutschen qualifizierten Arbeitsmarkt gegeniliber Migrantinnen und Mig-
ranten weiter. Durch das Forderprogramm ,,Integration durch Qualifizierung (1Q)“ wurden seit August 2012
bis Ende 2014 rund 38.000 Personen bundesweit zur Anerkennung ihrer ausléandischen Berufsqualifikation
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beraten. Seit Januar 2015 werden zudem Anpassungsqualifizierungen geférdert, damit im Ausland erworbene
Berufsabschlusse hdufiger in bildungsadaquate Beschaftigungsmdglichkeiten minden.

Zur Forderung von Migrantinnenorganisationen durch die Bundesregierung und ihre Vernetzung zu vielfalti-
gen Themen, u. a. auch zum Thema Arbeitsmarkt und Anerkennung von Abschlissen wird auf die Anmer-
kungen unter Empfehlungen 38 ff. sowie 59 und 60 verwiesen.

7. Vergaberecht (Follow-Up 2011 lit. d)

2009 reformierte Deutschland das Vergaberecht umfassend und filhrte mit 8 97 Abs. 4 Satz 2 Gesetz gegen
Wettbewerbsbeschrankungen (GWB) eine Regelung ein, die es dem Bund und den Landern ermdglicht, in den
Auftragsausfiihrungsbestimmungen zusétzliche Anforderungen (darunter auch Gleichstellungsbelange) an den
Auftragnehmer zu stellen, sofern diese im Zusammenhang mit dem Auftragsgegenstand stehen. GemaR § 97
Abs. 4 Satz 3 GWB konnen weitere Anforderungen bei der Auftragsvergabe durch bundes- oder landesgesetz-
liche Regelungen erlassen werden. Dazu kénnen auch gleichstellungspolitische Anforderungen im Bereich der
Entgeltgleichheit gehtren, wie vom Ausschuss in seinem Follow-Up Brief zum Zwischenbericht Deutsch-
lands 2011 angeregt.

Einige Bundesléander haben davon Gebrauch gemacht und in ihren Landesgesetzen Regelungen erlassen. Das
Land Berlin schreibt in seinen Gesetzen beispielsweise vor, dass die Unternehmen sich in den jeweiligen
Vertrédgen verpflichten, MalRnahmen zur Frauenforderung und zur Forderung der Vereinbarkeit von Familie
und Beruf durchzufiihren und das geltende Gleichbehandlungsrecht zu beachten. Auch Nordrhein-Westfalen
hat das Tariftreue- und Vergabegesetz beschlossen, in dem eine Vergabe nur an Unternehmen erfolgt, die sich
verpflichten, MalBnahmen zur Frauenférderung und Vereinbarkeit von Familie und Beruf durchzufihren.
Brandenburg bevorzugt nach § 14 LGG bei gleichwertigen Angeboten den Bieter, der sich der Gleichstel-
lung von Frauen im Erwerbsleben angenommen hat.

Die Einbeziehung von Gleichstellungskriterien in die Vergabe stoRt bei wirtschaftsorientierten Behtrden und
Verbanden jedoch immer wieder auf erhebliche Kritik. Gleichstellungsbelange werden als fiir die 6ffentliche
Auftragsvergabe ,,sachfremd* dargestellt. Dieser erhebliche Widerstand flihrte dazu, dass bei der Novellie-
rung des EU-Vergaberechts die Mdglichkeiten, Gleichstellungskriterien bei der Vergabe zu berlcksichtigen,
teilweise eingeschrankt wurden. Welche Auswirkungen dies bei der Umsetzung in nationales Recht haben
wird, ist derzeit noch nicht absehbar.

8. Ergebnisse der MaRnahmen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf (Follow-Up 2011 lit. g)

Die gestiegene Erwerbsbetéatigung von Frauen (vgl. unter Empfehlungen 37 und 38) ist auch ein Ergebnis der
Einflhrung des Elterngeldes, des Ausbaus der Kinderbetreuung in Deutschland, der Férderung der Flexibili-
sierung von Arbeitszeiten im 6ffentlichen Dienst und in der Privatwirtschaft, der verstérkten Einbeziehung der
Vater in Erziehungsaufgaben sowie der Angebote an Frauen fir den Wiedereinstieg in die Berufswelt nach
einer familienbedingten Unterbrechung (vgl. die Ausfiihrungen zu Empfehlungen 37 und 38).

9. Fuhrungspositionen in Teilzeit (Follow-Up 2011 lit. h)

Die Austibung einer Referatsleitung in Teilzeit ggf. auch tber ,,Doppelkdpfe* ist in Bundesbehérden grund-
sédtzlich moglich (Beschluss des Staatssekretérsausschusses fur nachhaltige Entwicklung vom 13. August
2012), wird aber vergleichsweise selten genutzt. Es gibt einzelne Bundesministerien, in denen bis zu 20 %
aller Referatsleitungen in Teilzeit ausgelibt werden. BMFSFJ wird z. B. zukiinftig Ausschreibungen fiir Refe-
ratsleitungen gezielt auch fiir Job-Sharing-Modelle 6ffnen.

Im Rahmen der Demographiestrategie der Bundesregierung werden derzeit Handlungsempfehlungen zum
Fihren in Teilzeit fir die Personaldienststellen des Bundes erarbeitet, mit denen die Ubernahme von Fiih-
rungspositionen in Teilzeit geférdert und die Akzeptanz von Fihrung in Teilzeit in der Personalpraxis erhéht
werden soll.

Empfehlungen 41 und 42: Gewalt gegen Frauen Art. 1, 2, 3, 6 CEDAW

Der Ausschuss lobt den Vertragsstaat fir seine vielfaltigen, seit der Vorlage seines vorherigen periodi-
schen Berichts unternommenen Bemihungen, einschlieBlich jingster Gesetzesinitiativen, zur Beseitigung
von Gewalt gegen Frauen. Er ist jedoch nach wie vor besorgt tber die grofle Haufigkeit von Gewalttaten
gegen Frauen und Mé&dchen, wie sie durch die Studien zu Gewalterfahrungen von Frauen in Deutschland,
einschlieRlich Migrantinnen, belegt wurde. Diese Studien zeigen, dass etwa 40 % der Frauen seit ihrem 16.
Lebensjahr physische und/oder sexuelle Gewalt erfahren haben und dass Frauen mit tiirkischem oder rus-
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sischem Migrationshintergrund physische und sexuelle Gewalt mit einer Haufigkeit — und Schwere bei
tirkischen Migrantinnen — erleiden, die eindeutig Uber dem Durchschnitt in der deutschen weiblichen Be-
volkerung liegt. Der Ausschuss sieht aulerdem mit Sorge die unzureichenden Auswirkungen des Gewalt-
schutzgesetzes von 2002 auf extrem gewalttatige Tater und Wiederholungstater und auf weniger als zwei
Jahre verheiratete Migrantinnen. Des Weiteren ist der Ausschuss besorgt, dass Falle von hauslicher Ge-
walt bei gerichtlichen Entscheidungen zum Sorge- und Besuchsrecht nicht beriicksichtigt werden diirfen.

Entsprechend seiner allgemeinen Empfehlung Nr. 19 drangt der Ausschuss den Vertragsstaat, sicherzustel-
len, dass umfassende Mallnahmen zur Beseitigung jeder Form von Gewalt gegen Frauen ergriffen werden.
Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat auf, die effektive Umsetzung des Aktionsplans zur Bekampfung
von Gewalt gegen Frauen von 2007 sicherzustellen, alle Arten von Gewalt gegen Frauen, inshesondere
jene, die zur Ermordung von Frauen fiihren, zu untersuchen und zu analysieren und Umsetzungsmafinah-
men weiter voranzutreiben, um derartige Gewalt zu verhindern sowie den Opfern Schutz und unterstitzen-
de Leistungen zu bieten und die Tater zu bestrafen und wieder in die Gesellschaft einzugliedern. Dariiber
hinaus wird der Vertragsstaat zur Implementierung von Gesetzen aufgefordert, die eine Beriicksichtigung
von Verurteilungen wegen hauslicher Gewalt bei gerichtlichen Entscheidungen zum Sorge und Besuchs-
recht verlangen.

1. Aktionsplan Il zur Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen

Die Bundesregierung verabschiedete im September 2007 unter Federfiihrung des BMFSFJ den zweiten Akti-
onsplan zur Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen. Der Aktionsplan Il biindelte Gber 130 bereits umgesetzte
MaRnahmen in verschiedensten Handlungsfeldern. Dies umfasst z. B. préventive MalRnahmen, systematische
Hilfe zur Unterstiitzung und Beratung Gewalt betroffener Frauen sowie Kooperationen zwischen staatlichen
Institutionen und nichtstaatlichen Hilfsangeboten. Der Aktionsplan thematisierte aber auch die Arbeit mit
Tatern und Téterinnen, die europdische und sonstige internationale Zusammenarbeit und Unterstiitzungsmali-
nahmen fur Frauen im Ausland. Seit dem Inkrafttreten des 2. Opferrechtsreformgesetzes 2009 werden die
Anwaltskosten fiir Opfer bei Straftaten wie etwa Kdrperverletzung, Raub oder Stalking mit schweren korper-
lichen Auswirkungen — vom Staat Gbernommen sowie Verletzte und Zeug/innen noch besser vor Belastungen
im Strafverfahren geschiitzt. Im Zuge der Umsetzung einer EU-Richtlinie werden weitere Verbesserungen im
Opferschutz erarbeitet.

MaRnahmen gegen sexuelle Ubergriffe

Die Bundesregierung hat in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart, dass Schutzllicken im Sexualstrafrecht ge-
schlossen werden sollen. Das BMJV pruft derzeit gesetzgeberische Mafnahmen, um insbesondere Frauen
noch besser vor sexuellen Ubergriffen schiitzen zu kénnen.

2. Hilfetelefon

Mit dem Hilfetelefon bei Gewalt gegen Frauen, das seit Marz 2013 zur Verfiigung steht, schloss die Bundes-
regierung bereits eine wichtige Liicke im Hilfesystem. Unter der kostenlosen Nummer 0 8000 116 016 steht
ein bundesweites, anonymes und niedrigschwelliges Erstberatungsangebot zu allen Formen von Gewalt gegen
Frauen fiir Betroffene, Personen aus deren Umfeld oder Fachkréfte bereit. In den ersten 380 Tagen fiihrten
insgesamt 47.504 Kontakte zu rund 18.800 Beratungsgesprachen. Mit dem ersten Jahresbericht wurden auch
Erfahrungen aus der Praxis der Beratungsarbeit vorgestellt. Das Hilfetelefon berat zu allen Formen von Ge-
walt gegen Frauen. Telefonate konnen rund um die Uhr in 15 Sprachen ibersetzt werden. Uber die gesicherte
und barrierefreie Webseite www.hilfetelefon.de sind die Beraterinnen des Hilfetelefons rund um die Uhr er-
reichbar und es besteht die Mdglichkeit einer Geb&rdensprachdolmetschung. Weitergehende Unterstltzung
wird den Betroffenen vor Ort vermittelt (z. B. Sozialarbeiter/innen, Arzt/innen, Psycholog/innen, Polizei).

Die Pravention und Beseitigung sowie der Schutz und die Betreuung der Opfer von allen Formen von Gewalt
gegen Frauen und Madchen sind bedeutende Handlungsfelder fiir die Bundeslander. So wurde im Jahr 2009
beispielsweise in Berlin eine interdisziplinare Fachkommission bei der Berliner Koordinierung bei hauslicher
Gewalt (BIG) eingerichtet. Zum Schutz vor hduslicher Gewalt stellt Berlin ein umfassendes Unterstiitzungs-
angebot zur Verfligung. Ab dem Haushaltsjahr 2014 verfiigt Berlin iber 322 Frauenhausplatze und 117 Platze
flir Betroffene in Zufluchtswohnungen. Die BIG-HOTLINE bietet — angepasst an die Beratungszeiten des
bundesweiten Hilfetelefons — rund um die Uhr in 50 Sprachen telefonische Erstberatung, Krisenintervention
und Vermittlung auf Schutzplétze an. Seit Mérz 2013 besteht Uberdies ein ergdnzendes Angebot in Form einer
Anlaufstelle mit anonymer Adresse bei der BIG-HOTLINE. Als neuer Baustein ist die Umsetzung der Work-
place Policy, mit der Frauen auch am Arbeitsplatz mehr Unterstiitzung und Schutz vor Gewalt geboten wer-
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den soll, hinzu gekommen. Im Jahr 2012 wurde hierzu der Leitfaden ,,Schritt fiir Schritt gegen Hausliche
Gewalt* veroffentlicht. Fir das Jahr 2014 ist vor dem Hintergrund einer anhaltenden Vollbelegung der Unter-
stitzungseinrichtungen die Vergabe eines Forschungsauftrags mit dem Ziel einer Bestandsanalyse der Berli-
ner Infrastruktur und Empfehlungen flr eine konzeptionelle Weiterentwicklung geplant. Dieser Auftrag
knupft an die Ergebnisse des Berichts der Bundesregierung aus dem Jahr 2013 an. Mit der vorgehaltenen
Platzzahl in den Frauenhdusern in Berlin wird auch die vom Expertengremium des Europarates vorgeschlage-
ne Quote von einem Platz auf 10.000 Einwohner/innen erreicht.

3. Einschétzung des Geféahrdungspotentials

Von besonderer Bedeutung fiir den Schutz der Opfer hduslicher Gewalt ist die Einschdtzung des vom Tater
ausgehenden weiteren Gefahrdungspotenzials. Aufbauend auf den in den Interventionskonzepten der Polizei
der Lander enthaltenen Gefahrdungsanalysen ist in jedem Stadium der Strafverfolgung dessen Gefahrlichkeit,
das Risiko der Begehung weiterer und womdglich erheblicherer Straftaten zu bewerten. Geprift wird, welches
Risiko einer Eskalation besteht, welches Ausmall es annehmen kann und welche MaBnahmen sinnvoll und
notwendig sind, um eine Eskalation zu verhindern. Der Gefahr weiterer Eskalation kann auf dieser Bewer-
tungsgrundlage entgegengetreten werden, etwa mit einer vorlaufigen Festnahme und Beantragung eines Haft-
befehls, einer Wohnungsverweisung, einem Kontaktverbot oder einer Geféhrderansprache. Diese Interventi-
onsmalnahmen sind wichtige VVoraussetzungen, um eine Eskalation der Gewalt in der Familie oder Beziehung
zu unterbrechen. Das in Deutschland zum 1. Januar 2013 eingefuhrte Nationale Waffenregister, mit dem alle
in Deutschland befindlichen erlaubnispflichtigen Schusswaffen und deren Besitzer bundesweit elektronisch in
einem Register erfasst werden, erlaubt zudem die Uberpriifung, ob der Tater/die Taterin eine legale Waffe
besitzt.

4. Umgangs- und Sorgerecht

Alle MaRnahmen und Entscheidungen des Familiengerichts in Umgangs- und Sorgerechtsstreitigkeiten sind
am Prinzip des Kindeswohls auszurichten, was in § 1697a des Birgerlichen Gesetzbuches (BGB) gesetzlich
festgeschrieben ist. Das Gericht muss MalRnahmen treffen, um Geféhrdungen von dem betroffenen Kind ab-
zuwenden, wenn die Eltern dazu allein (oder mit staatlicher Hilfe) nicht in der Lage sind. Das Familiengericht
kann das Umgangsrecht einschrdnken oder ausschlieBen, soweit dies zum Wohl des Kindes erforderlich ist
(8 1684 Abs. 4 Satz 1 BGB).

Das Sorgerecht bestimmt mit der Generalklausel des § 1666 Abs. 1 BGB, dass das Familiengericht die MaR-
nahmen zu treffen hat, die zur Abwendung der Gefahr fur das Kind erforderlich sind, wenn das koérperliche,
geistige oder seelische Wohl des Kindes oder sein Vermdgen gefahrdet sind und seine Eltern nicht gewillt
oder in der Lage sind, die Gefahr abzuwenden.

Das Verfahrensrecht verpflichtet das Gericht gemaR § 26 FamFG von Amts wegen, also ohne Antrag der
Beteiligten, zur Durchflihrung aller erforderlichen Ermittlungen, damit alle entscheidungserheblichen Tatsa-
chen festgestellt werden kénnen. Zu diesen Tatsachen gehdren in der Regel auch Entscheidungen in einem
Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz ebenso wie eine strafrechtliche Verurteilung wegen gewalttétiger
Ubergriffe innerhalb der Familie. Geht es im Gewaltschutzverfahren um die Uberlassung der Wohnung, hat
das Familiengericht das Jugendamt anzuhdren und auf seinen Antrag zu beteiligen, wenn ein Kind in dem
Haushalt lebt, 88 213, 212 FamFG.

Mit den geltenden Vorschriften kann das Familiengericht nach Anhdrung der Beteiligten und zusammen mit
dem Jugendamt als zusténdiger Fachbehdrde sowie dem Verfahrensbeistand als Interessenvertreter des Kindes
eine sachgerechte und passgenaue Entscheidung fur den Einzelfall treffen.

5. MafRnahmen gegen Zwangsverheiratung

Das Bundesfamilienministerium hat die Studie ,,Zwangsverheiratung in Deutschland — Anzahl und Analyse
von Beratungsstellen* im November 2011 verdffentlicht. Die Studie baut auf den Erkenntnissen des Sammel-
bandes ,,Zwangsverheiratung in Deutschland“ auf, den das Bundesfamilienministerium 2007 in Zusammenar-
beit mit dem Deutschen Institut fir Menschenrechte vertffentlicht hat. Die Analysen zeigen, dass vor allem
Médchen und Frauen von Zwangsverheiratung bedroht bzw. betroffen sind, darunter knapp 30 % der Berate-
nen im Alter bis einschlieBlich 17 Jahre. Auf die Altersklasse der 18- bis 21-J&hrigen entfallen ca. 40 % der
Beratenen. In den Befragungen wurde aber auch ein Anteil von 6,6 % (Befragung von Beratungsstellen) be-
troffener Jungen und Ménner ermittelt. Fast alle Beratenen haben einen Migrationshintergrund. Die Studie
macht zudem deutlich, dass Zwangsverheiratungen im Kontext familidrer Gewalt vollzogen werden. Mehr als
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die Hélfte gab an, dass sie zur Durchsetzung der Zwangsverheiratung korperlichen Angriffen ausgesetzt wa-
ren, 27 % wurden mit Waffen und/oder mit Mord bedroht.

Auf Initiative des BMFSFJ wurde im Rahmen des Integrationsgipfels vereinbart, eine Arbeitsgruppe zu Prob-
lemen der Anwendung des Kinder- und Jugendhilferechts (SGB VIII) bei der Unterstiitzung von Opfern von
Zwangsverheiratung einzurichten. Die Arbeitsgruppe hat Handlungsempfehlungen erarbeitet. Dabei wird zum
Beispiel die Situation von besonders betroffenen jungen Volljahrigen in den Blick genommen. Zudem finan-
zierte das BMFSFJ das Modellprojekt einer interkulturellen Online-Beratung in Féllen von Zwangsverheira-
tung von 2007 bis 2010. Die Evaluation des Projekts enthalt wichtige Informationen zum neuen Instrument
der Online-Beratung im Bereich der Krisenintervention.?® Unterstiitzung erhalten Betroffene von Zwangsver-
heiratung auch Gber das bundesweite Hilfetelefon ,,Gewalt gegen Frauen® unter der kostenlosen Telefonnum-
mer 0 8000 116 016.

Fur von Zwangsheirat bedrohte oder betroffene Mdadchen und Frauen bestehen in allen Bundeslandern im
Rahmen der verschiedenen Programme zur Bek&mpfung von Gewalt gegen Frauen Einrichtungen, an die sich
auch von Zwangsverheiratung Betroffene wenden kénnen (vgl. dazu auch die Ausfiihrungen zu Empfehlun-
gen 43 und 44).

In Berlin existiert z. B. seit 2001 mit dem Berliner Arbeitskreis gegen Zwangsverheiratung ein interdiszipli-
nares Vernetzungsgremium, das im Berichtszeitraum verschiedene MaRnahmen zur Pravention von und Of-
fentlichkeitsarbeit zu Zwangsverheiratung entwickelt hat. Daneben hat sich auch die online-Beratung SIBEL
(www.sibel-papatya.org) als geeignetes Instrument fir einen niedrigschwelligen und auf Wunsch anonymen
Zugang zu Unterstltzungsangeboten erwiesen.

Nordrhein-Westfalen hat zwei mit Landesmitteln bezuschusste spezialisierte Fachberatungsstellen: Trager
der landesweit tatigen Einrichtungen sind der Verein agisra e. V. in Koln (http://www.agisra.org/ in-
dex.php?de_forcedmarriage) und das Madchenhaus Bielefeld (http://www.zwangsheirat-nrw.de). Die Fachbe-
ratungsstelle zum Schutz vor Zwangsheirat des Méadchenhauses Bielefeld besteht seit dem Jahr 2007. Neben
der Online- und Telefonberatung informiert die Einrichtung mit einer umfangreichen mehrsprachigen Home-
page zur Thematik. Hinzu kommen préaventive Informationsveranstaltungen fiir Schilerinnen in nordrhein-
westfélischen Schulen. Seit 2008 wird vom Land die Vorhaltung von fiinf Schutzplatzen flir von Zwangshei-
rat betroffene Médchen in drei Einrichtungen der Jugendhilfe bezuschusst. Damit ist eine schnelle Unterbrin-
gung betroffener Madchen im Sinne einer effektiven Krisenintervention gewéhrleistet.

Empfehlungen 43 und 44: Unterbringung und Hilfe flr Frauen in Not Art. 1, 2, 3, 6 CEDAW

Der Ausschuss zeigt sich besorgt tber das Fehlen einer nachhaltigen Finanzierung von Frauenh&usern
sowie von Beratungszentren fiir Auslanderinnen, aber auch iber den mangelnden freien, einkommensunab-
héngigen Zugang zu Frauenhdusern fiir alle Frauen und Kinder in allen Bundesléandern. Der Ausschuss
bedauert, dass einige Bundeslénder nicht in der Lage sind, allen weiblichen Gewaltopfern einen sicheren
Zufluchtsort sowie Frauen mit besonderen Bedirfnissen, wie beispielsweise Frauen mit Behinderungen,
speziell ausgestattete Frauenh&user zu bieten.

Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat nachdriicklich zur Ergreifung der notwendigen MalRnahmen auf,
um eine bessere Zusammenarbeit zwischen der Bundesregierung, den Landern und den Kommunen bei der
Uberwachung des Angebots an sozialen Leistungen im Hinblick darauf sicherzustellen, die Verfiigbarkeit
einer ausreichenden Anzahl von Frauenhdusern auf dem gesamten Gebiet des Vertragsstaates zu gewahr-
leisten, die firr die Unterbringung von Frauen in Not, wie zum Beispiel Frauen mit Behinderungen, ent-
sprechend ausgestattet sind, und dafiir zu sorgen, dass diese angemessen finanziell unterstiitzt werden und
allen Frauen offenstehen, unabhéngig von der finanziellen Situation des Opfers.

1. Frauenhauser

Frauen, die von Gewalt betroffen sind, brauchen fir sich und ihre Kinder ein breit ausdifferenziertes und er-
reichbares Spektrum von Hilfsangeboten, die je nach ihrer individuellen Lage unmittelbaren Schutz, sichere
Zufluchtsmoglichkeiten, qualifizierte psychosoziale und rechtliche Beratung und Unterstiitzung bei der Be-
waéltigung der Folgen von Gewalt bereitstellen.

2 \gl. fiir die Studien und Empfehlungen: http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/gleichstellung.did=88292.html
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Mit dem Bericht der Bundesregierung zur Situation der Frauenhduser, Fachberatungsstellen und anderer Un-
terstiitzungsangebote flr gewaltbetroffene Frauen und deren Kinder vom 15.08.2012 (s. Bundestagsdrucksa-
che 17/10500) liegt erstmals eine umfassende Bestandsaufnahme des gesamten Hilfesystems bei Gewalt ge-
gen Frauen vor. Danach gibt es in Deutschland ein dichtes, ausdifferenziertes Netz an Unterstltzungseinrich-
tungen flr gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder: Mehr als 350 Frauenhduser und tiber 40 Schutzwohnun-
gen mit mehr als 6.000 Platzen, die jahrlich ca. 15.000 bis 17.000 Frauen mit ihren Kindern (d. h. ca. 30.000
bis 34.000 Personen) Schutz und Beratung bieten. Hinzu kommen mehr als 750 Fachberatungsstellen.

Dennoch finden noch nicht alle betroffenen Frauen die Unterstiitzung, die sie brauchen: Fir einzelne Ziel-
gruppen, z. B. flr psychisch kranke Frauen und fur Frauen mit Behinderungen, bestehen teilweise Zugangs-
schwierigkeiten und Versorgungsliicken. Die Bundesregierung hat bereits damit begonnen zu prifen, welche
Schritte auf Bundesebene erforderlich sind, um Liicken im Hilfesystem zu schlieBen. Sie wird dazu auch den
Dialog mit den Bundeslédndern sowie den Fachorganisationen der Trager von Unterstlitzungseinrichtungen
fortsetzen. Die Bundesregierung fordert auch weiterhin die Arbeit der bundesweiten Vernetzungsstellen des
Hilfesystems, der Frauenhauskoordinierung (FHK e. V.) und des Bundesverbands der Frauenberatungsstellen
und Frauennotrufe (bff) sowie der bundesweiten Vernetzung der Fachberatungsstellen fiir Menschenhandels-
opfer KOK e. V. und leistet damit einen Beitrag zur Weiterentwicklung der Qualitit der Unterstiitzungsange-
bote.

Die Absicherung der Rahmenbedingungen flr verldssliche Unterstitzungsangebote bei Gewalt ist eine Auf-
gabe, bei der Bund, Lander und Kommunen im Rahmen ihrer durch das Grundgesetz vorgegebenen Kompe-
tenzen in der Verantwortung stehen. Dabei liegt die Verantwortung fiir das Vorhandensein, die Ausgestaltung
und finanzielle Absicherung von Unterstiitzungsangeboten flir gewaltbetroffene Frauen und deren Kinder in
erster Linie bei den Bundeslandern und Kommunen, die hierfir in betrachtlichem Umfang Haushaltsmittel
bereitstellen. In den meisten Bundeslandern besteht flr Frauenhduser und Frauenschutzwohnungen eine
Mischfinanzierung aus Tagessétzen und Zuwendungen aus Haushaltsmitteln des Landes und/oder der Kom-
mune.

Die Finanzierung der Frauenhduser in Bayern ist beispielsweise durch das 1993 gemeinsam mit den kommu-
nalen Spitzenverbénden und Spitzenverbanden der Freien Wohlfahrtspflege ausgearbeitete Gesamtkonzept fir
Frauenhduser in Bayern, gesichert. Dieses sieht vor, dass sich umliegende Kommunen einem Frauenhaus
zuordnen und sich finanziell an dessen Grundkosten beteiligen. Bayern unterstiitzt die Kommunen durch Be-
teiligung an den Personalkosten der Frauenh&user.

Der Bund nimmt auf das vor Ort bestehende Hilfesystem fiir gewaltbetroffene Frauen und deren Kinder und
dessen Finanzierung hauptsachlich mittelbar tiber sozialleistungsrechtliche Regelungen auf der Grundlage von
SGB 11, SGB XIlI, SGB VIII, AsylbLG Einfluss. Im Zusammenspiel dieser Sozialleistungsgesetze, die flr die
Hilfen fur gewaltbetroffene Frauen und deren Kinder und fiir deren Finanzierung von Bedeutung sind, identi-
fiziert der 0. g. Bericht der Bundesregierung einzelne konkrete Problemstellungen.

Der aktuelle Koalitionsvertrag sieht vor, dass ressortiibergreifend MaBnahmen zur Bekdmpfung von Gewalt
gegen Kinder und Frauen gebindelt und Liicken im Hilfesystem geschlossen werden sollen. Die Bundesregie-
rung wird unter anderem bei der Neukonzeption des sozialen Entschédigungsrechtes darauf achten, dass die
Belange der von Gewalt betroffenen Frauen und ihrer Kinder Berticksichtigung finden. Die Reform des Op-
ferentschadigungsgesetzes und seine Entwicklung hin zu einem modernen sozialen Entschédigungsrecht wer-
den zurzeit federfiihrend vom BMAS erarbeitet.

Des Weiteren existieren in vielen L&ndern Aktionsplane, interdisziplindre Fachkommissionen, Netzwerke
gegen Gewalt von Verwaltung, Polizei und Nichtregierungsorganisationen (NRO) gegen Gewalt, Hilfsange-
bote fur Betroffene, Frauenhduser, Téaterarbeit etc. Diese dienen der strukturellen Bekdmpfung geschlechts-
spezifischer Gewalt, der Schutz der Betroffenen und der Prévention.

Auf der Grundlage des Landtagsbeschlusses vom 10.11.2011 (Landtagsdrucksache 6/567) ist beispielsweise
die Landesregierung in Sachsen-Anhalt aufgefordert, ein sich auf alle Fachpolitiken des Landes beziehendes
Rahmenprogramm fiir ein geschlechtergerechtes Sachsen-Anhalt zu erarbeiten. Zentraler Bestandteil des Lan-
desprogramms soll ein Masterplan mit konkreten gleichstellungspolitischen Zielen sowie MaRnahmen, Vor-
haben und Aktionen in den Handlungsfeldern Bildung, existenzsichernde Beschaftigung, soziale Gerechtig-
keit, Partizipation und Anti-Gewalt-Arbeit sein.
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2. Besonders gefahrdete Frauengruppen

Trotz der speziellen Berlicksichtigung der Belange von Migrantinnen (aufenthaltsrechtliche Beschrankungen,
ggf. Sprachbarrieren, kulturell bedingte Zugangshindernisse etc.) scheinen viele Migrantinnen nicht von den
MaRnahmen gegen héusliche Gewalt und Informationen Uber Schutzmdglichkeiten erreicht zu werden. Von
zentraler Bedeutung ist hierbei, die vorhandenen Unterstiitzungsangebote durch den Abbau von Hemm-
schwellen fur Migrantinnen zugédnglicher zu machen und sie durch gezielte Malnahmen Uber diese Angebote
zu informieren. AuRerdem miissen die verschiedenen Communities, die sich bislang teilweise eher zuriickhal-
tend an der Diskussion uber die Bek&mpfung hduslicher Gewalt beteiligt haben, stérker eingebunden werden:
Zum einen ist es erforderlich, eine Debatte zur Enttabuisierung des Problems in Gang zu setzen bzw. zu ver-
stérken, zum anderen kénnen so auch bislang noch nicht informierte Frauen erreicht werden.

Seit dem Jahr 2008 erfolgte in Nordrhein-Westfalen z. B. die Forderung ortlicher und regionaler Kooperati-
onen gegen Gewalt an Frauen mit dem Schwerpunkt auf MaRnahmen fir die Zielgruppe der zugewanderten
Frauen. In diesem und in den Folgejahren wurde insbesondere mehrsprachiges Informationsmaterial zur
Thematik Gewalt gegen Frauen erstellt und Fortbildungsmalnahmen flr Fachkréfte durchgefiihrt. Seit 2011
stehen den landesgeforderten Frauenhdusern auch Sachmittel fir Dolmetscherkosten zur Verfligung.

Seit dem Jahr 2007 befasst sich im Land Berlin eine interdisziplinare AG mit der Entwicklung von behinde-
rungsspezifischen MalBnahmen zum Schutz behinderter Frauen bei héuslicher Gewalt. Ein wichtiger
Schwerpunkt dabei ist die Verbesserung barrierefreier Zugénge zu Beratungs-, Schutz-, und Hilfeangeboten
und die Erstellung barrierefreier Informationen fiir behinderte Frauen. So wurden verschiedene Schutzeinrich-
tungen mit Gehorlosentechnik ausgestattet und Fortbildungen in der Deutschen Gebérdensprache angeboten.
Zur Sensibilisierung fur die BedUrfnisse und Belange behinderter Frauen werden spezielle Workshops fur die
Mitarbeiterinnen der NRO angeboten.

Das Land Sachsen-Anhalt fordert im Anti-Gewalt-Bereich 20 Frauenh&user und deren acht ambulante Bera-
tungsstellen, vier Interventionsstellen, vier Beratungsstellen fir Opfer sexueller Gewalt, die Beratungsstelle
flir Opfer von Menschenhandel und Zwangsverheiratung (VERA), die Beratungsstelle fiir gewaltanwendende
Ménner (ProMann) und die Landesintervention und Koordinierungsstelle bei hauslicher Gewalt und Stalking
(LIKO). Im Rahmen eines gemeinsam mit den Trégern der Projekte gefihrten Qualitatsentwicklungsprozesses
werden die Ergebnisse der Arbeit jahrlich evaluiert und ausgewertet sowie Schlussfolgerungen fir die weitere
inhaltliche Arbeit festgelegt.

Empfehlungen 45 und 46: Statistiken zur Gewalt gegen Frauen Art. 1, 2, 3, 6 CEDAW

Der Ausschuss begrit die vermehrten Anstrengungen Deutschlands bei der Erstellung geschlechtsspezifi-
scher Statistiken und bei der genaueren Untersuchung der Anzahl und des Alters von Asyl suchenden und
Flichtlingsfrauen und -madchen, bedauert jedoch das Fehlen von statistischen Daten (iber Falle von Geni-
talverstimmelung bei in Deutschland lebenden Frauen und Madchen, tiber Falle von Gewalt gegen Frauen
in institutionellen Einrichtungen und tber Falle von Tétungen von Frauen im Zusammenhang mit hausli-
cher Gewalt.

Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat auf, ein Verfahren zur Erhebung umfassender statistischer Daten
einzufuhren, die nach Geschlecht, Alter, Art der Gewalt und Beziehung des Taters zum Opfer aufgeschlis-
selt sind. Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat mit Nachdruck auf, in seinem néachsten periodischen
Bericht statistische Daten Uber die Anzahl der Falle von Genitalverstimmelung bei in Deutschland leben-
den Frauen und Méadchen vorzulegen.

1. Hausliche Gewalt

Die Erfassung von Gewalt gegen Frauen im Hellfeld erfolgt durch die ,,Polizeiliche Kriminalstatistik” (PKS)
in den Bundesléandern. Nach einem Beschluss der Standigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der
Lander (IMK) aus dem Jahr 2007 erfolgt seit dem Berichtsjahr 2011 eine auf Bundesebene einheitliche Erfas-
sung weiterer Angaben zu Tatverdéchtigen, Opfern sowie zur Opfer-Tatverdachtigen-Beziehung, die die dif-
ferenzierte Dokumentation von Delikten hduslicher Gewalt durch aktuelle/friihere Partner erstmals ermég-
licht.

Damit werden Aussagen Uber die Straftaten gegen das Leben (Totungsdelikte), gegen die sexuelle Selbstbe-
stimmung (Vergewaltigung, sexuelle Nétigung, u. a.), Rohheitsdelikte (Korperverletzung, u. a.) sowie Strafta-
ten gegen die personliche Freiheit (Freiheitsberaubung, Stalking, u. a.), bundesweit vergleichbar:
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o aktuelle und/oder friihere Beziehungspartner/innen (aufgeschliisselt nach Ehe, eingetragener Lebensge-
meinschaft und nichtehelicher Lebensgemeinschaft sowie zusammenfassend den friiheren Partner/innen)

e erfasst nach dem Kriterium der rdumlich-sozialen Néahe (im gemeinsamen Haushalt, u. a.)

e erfasst nach der sogenannten ,,Geschadigten-Spezifik*“ im Hinblick auf Hilflosigkeit (z. B. durch Alkohol-
/Drogenkonsum oder Behinderung/Erkrankung/Alter), u. a.

Die Daten standen fiir das Jahr 2012 erstmals zur Verfiigung. Danach sind 2012 13.858 weibliche Personen
Opfer von Gewaltkriminalitat durch ihren Partner bzw. ihre Partnerin geworden, davon 5.112 durch ihren
Ehepartner, 4.503 durch nichteheliche und 4.184 durch ehemalige (Ehe-)Partner. Bei den Tétungsdelikten
wurden 333 weibliche Personen Opfer ihrer Partner, davon 176 ihres Ehepartners, 81 ihres nichtehelichen
Partners und 76 ihres Ex-(Ehe-)Partners.

Werden die Anteile der ,,Partneropfer an der Gesamtzahl der Opfer bei den einzelnen Delikten betrachtet,
zeigt es sich, dass 20,1 % der weiblichen Opfer von Gewaltkriminalitdat Opfer ihrer Partner geworden sind.
Bei den Méannern betrégt dieser Anteil 2,6 %. Ein hoher Anteil (40,8 %) wird bei den weiblichen Opfern bei
Totungsdelikten registriert. Hier liegt der Anteil bei den Mannern (5,7 %) ebenfalls deutlich unter dem der
Frauen und Méadchen. Ahnliches trifft auch fir die Delikte Vergewaltigung und sexuelle Nétigung (weiblich:
23,?4%, mannlich: 4,5 %) und geféhrliche und schwere Kérperverletzung (weiblich: 25,7 %, méannlich: 3,3 %)
Zu.

Zur weiteren Verbesserung der Datenerhebung und der Steigerung der Kenntnisse tiber das Dunkelfeld wurde
die Erstellung eines Monitorings im Bereich Gewalt gegen Frauen erarbeitet. Mit der ,,Explorationsstudie zur
Gewinnung von Daten und Indikatoren zu Gewalt in Paarbeziehungen und sexueller Gewalt gegen Frauen und
Manner im Hinblick auf ein langfristiges Monitoring auf nationaler Ebene* liegt erstmals ein Vorschlag fur
die Entwicklung eines bundesweiten und fundierten Instrumentariums vor, um AusmaR, Formen und Folgen
von Gewalt gegen Frauen und Manner sowie die Wirkungen der Anti-Gewalt-Politik bei Institutionen, Orga-
nisationen und Betroffenen in Bund und L&ndern in Deutschland regelméRig und langfristig abbilden zu kén-
nen. Das sog. Monitoring soll Voraussetzung sein, um die Fachpolitik von Bund, Landern und Unterstiit-
zungssystem im Bereich Gewalt gegen Frauen langfristig auf eine fundierte und systematische daten- und
wissensgestltzte Grundlage stellen zu kénnen. Das Monitoring folgt dem ,,Bericht der Bundesregierung zur
Situation der Frauenhduser, der Fachberatungsstellen und anderer Unterstlitzungsangebote fur gewaltbetroffe-
ne Frauen und deren Kinder“ (August 2012) und den Monitoringverpflichtungen des Ubereinkommens des
Europarates zur Verhitung und Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen und héuslicher Gewalt.

Alle Bundeslander verfolgen Konzepte zur Bekdmpfung hduslicher Gewalt. Bereits im Jahr 2001 wurde z. B.
im Saarland ein Aktionsplan zur Bekdmpfung hduslicher Gewalt verabschiedet, mit dessen Umsetzung die
im Justizministerium dafr eigens eingerichtete Koordinierungsstelle gegen hausliche Gewalt betraut wurde.?
Seit 2002 ist sie mit einem integrierten Gesamtkonzept fiir alle mit hauslicher Gewalt befassten Institutionen
tatig. Eine zentrale Stellung nehmen dabei MaBnahmen der Aus- und Fortbildung der zustdndigen Professio-
nen (Rechtsreferendare, Richter/innen, Polizeibeamte/innen, Mitarbeiter der saarlandischen Jugendédmter und
arztliche, pflegerische und psychotherapeutische Berufe) ein. Der Schwerpunkt liegt dabei auf den psychoso-
zialen Hintergriinden hauslicher Gewalt. Es wird nach spezifischen Opfergruppen wie Migrantinnen, Frauen
mit Behinderungen und Seniorinnen differenziert. Die Mallnahmen beinhalten alle ein Modul der Gefahr-
dungseinschétzung mit Blick auf High-Risk-Falle bzw. die Gefahr der Tétung von (Ex-)Partnerinnen und/oder
deren Kindern.

Die Thematik hduslicher Gewalt wurde auch in das Projekt ,,Friihe Hilfen“ bei der Ausbildung von Familien-
hebammen und Kinderkrankenschwestern integriert.

Im Bereich der Strafverfolgung und Gefahrenabwehr erfolgt im Saarland bereits seit 2001 eine flachende-
ckende Spezialisierung der Sachbearbeitung bei hauslicher Gewalt durch Sonderdezernate der Staatsanwalt-
schaft. Auch die Polizei hat durch die Einfuhrung von Schwerpunktsachbearbeiter/innen im Jahr 2004 spezifi-
sche Zustandigkeiten geschaffen.

2. Genitalverstimmelung

Genitalverstimmelung war in Deutschland stets als schwere/gefahrliche Korperverletzung strafbar. Seit Sep-
tember 2013 gibt es daruiber hinaus einen speziellen Straftatbestand Genitalverstimmelung, um das Bewusst-
sein der Offentlichkeit fur das Unrecht, das in jeder weiblichen Genitalverstimmelung liegt, zu schérfen und

% Mischkowitz, Robert, Neue Ansétze zur Erfassung ,hauslicher Gewalt* in der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS), Archiv fiir

Wissenschaft und Praxis der sozialen Arbeit 4/2013, S. 2, 7 ff.

% www.saarland.de/88401.htm, www.saarland.de/3048.htm.
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so zur Bekampfung dieses Verbrechens beizutragen. Migranten und Migrantinnen sollen in Deutschland
schon bei der Ankunft informiert werden, dass diese Praxis in Deutschland strafbar ist. Bisher werden solche
Taten nur sehr selten angezeigt.

Belastbare Zahlen, wie viele von Genitalverstimmelung betroffene Madchen und Frauen in Deutschland le-
ben, gibt es daher nicht. Die Erhebung von Daten zur Genitalverstimmelung ist &uferst schwierig, da die
Betroffenen, deren gesetzliche Vertreter/innen oder Dritte die Tat anzeigen miissten.”® Neue Dunkelfelddaten
zum Ausmal von Gewalt gegen Frauen auch in Deutschland liegen seit Marz 2014 mit der Studie der Funda-
mental Rights Agency, Agentur der Europdischen Union fiir Grundrechte (FRA) vor. FRA hat die bislang
groRte Studie weltweit tiber Gewalt gegen Frauen erstellt.?’

Die eingerichtete Arbeitsgemeinschaft von Bund, Landern und NRO zur Uberwindung weiblicher Genitalver-
stimmelung in Deutschland hat die Einflihrung statistischer Erhebungen zur weiblichen Genitalverstimme-
lung in Deutschland auf ihrer Agenda, um eine verlassliche Datenlage in diesem Bereich zu schaffen. Dazu
haben sich Vertreter/innen aus funf Bundesressorts gemeinsam mit dem Bundeskriminalamt und Vertre-
ter/innen der Zivilgesellschaft getroffen, um das weitere VVorgehen zu besprechen. Das BMFSFJ wird eine
Studie zur Erhebung von Daten zu von weiblicher Genitalverstimmlung betroffenen und bedrohten Frauen
und Mé&dchen beauftragen. Dabei sollen auch die Erkenntnisse aus der Studie des Europdischen Instituts fir
Gleichstellungsfragen (EIGE) zu diesem Thema Beriicksichtigung finden. Seit September 2013 wird die
weibliche Genitalverstimmelung lber die Diagnoseverschliisselung erfasst und erleichtert damit der Arzte-
schaft die Abrechnung erforderlicher Behandlungen. Wegen des zu kurzen Zeitraums seit Einflihrung der
Diagnoseverschlisselung sind noch keine statistischen Erhebungen vorhanden.

3. Gewalt gegen Frauen mit Behinderungen

Reprasentative Daten zu Gewalt- und Diskriminierungserfahrungen bei Frauen mit Behinderungen liefert die
2011 vom BMFSFJ verdffentlichte Studie ,,Lebenssituation und Belastungen von Frauen mit Beeintrachti-
gungen und Behinderungen in Deutschland. Befragt wurden Frauen mit unterschiedlichen Behinderungen im
Alter von 16 bis 65 Jahren in Haushalten und Einrichtungen. Zentrale Ergebnisse der Studie sind:

e Frauen mit Behinderungen haben mit 58 bis 75 % ein fast doppelt so hohes Risiko im Erwachsenenalter
korperliche Gewalt zu erleben als Frauen im Bevolkerungsdurchschnitt (mit 35 %)

e Von sexueller Gewalt im Erwachsenenleben waren die befragten Frauen etwa zwei- bis dreimal haufiger
betroffen als der weibliche Bevélkerungsdurchschnitt (21 bis 44 % versus 13 %).

e Gewalterfahrungen in Kindheit und Jugend tragen maRgeblich zu spéteren gesundheitlichen und psychi-
schen Belastungen im Lebensverlauf bei: Sexuelle Ubergriffe in Kindheit und Jugend durch Erwachsene
gaben 20 bis 34 % der befragten Frauen an, etwa zwei- bis dreimal h&ufiger als Frauen im Bevolkerungs-
durchschnitt (10 %).

e Psychische Gewalt und psychisch verletzende Handlungen in Kindheit und Jugend durch Eltern haben
etwa 50 bis 60 % der befragten Frauen erlebt (im Vergleich zu 36 % der Frauen im Bevolkerungsdurch-
schnitt).

Aufgrund der besonders hohen Gewaltbelastung bei gehorlosen Frauen sowie Frauen in Einrichtungen wurden
Sekundéaranalysen im Auftrag des BMFSFJ durchgefiihrt. Ziel ist es, weitere detaillierte Kenntnisse hinsicht-
lich Ursachen und Risikofaktoren zu erhalten und darauf aufbauende geeignete Praventions- und Interventi-
onsmalinahmen zu entwickeln. Die Ergebnisse der Sonderauswertung ,,Gewalterfahrungen von in Einrichtun-
gen lebenden Frauen mit Behinderungen - Ausmal3, Risikofaktoren, Préavention“ sind bereits veroffentlicht,
die der Sonderauswertung ,,Diskriminierungs- und Gewalterfahrungen im Leben gehérloser Frauen. Ursachen,
Risikofaktoren und Pravention* wird im Frihjahr 2015 erwartet.

% Es liegt lediglich eine Schatzung der Frauenrechtsorganisation Terre des Femmes e.V. vor, wonach in Deutschland etwa

35.000 Frauen und Madchen von Genitalverstimmelung betroffen und 6.000 davon bedroht sind. Diese Zahl basiert auf einer
Hochrechnung auf der Grundlage der Angaben des Statistischen Bundesamtes tber die in Deutschland lebenden Migrantinnen aus
Landern, in denen nach Informationen der UN-Organisationen und der Weltgesundheitsorganisation WHO Genitalverstimmelun-
gen praktiziert werden.

Daflr wurden in allen 28 EU-Mitgliedstaaten insgesamt 42.000 Frauen im Alter von 18 bis 74 Jahren in personlichen Interviews zu
ihren Gewalterfahrungen zu Hause, am Arbeitsplatz, in der Offentlichkeit befragt.
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Empfehlungen 47 und 48: Menschenhandel Art. 6 CEDAW

Zwar begriiit der Ausschuss den Riickgang der Anzahl der Opfer von Menschenhandel zum Zweck der
sexuellen Ausbeutung, er nimmt jedoch mit Besorgnis die Berichte lber die steigende Anzahl jener Frauen,
die in Deutschland Opfer von Menschenhandel zum Zweck der Ausbeutung ihrer Arbeitskraft geworden
sind, sowie die fehlenden Daten Uber Féalle von Menschenhandel zu anderen Zwecken als sexueller Ausbeu-
tung zur Kenntnis.

Der Ausschuss drangt den Vertragsstaat, alle geeigneten MafRnahmen zur Unterbindung jeder Form von
Frauenhandel zu ergreifen. Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat auf, in seinem nachsten periodischen
Bericht umfassende Informationen und Daten ber sdmtliche Formen des Frauen- und Madchenhandels
sowie Informationen uber die Auswirkungen der getroffenen MalRnhahmen und erzielten Ergebnisse vorzule-
gen.

1. Daten und Fakten

Seit dem 3. Februar 2014 befindet sich Deutschland im Monitoringverfahren zum Ubereinkommen des Euro-
parates zur Bek&mpfung des Menschenhandels. Der vom unabhangigen Sachverstandigenausschuss des Euro-
parates versandte Fragebogen wurde 2014 von den Bundesressorts und den Bundeslandern ausgefullt und
versandt. Dieser sogenannte GRETA-Bericht beinhaltet umfassende Informationen tber sdmtliche Formen
des Menschenhandels und der getroffenen MalRnahmen in Deutschland. Eine Darstellung aller einzelnen Da-
ten und Statistiken in diesem Bericht wiirde seinen Umfang sprengen.?® Daher wird hier nur ein kurzer Uber-
blick gegeben:

Nach der Polizeilichen Kriminalstatistik 2013 waren der Polizei 340 Opfer von Menschenhandel zum Zwecke
sexueller Ausbeutung bekannt. Davon waren 21 Mé&nner und 319 Frauen. 2007 waren es insgesamt 791 be-
kannte Opfer. Davon waren 44 Manner und 747 Frauen. Das Bundeskriminalamt verdffentlicht jahrlich ein
Bundeslagebild Menschenhandel, das eine Polizeiausgangsstatistik im Bereich Menschenhandel darstellt und
weitere Informationen enthalt.?

Zu den Verurteilungen kénnen tiberblicksméfig folgende Angaben gemacht werden:

§ 232 StGB § 233 StGB
Verurteilungen (Menschenhandel zum (Menschenhandel zum §..2333 SIGB
(Forderung des
nach Zwecke der sexuellen Zwecke der Ausbeutung Menschenhandels)
Ausbeutung) der Arbeitskraft)
2007 123 8 2
2008 138 16 1
2009 135 10 3
2010 115 13 3
2011 117 4 -
2012 115 10 3
2013 77 14 2

Quelle: Statistisches Bundesamt, Strafverfolgungsstatistik

Die EU-Kommission hat im April 2013 den ersten EU-weiten Bericht zu Menschenhandel veroffentlicht, der
vergleichbare Zahlen fiir alle EU Mitgliedstaaten, also auch fiir Deutschland, enthalt.®

% Mit dem abschlieBenden GRETA-Bericht wird im Sommer 2015 gerechnet. Sobald dieser vorliegt, wird er dem CEDAW-
Ausschuss ibermittelt werden.
2 http://www.bka.de/nn_193360/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/Menschenhandel/menschenhandel __node.

html?__nnn=true

®  hitp://ec.europa.eu/antitrafficking/EU+Policy/Report DGHome_Eurostat;jsessionid=XDILT7hY fpkylGQ2XZK1pzSfFPGfDg

RNLTLjXLTB8hHpTIrbs14J!268741469
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2. Gesetzliche MaRnahmen

Im Jahr 2007 wurde durch das Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europé-
ischen Union vom 19. August 2007 (sog. 1. Richtlinienumsetzungsgesetz) in dem damals neu eingefiigten
8 25 Abs. 4a AufenthG ein befristetes Aufenthaltsrecht fir Opfer von Menschenhandel geregelt. Am 3. De-
zember 2014 wurde der Gesetzentwurf zur ,,Neubestimmung des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendi-
gung“ vom Bundeskabinett verabschiedet, in dem fiir die Opfer von Menschenhandel vor allem drei wesentli-
che Verbesserungen vorgeschlagen werden:

e 8§25 Abs. 4a Satz 1 AufenthG (Aufenthaltserlaubnis fiir Opfer von Menschenhandel) wird von einer Er-
messensregelung in eine Soll-Regelung umgewandelt. So wird die Rechtssicherheit erhéht und verdeut-
licht, dass Personen, die mit den Strafverfolgungsbehérden kooperieren, in der Regel einen Anspruch auf
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis haben.

e 825 Abs. 4a Satz 3 AufenthG schafft die Mdglichkeit der VVerlangerung des Aufenthaltstitels aus humani-
taren oder personlichen Griinden oder im 6ffentlichen Interesse auch nach Abschluss der Beteiligung des
Opfers am Strafverfahren gegen die Téter. Dadurch entsteht flir die Betroffenen Rechtssicherheit.

e Der Familiennachzug wird zugelassen.

Daneben sind einige weitere Anderungen vorgesehen: Die Dauer der Erteilung bzw. Verlangerung des Titels
wahrend des Strafverfahrens wird auf ein Jahr erhoht, nach Abschluss des Verfahrens wird der Titel jeweils
fur zwei Jahre erteilt bzw. verlangert. Dies erhoht ebenfalls die Rechtssicherheit fir die Betroffenen. Der spe-
zielle Widerrufsgrund des § 52 Abs. 5 Nr. 3 AufenthG (Widerruf bei Einstellung des Strafverfahrens) wird
abgeschafft. So wird verdeutlicht, dass in den Féllen, in denen es trotz Kooperation der Betroffenen mit den
Strafverfolgungsbehérden nicht zu einem Strafverfahren kommt (bspw. weil der Beschuldigte fliichtig ist), die
Betroffenen eine aufenthaltsrechtliche Perspektive erhalten sollen:

e Menschenhandelsopfer mit Aufenthaltstitel nach § 25 Abs. 4a Satz 3 AufenthG-E erhalten zudem einen
Anspruch auf Teilnahme an einem Integrationskurs.

e SchlieBlich werden Opfer von Menschenhandel im Rahmen des besonders schwerwiegenden bzw.
schwerwiegenden Bleibeinteresses vor Ausweisung geschiitzt.

Durch das Gesetz zur Anderung des Asylbewerberleistungsgesetzes und des Sozialgerichtsgesetzes, das am
1. Mérz 2015 in Kraft tritt, wird die Rechtslage fir die Inhaber des Aufenthaltstitels nach § 25 Abs. 4a Auf-
enthG weiter verbessert, indem sie zukiinftig aus dem Anwendungsbereich des Asylbewerberleistungsgeset-
zes herausgenommen werden. Bei fortbestehender Hilfebedurftigkeit fallen sie stattdessen unter die SGB 11
und XII, welche weiterreichende Hilfe gewéhrleisten.

Im Koalitionsvertrag fir diese Legislaturperiode wurde auch vereinbart, ,,gegen diejenigen (vorzugehen), die
wissentlich und willentlich die Zwangslage der Opfer von Menschenhandel und Zwangsprostitution ausnutzen
und diese zu sexuellen Handlungen missbrauchen®. Die Priifung dazu dauert noch an; mdgliche Lésungen
werden derzeit im politischen, fachlichen und gesellschaftlichen Raum erdértert. In den Bundeslédndern exis-
tieren zahlreiche Programme, um Menschenhandel zu verhindern, den Opfern zu helfen und die Tater zu iber-
flihren. Nachfolgend werden beispielhaft einige Bundeslander aufgefihrt. Weitere Informationen kénnen dem
Peking-Bericht aus dem Jahr 2014 entnommen werden.*

Die Bekampfung des Menschenhandels ist seit ca. 20 Jahren ein wichtiges Anliegen des Berliner Senats.
Bereits 1995 wurde die interdisziplindre Fachkommission Frauenhandel ins Leben gerufen, die ihren inhaltli-
chen Schwerpunkt zunéchst auf den Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung gesetzt hatte.
Ziel war und ist es, durch eine Koordinierung aller mit dem Phéanomen konfrontierten staatlichen und nicht-
staatlichen Institutionen angemessene und konkrete Losungsansatze zu entwickeln. Um auch anderen Formen
des Menschenhandels wie dem zur Arbeitsausbeutung gerecht werden zu kdnnen, erfolgte im Januar 2013
unter Einbeziehung weiterer Akteure und Akteurinnen eine Umstrukturierung zur Berliner Fachkommission
Menschenhandel.?

Im Berichtszeitraum wurden in Berlin dariiber hinaus MaRnahmen zur Effektivierung der Strafverfolgung bei
Menschenhandel und zur Verbesserung der Situation der Betroffenen umgesetzt, wie beispielsweise Koopera-
tion zwischen Polizei und Fachberatungsstellen, Erstellung mehrsprachiger Informationsbléatter, eine zeitnahe
und unburokratische Versorgung fiir Betroffene, interdisziplindre Fortbildungen fiir Polizei und Justiz, ange-

%1 Antwort der Bundesrepublik Deutschland auf den Fragebogen der UNECE zur Umsetzung der Pekinger Erklarung und der Akti-

onsplattform (1995) und des Ergebnisdokuments der 23. Sondergeneralversammlung, Anlage 1.
Vgl. hierzu auch http://www.institut-fuer-
menschenrechte.de/uploads/tx_commerce/Handreichung_Menschenhandel_als_Menschenrechtsverletzung.pdf
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messene Beriicksichtigung der spezifischen Situation von Betroffenen des Menschenhandels in den Verfah-
renshinweisen der Auslanderbehdrde Berlin, beispielsweise Hinweis auf 8§ 25 Abs. 4 Satz 2 AufenthG als
mdogliche Grundlage fir eine Aufenthaltserlaubnis auch nach Beendigung des Strafverfahrens.

Die Landesregierung Rheinland-Pfalz fordert seit Ende der 80er Jahre den Verein SOLWODI e. V. Die Be-
ratungseinrichtungen des Vereins arbeiten u. a. gegen Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung
und gegen Zwangsverheiratung.

Das rheinland-pfélzische Kooperationskonzept besteht seit 2004 zwischen Strafverfolgungsbehdrden, Fachbe-
ratungsstellen und mitbetreuenden Einrichtungen und Behodrden zur Verbesserung des Schutzes geféhrdeter
Zeuginnen und Zeugen sowie zur Unterstiitzung der Strafverfolgung in Féllen des Menschenhandels fir Op-
fer, die in Prozessen gegen Menschenhandler als Zeuginnen oder Zeugen aussagen wollen.*

Rheinland-Pfalz engagierte sich zusammen mit dem DGB Bezirk Berlin/Brandenburg, der Diakonie Wup-
pertal und Arbeit und Leben Berlin e. V. von 2013 bis 2014 im Biindnis gegen Menschenhandel zur Arbeits-
ausbeutung®: Im Rahmen des Projektes bot das MIFKJF Fortbildungen, Fachtagungen und Workshops fiir
Kontroll- und Aufsichtsbehtrden, Polizei, Zoll, Migrationsberatungsstellen Gewerkschaften und andere Ak-
teure und Akteurinnen an. Fur Betroffene wurden mehrsprachige Informationsmaterialien hergestellt. AuRer-
dem wurde ein Unterrichtsmodul zum Thema Menschenhandel zur Arbeitsausbeutung fiir die Gemeinwesen-
arbeit entwickelt. Das MIFKJF prift auch aufenthaltsrechtliche Regelungen im Hinblick auf einen effektive-
ren Opferschutz.

Empfehlungen 49 und 50: Ausbeutung von Prostitution Art. 6 CEDAW

Der Ausschuss nimmt die Ergebnisse der Untersuchung zu den Auswirkungen des Prostitutionsgesetzes von
2002 zur Kenntnis und sieht mit Sorge, dass die gesteckten Ziele durch das Gesetz nur in sehr geringem
Umfang erreicht wurden. Insbesondere bedauert der Ausschuss, dass es mit Hilfe dieses Gesetzes weder
gelungen ist, die soziale Sicherung der Prostituierten noch ihre gesundheitlichen und hygienischen Arbeits-
bedingungen zu verbessern, noch die kriminellen Begleiterscheinungen der Prostitution zu verringern.

Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat auf, in seinem nachsten periodischen Bericht Informationen tber
die MaBnahmen, die als Konsequenz aus den Ergebnissen der Untersuchung zu den Auswirkungen des
Prostitutionsgesetzes getroffen wurden, sowie Daten Uber die Ausbeutung von Frauen und (ber Prostituti-
on, auch Ober heimliche Prostitution, vorzulegen. Der Vertragsstaat wird darin bestarkt, auch weiterhin
Strategien und Programme zu entwickeln, um Frauen vor dem Schritt in die Prostitution zu bewahren,
sowie Rehabilitations- und Unterstiitzungsprogramme fiir Frauen und Madchen, die aus der Prostitution
aussteigen mochten, unter anderem mit Informations- und Unterstlitzungsangeboten in Bezug auf alternati-
ve Mdglichkeiten zur Sicherung ihres Lebensunterhalts durchzufthren.

1. Gesetzliche MaRnahmen

Bereits in ihrem Bericht zu den Auswirkungen des Prostitutionsgesetzes (s. Bundestagsdrucksache 16/4146)
hat die Bundesregierung festgehalten, dass es eines insgesamt breiteren Ansatzes fiir den Umgang mit Prosti-
tution bedarf, der konsequent die Bek&mpfung von Menschenhandel, Zwangsprostitution und Minderj&h-
rigenprostitution integriert und der auf einen groRtmdglichen Schutz von Prostituierten vor Gewalt und Aus-
beutung abzielt.

Seit 2007 ist daher durch eine Reihe von Malnahmen die Bek&mpfung und strafrechtliche Verfolgung von
Menschenhandel und von sexuellem Missbrauch Minderj&hriger in der Prostitution verbessert worden. Zudem
ist die fachoffentliche und politische Diskussion daruiber, welche MaBnahmen sinnvoll sind, um auf eine Ver-
besserung der Rahmenbedingungen in der legalen Prostitution hinzuwirken, in den letzten Jahren vorangetrie-
ben worden. So sind z. B. die Ergebnisse einer Fachveranstaltung unter dem Titel ,,Regulierung von Prostitu-
tion und Prostitutionsstatten — ein gangbarer Weg zur Verbesserung der Situation der Prostituierten und zur
Bekampfung des Menschenhandels?* durch das BMFSFJ verdffentlicht worden.*

Die Bundesregierung wird ein ambitioniertes Bundel von MaRnahmen vorlegen, um Menschenhandel und
Zwangsprostitution kiinftig noch effektiver zu bekdmpfen und um die Austibung legaler Formen des Prostitu-
tionsgewerbes starker zu regulieren. Kernelemente des geplanten Gesetzes zum Schutz von Prostituierten und
zur Regulierung der Prostitution sollen die Einfihrung einer Erlaubnispflicht fur Prostitutionsstétten, eine

% http://mifkjf.rlp.de/integration/themen/opfer-von-menschenhandel/

http://lwww.buendnis-gegen-menschenhandel.de/
% s, http:/Avww.bmfsfj.de/BMFSFJ/Service/Publikationen/publikationen,did=125706.html

34



-41 -

Zuverlassigkeitsprifung der Betreiber von Prostitutionsgewerben, die Einhaltung von Mindestanforderungen
beziiglich der Sicherheit und Gesundheit von Prostituierten. Geschéaftsmodelle, die gegen die Menschenwdirde
verstolen oder auf eine Ausbeutung von Prostituierten ausgerichtet sind, wie z. B. sog. Flatrate-Bordelle,
kénnen keine Erlaubnis erhalten. Prostituierte werden verpflichtet, ihre Tétigkeit anzumelden und bei der
Anmeldung einen Nachweis einer &rztlichen Beratung vorzulegen. Die Anmeldung dient zugleich der Infor-
mation von Prostituierten tiber ihre Rechte sowie Uber vorhandene Unterstiitzungsangebote.

2. Unterstltzungsangebote

Neben gesetzgeberischen Mallhahmen ist die Unterstlitzung von Menschen in der Prostitution sowie von
Menschenhandelsopfern durch zielgruppengerechte Beratungsangebote von besonderer Bedeutung. Hierzu
fordert die Bundesregierung bereits seit 2009 ein Modellprojekt zur Unterstiitzung des Ausstiegs aus der Pros-
titution an mehreren Standorten. Von den im Herbst 2015 zu erwartenden Ergebnissen der wissenschaftlichen
Begleitung sind wertvolle Erkenntnisse zum zielgruppenspezifischen Unterstltzungsbedarf und neue Impulse
flir entsprechende Angebote der Lander und Kommunen zu erhoffen.

Im Bundesgebiet besteht daneben eine ganze Reihe von Beratungsstellen mit unterschiedlicher fachlicher
Ausrichtung, die auf die psychosozialen oder gesundheitlichen Unterstiitzungsbedarfe von Menschen in der
Prostitution ausgerichtet sind. Die Verantwortung fiir Vorhandensein und Ausstattung von Beratungsangebo-
ten, von Ausstiegsprogrammen fiir Prostituierte sowie von Fachberatungsstellen fiir Opfer des Menschenhan-
dels tragen die Bundesldnder und Kommunen. Mit der finanziellen Férderung des KOK e. V. tragt der Bund
zur bundesweiten Vernetzung und zur Qualitatsentwicklung der Fachberatungsstellen fiir Menschenhandels-
opfer bei. Mit dem bundesweiten Hilfetelefon bei Gewalt gegen Frauen unter der Nummer 0 8000 116 016
steht auch fiir Betroffene des Menschenhandels oder Personen des Umfeldes ein bundesweites, mehrsprachi-
ges und anonymes niedrigschwelliges Erstberatungsangebot bereit. Das Bundeskriminalamt erstellt jahrlich
den Bundeslagebild Menschenhandel, der die polizeilich erfassten Falle von Menschenhandel in alle Ausbeu-
tungsformen, also auch in die sexuelle Ausbeutung enthalt.*® Des Weiteren wird auf die Ausfiihrungen zur
Allgemeinen Empfehlung 48 verwiesen.

In den Bundeslandern werden sowohl Programme und Strategien entwickelt, um Frauen vor dem Einstieg in
die Prostitution zu schiitzen, als auch Unterstiitzung und Beratungsangebote, um den Ausstieg der Frauen zu
erleichtern und zu férdern.

Berlin hat 2008 bei der Gleichstellungsfachministerkonferenz (GFMK) einen Antrag eingebracht, der sich fir
eine rechtliche Regulierung von Prostitutionsstatten eingesetzt hat. Ziel war es, durch mehr Transparenz im
Milieu die Situation der Prostituierten zu verbessern und einen Beitrag zur Bekdmpfung des Menschenhandels
zu leisten. Auch in der Folgezeit hat Berlin sich aktiv an der politischen Diskussion zu dieser Frage beteiligt.
In Ermangelung weiterreichender bundeseinheitlicher Regelungen hat die damalige Senatsverwaltung 2010
ein Rundschreiben an die Berliner Ordnungsamter verschickt, demzufolge fir bordellartige Betriebe Zuverlas-
sigkeitspriifungen gemaR § 38 Abs. 2 GewO durchgefiihrt werden sollten.

Berlin halt fir Menschen in der Prostitution ein Unterstlitzungsangebot bereit, das von gesundheitlicher Pra-
vention Uber psychosoziale Hilfen bis zur Ausstiegsberatung reicht und das in den vergangenen Jahren flexi-
bel auf Veranderungen im Rotlichtmilieu — z. B. die Zunahme der StraBenprostitution — reagiert hat.*’

Um in Nordrhein-Westfalen fiir weibliche und ménnliche Prostituierte zu einer Verbesserung der Situation
zu kommen und Prostitution aus der gesellschaftlichen Grauzone heraus zu holen, hat die Landesregierung
Anfang 2011 einen Runden Tisch Prostitution eingerichtet. Zusammensetzung und Arbeitsweise des Runden
Tisches gewabhrleisten, dass erstmals auf Ebene des Landes alle wichtigen Akteurinnen und Akteure einge-
bunden werden. Prostituierte sind gleichberechtigte Mitglieder des Runden Tisches, bei Bedarf werden weite-
re Sachverstandige aus Wissenschaft und Praxis hinzugezogen. Um einen umfassenden Blick auf die unter-
schiedlichen Formen und Begleiterscheinungen der Prostitution zu erhalten, findet hier ein Dialog auf Augen-
hohe statt, der die Kompetenz, das Erfahrungswissen und die Winsche der Menschen in der Sexarbeit zur
Geltung bringt. Gemeinsam will das Gremium ein Handlungskonzept fir die Regulierung der Prostitution
erarbeiten und dabei auch den notwendigen gesellschaftlichen Diskurs weiter voranbringen.

Seit 2009 bietet die Beratungsstelle Roxanne in Rheinland-Pfalz Hilfe und Unterstlitzung fiir Prostituierte an.
Das Angebot umfasst die psychosoziale Beratung bei Alltagsproblemen und in besonderen Notsituationen,
rechtliche Informationen, Ausstiegshilfen, Aufklarung und Informationen zu sexuell tbertragbaren Krankhei-
ten, Vermittlung anderer Hilfen und die aufsuchende Arbeit durch Streetworkerinnen. Im Jahr 2012 suchten

% http:/Avww.bka.de/nn_193360/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/Menschenhandel/menschenhandelnode.html? _nnn=true.

¥ Fir detaillierte Informationen  s. http://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/17/KIAnfr/kal7-12627.pdf.
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259 Frauen Hilfe bei Roxanne. Roxanne hat auRerdem einen stadtischen Runden Tisch zum Thema Prostituti-
on gegrundet. Das MIFKJF fordert Roxanne jahrlich mit 33.000 €.

Empfehlungen 51 und 52: Resolution 1325 Art. 5, 6 CEDAW

Der Ausschuss bringt seine Besorgnis dariiber zum Ausdruck, dass der Skandal, dass deutsche Soldaten in
Mazedonien/Kosovo an Fallen von Zwangsprostitution beteiligt waren, was 2004 aufgedeckt wurde, weder
zur Anklage noch zur Bestrafung der Tater noch zu einer intensiveren Schulung zur Bewusstseinsforderung
unter den deutschen Streitkréaften fir das Thema Gleichberechtigung von Frauen und M&nnern gefiihrt hat.
Der Ausschuss nimmt die von der Delegation vorgelegten Informationen zur Kenntnis, dass fir 2009 ein
Projekt zur Umsetzung der Resolution 1325 (2000) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen zu ,,Frauen,
Frieden und Sicherheit* geplant ist, und mochte den Vertragsstaat in diesem Zusammenhang an seine Ver-
pflichtung erinnern, in die nationalen Ausbildungsprogramme fur das Militdr und das Personal der Zivilpo-
lizei bei der Einsatzvorbereitung Informationen tber den Schutz, die Rechte und die besonderen Bedirfnisse
von Frauen aufzunehmen.

Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, alle geeigneten MalRnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass
alle gegen seine im Ausland eingesetzten Streitkréfte eingereichten Strafantrége rasch bearbeitet werden,
um den Anschein zu vermeiden, die Tater wiirden ungestraft davonkommen. Der Ausschuss fordert den Ver-
tragsstaat auf, fir das Militar- und Zivilpolizeipersonal Schulungsprogramme zur Bewusstseinsforderung
Uiber Zwangsprostitution durchzufiihren und einen strikten Verhaltenskodex in Verbindung mit einem stren-
gen Uberwachungssystem einzufiihren. Des Weiteren empfiehlt der Ausschuss dem Vertragsstaat, die Ein-
fihrung eines nationalen Aktionsplans zur Umsetzung der Resolution 1325 (2000) des Sicherheitsrates ins
Auge zu fassen.

1.  Umsetzung der Resolution 1325

Die Bundesregierung hat ihren ersten Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung von Sicherheitsratsresolution
1325 (NAP 1325) am 19. Dezember 2012 beschlossen und dem Bundestag tbermittelt. Der Aktionsplan gilt
flir den Zeitraum 2013 bis 2016. Gemeinsam mit dem Aktionsplan Zivile Krisenpravention und dem Entwick-
lungspolitischen Gender-Aktionsplan tragt der NAP 1325 dem Erfordernis der Berticksichtigung der Rolle
von Frauen und Mé&dchen in konflikttréchtigen Regionen Rechnung. Damit hat die Bundesregierung das The-
ma ,,Frauen, Frieden und Sicherheit* starker als bisher als ein Querschnittsthema in ihrer Aul3en-, Sicherheits-
und Entwicklungspolitik verankert und ihre MalRhahmen in einen einheitlichen Bezugsrahmen gestellt. Sie
verspricht sich dadurch vermehrte Synergie- und Mobilisierungseffekte.

In Anlehnung an die Phasen eines Konflikts beriicksichtigt der NAP 1325 sechs Schwerpunkte fiir die Pla-
nung und Umsetzung von Malinahmen: Es handelt sich dabei um Pravention, Einsatzvorbereitung (Aus-, Fort-
und Weiterbildung), Beteiligung, Schutz, Wiederaufbau und Strafverfolgung. Bei der Erarbeitung des NAP
1325 wurden Anregungen der Zivilgesellschaft (,,Bindnis 1325%) berticksichtigt. Dies gilt insbesondere fiir
die Berticksichtigung der Schwerpunkte Einsatzvorbereitung und Strafverfolgung.

An der Umsetzung des NAP 1325 sind sechs Bundesressorts beteiligt. Unter dem Kapitel ,,Vorbereitung von
Einsatzen, Aus-, Fort- und Weiterbildung” wurden konkrete Umsetzungsziele zur Sensibilisierung fiir ge-
schlechtsspezifische Fragen fiir alle Lehrgénge verankert. Insbesondere werden Kenntnisse Uber die Ursachen
von Konflikten, deren Verlauf und uber die sozialen, politischen und kulturellen Verhéltnisse vor Ort vermit-
telt. Auch werden MalRnahmen zum Schutz vor Sexualstraftaten, die Rechte und besonderen BedUrfnisse von
Frauen und Kindern thematisiert.

2. Schulungen zur Vorbereitung von Einsatzen

Das BMV(g misst genderbezogenen Aspekten im Rahmen der interkulturellen und landeskundlichen Vorberei-
tung auf Auslandseinsatze eine besondere Bedeutung bei.

Die Beachtung einer Geschlechterperspektive bei aktiver Teilnahme an nationalen und internationalen Aktivi-
taten der Bundesregierung zur Friedenserhaltung und Friedensbeschaffung ist grundsatzlich Teil der Vorberei-
tungs- und Einsatzplanung deutschen Personals.

Durch geeignete ressortiibergreifende Fortbildungsmalinahmen der Trager der einsatzvorbereitenden Ausbil-
dung werden die Integration von geschlechterspezifischen Gesichtspunkten in Aus-, Fort- und Weiterbildung
des Lehrpersonals sichergestellt und zugleich eine diesbezlgliche Harmonisierung der Ausbildung erreicht.
So wurde z. B. im Juli 2012 erstmals vom Zentrum fiir Internationale Friedenseinsétze (ZIF), Polizei und
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Bundeswehr der konzipierte Kurs ,,Women, Peace and Security* bei der Polizeiakademie Baden-Wiirttemberg
durchgefiihrt. Dieser Kurs ist offen fur Teilnehmer aus Zivilgesellschaft, Bundeswehr und Polizei. Er kon-
zentriert sich vor allem auf geschlechterspezifische Bedirfnisse in Konflikten.

Auch Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte werden mit dem standardisierten ,,Pre-deployment Training*
der Vereinten Nationen auf ihren Einsatz im Ausland vorbereitet. Darin enthalten sind u. a. Trainingsmodule
zum Code of Conduct und Women, Peace and Security.

3. Dienstaufsicht

Fur die militarischen Angehdrigen des Ressortbereichs des BMVg regelt das Soldatengesetz bereits umfas-
send die Rechte und Pflichten von Soldaten und Soldatinnen. Diese werden bereits zu Beginn ihrer militéri-
schen Ausbildung zu diesen Rechten und Pflichten umfassend unterrichtet. Die Einhaltung dieser Regelungen
zu Uberwachen ist Aufgabe und Pflicht aller Vorgesetzten im Rahmen ihrer im Soldatengesetz verankerten
Pflicht zur Dienstaufsicht und gelebte Praxis. Vor diesen Gesichtspunkten ist die Einflihrung eines dariiber
hinausgehenden speziellen ,,nationalen Verhaltenskodexes“ oder eines speziellen strengen ,,nationalen Uber-
wachungssystems* nach hiesiger Auffassung nicht erforderlich.

4.  Strafverfolgung

Die Bundesrepublik Deutschland ist bestrebt, eine effiziente Strafverfolgung bei etwaigen Straftaten deutscher
Soldatinnen und Soldaten im Auslandseinsatz zu gewahrleisten. Nach § 1a Abs. 2 Wehrstrafgesetz gilt deut-
sches Strafrecht unabhéngig vom Recht des Tatortes auch fiir Taten, die ein Soldat wahrend eines dienstlichen
Aufenthalts oder in Beziehung auf den Dienst im Ausland begeht. Um eine effiziente Strafverfolgung bei
etwaigen Straftaten deutscher Soldatinnen und Soldaten im Auslandseinsatz auch in der Praxis sicherzustel-
len, ist mit § 11a StPO zum 1. April 2013 ein besonderer Gerichtsstand bei besonderer Auslandsverwendung
bei dem fir die Stadt Kempten zustandigen Gericht geschaffen worden.

Empfehlungen 53 und 54: Gesundheit Art. 12 CEDAW

Der Ausschuss begriit das Vorhandensein von zahlreichen Mafnahmen und Informationsmaterial fir
Frauen, bedauert jedoch, dass nicht alle Programme, MaRnahmen und Aktivitaten darauf abzielen, die
Berlcksichtigung von Aspekten geschlechtsspezifischer Unterschiede in den Gesundheitsberichten zu for-
dern. Darlber hinaus sieht der Ausschuss mit Sorge den niedrigen Anteil von Frauen in Fiihrungspositio-
nen in allen Bereichen des Gesundheitswesens. Obwohl der Ausschuss den Aktionsplan zur Bekéampfung
von HIV/AIDS begriifit, ist er auch besorgt tGber die seit 2004 stetig steigende Zahl von Neuinfektionen. Der
Ausschuss stellt weiterhin fest, dass im Vertragsstaat in Bezug auf den Bereich der reproduktiven Gesund-
heit nicht alle Behandlungen angeboten werden, was die betreffenden Frauen dazu veranlassen kdnnte,
diese Behandlungen in Landern durchfiihren zu lassen, in denen die gangigen Gesundheitsstandards nicht
eingehalten werden. Der Ausschuss bedauert, dass der Vertragsstaat im Staatenbericht weder Daten be-
zliglich des Zugangs von Migrantinnen sowie Asylsuchenden und Fliichtlingsfrauen zu Gesundheitsleistun-
gen, noch nach Alter und Volksgruppenzugehorigkeit aufgeschliisselte Daten zur Haufigkeit von Abtrei-
bungen vorgelegt hat.

Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat auf, seine Bemiihungen zur Verbesserung der Gesundheitsleistun-
gen und Einbindung eines geschlechterspezifischen Ansatzes in alle Programme, Dienstleistungen und
Reformen des Gesundheitswesens entsprechend der allgemeinen Empfehlung Nr. 24 des Ausschusses fort-
zusetzen, damit alle Frauen und Ménner Uberall im gesamten Staatsgebiet gleichberechtigten Zugang zu
angemessenen und geeigneten Gesundheitsleistungen haben. Des Weiteren empfiehlt der Ausschuss dem
Vertragsstaat, sicherzustellen, dass Entscheidungspositionen im Gesundheitswesen zu einem proportiona-
len Anteil mit Frauen besetzt sind, damit die Bedurfnisse und Ansichten von Frauen besser beriicksichtigt
werden. Weiter fordert er den Vertragsstaat auf, die effektive Umsetzung des Aktionsplans zur Bek&mpfung
von HIV/AIDS sicherzustellen und im néchsten Bericht detaillierte Statistiken und Analysedaten zum The-
ma Frauen und HIV/AIDS vorzulegen. Auterdem empfiehlt der Ausschuss dem Vertragsstaat, in Bezug auf
die in der Zivilgesellschaft aufgetretenen Bedenken hinsichtlich reproduktionsmedizinischer Behandlungen
tatig zu werden. Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat auf, in seinem nachsten periodischen Bericht
detaillierte Daten Uber den Zugang von Migrantinnen, Asyl suchenden und Fliichtlingsfrauen zu Gesund-
heitsleistungen sowie tber die Haufigkeit von Abtreibungen in Deutschland vorzulegen.
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1. Geschlechterspezifische Gesundheit

Fur die geschlechterspezifische Gesundheitspolitik stellen sich folgende Fragen:
e Was macht Frauen und Manner gesund und was macht sie krank?
e Was bedeutet das fir die Pravention und fiir Diagnose, Therapie oder Rehabilitation bei Erkrankung?

Das BMG hat diese Fragen fir Manner sowie Frauen aufgegriffen. Es befasst sich hinsichtlich der Frauen-
gesundheit sowohl mit Gesundheitsrisiken und Krankheiten, die ausschlielich bei Frauen auftreten, haufiger
vorkommen oder schwerwiegender verlaufen als bei Mannern als auch mit dem Einfluss gesellschaftlicher
Faktoren auf die Gesundheit. Dabei werden die unterschiedlichen Lebensphasen und Altersstufen bei Mén-
nern und Frauen in den Blick genommen. Geschlechterspezifische VVorgehensweisen in der Pravention, Ge-
sundheitsforderung und -versorgung werden auch durch regelmélige Frauen- und Mannergesundheitskon-
gresse unterstltzt, um diese Ansatze zu verbreiten und neue Aktivitaten in diesem Feld anzuregen. Dazu wer-
den u. a. Herausforderungen zu Bewegung, Suchtpréavention, gesetzlicher Krankenversicherung und betriebli-
cher Gesundheitsforderung benannt und geschlechtergerechte Vorgehensweisen in Pravention und Gesund-
heitsforderung vorgestellt und diskutiert.

Einige Bundeslénder verfolgen in ihrer Gesundheitspolitik einen geschlechterspezifischen Ansatz. Seit 2008
werden mit der Berliner Gesundheitsberichterstattung und dem Sozialstatistischen Berichtswesen sozial- und
gesundheitsstatistische Daten erhoben. Der Anteil an geschlechtsspezifisch erhobenen Daten liegt dabei aktu-
ell bei 70 %.

Steuerungsgremien im Bereich Gesundheitspolitik — wie die seit 2004 j&hrlich tagende Landesgesundheits-
konferenz und die ebenfalls 2004 eingerichtete Koordinierungsstelle gesundheitliche Chancengleichheit Ber-
lin beriicksichtigen genderspezifische und gleichstellungspolitische Herangehensweisen an bestehende Prob-
lemlagen. Beispiele dafir sind die Durchfiihrung von Fachgespréchen zur ,,Gesundheitliche Lage arbeitsloser
Frauen in Berlin® seit 2012 und die integrierte Konzept- und MalRhahmenentwicklung zur Gesundheitsforde-
rung und -Pravention rund um die Geburt.

Aktuell wird im Rahmen der Vereinbarungen im gleichstellungspolitischen Rahmenprogramm des Landes an
der Zielstellung gearbeitet, die psychiatrische Versorgung gewaltbetroffener Frauen im ambulanten und stati-
ondren Bereich zu verbessern. Dazu wurden erste Schritte zur Vernetzung der Antigewalt- und Gesundheits-
einrichtungen vorgenommen, eine niedrigschwellige néchtliche Krisenanlaufstelle fiir gewaltbetroffene Frau-
en geschaffen und eine Koordinierungs- und Interventionsstelle fur Intervention im Gesundheitsbereich gegen
Gewalt an Frauen eingerichtet.

Die nordrhein-westfélische Landesregierung hat Ende 2011 eine Landeskoordinierungsstelle Frauen und
Sucht eingerichtet. Die Landessuchtpolitik wird unter systematischer Beriicksichtigung der geschlechtsspezi-
fischen Dimensionen weiterentwickelt. In 2012 wurde ein Kompetenzzentrum Frauen und Gesundheit NRW
eingerichtet. Ziel ist, die gesundheitliche Versorgung von Frauen zu verbessern und in allen Gesundheitsberu-
fen den Blick fur eine notwendige Geschlechterdifferenzierung bei Diagnose, Behandlung und Therapie zu
schérfen. Es soll Impulse an Politik, Selbstverwaltung, Wissenschaft und Praxis geben und inshesondere die
Vernetzung von frauenspezifischen Beratungseinrichtungen und Gesundheitswesen vorantreiben. Das Kom-
petenzzentrum ist vom MGEPA fur drei Jahre bis Ende 2014 beauftragt und bearbeitet in dieser Zeit schwer-
punktmalig die Themenbereiche hdusliche Gewalt und Gesundheit, geburtshilfliche Versorgung und psychi-
sche Gesundheit von Frauen.

2. Frauen in FUhrungspositionen im Gesundheitswesen

Der Frauenanteil der berufstatigen Mediziner/innen lag 2014 bei ca. 45 %. Rund 26 % der Leitungsfunktionen
in deutschen Krankenhdusern waren 2014 von Frauen besetzt, der Anteil der Cheférztinnen lag geschatzt zwi-
schen 8 bis 10 %.%® Die Umsetzung der gleichberechtigten Beriicksichtigung von Frauen in Filhrungspositio-
nen in den Gesundheitseinrichtungen obliegt in der Regel den Trégern vor Ort. Da die Anzahl der Medizin-
studentinnen die ihrer Mitstudenten Gbertrifft und das Thema Frauen in Fuhrungspositionen und die Verein-
barkeit von Familie und Beruf in der gesellschaftlichen Debatte mittlerweile in allen Branchen diskutiert wird,
besteht die Erwartung, dass in Zukunft auch im Gesundheitswesen mehr qualifizierte Frauen mit Flihrungspo-
sitionen betraut werden. Eine Ausstrahlungswirkung erhofft sich die Bundesregierung insofern auch durch
den Gesetzentwurf fr eine gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Mannern an Flhrungspositionen in der
Privatwirtschaft und dem 6ffentlichen Dienst (vgl. unter Empfehlungen 37 und 38).

% http://www.aerztinnenbund.de/Die-Zukunft-der-Medizin-ist-noch-lange-nicht.2223.0.2.html.
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3. Bek&mpfung von HIV

Die HIV-Strategie in Deutschland basiert auf einem positiven Verstandnis von Sexualitat und integriert seit
Jahren verstarkt HIV und andere sexuell Ubertragbare Infektionen (STI). Im Rahmen des Aktionsplans zur
Bekampfung von HIV/AIDS wurde in Deutschland in den vergangenen Jahren die Reichweite der HIV-
Praventionskampagnen weiter erhéht und Préventionsaktivititen zusatzlich ausgebaut. Sowohl in der Massen-
als auch in der Personalkommunikation werden genderspezifische Aufklarungsmafnahmen fir verschiedene
Altersgruppen der Allgemeinbevolkerung wie auch fiir besonders vulnerable Gruppen, wie beispielsweise
Sexarbeiterinnen, angeboten. In der Beratung, Testung, Behandlung und Selbsthilfe sind frauenspezifische
Angebote in Deutschland etabliert.

Jahrlich durchgefiihrte Studien belegen, dass das Wissen zu Ubertragungsrisiken und Schutzverhalten in der
Bevolkerung in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen ist und auf einem sehr hohen Niveau liegt. Die
Benutzung von Kondomen hat sich seit Beginn der HIV/AIDS-Aufklarungskampagnen erheblich ausgeweitet.
Wahrend 1988 67 % der Frauen Erfahrungen mit Kondomen hatten, waren es 2011 91 %. Die genaue Ent-
wicklung kann anhand einer Grafik in der Anlage 2 verfolgt werden.

Die hochwertige medizinische Versorgung in Deutschland hat dazu gefuhrt, dass immer weniger Menschen an
den Folgen der Immunschwéchekrankheit AIDS sterben. Ende 2012 lebten nach Schéatzungen 78.000 Men-
schen mit HIV in Deutschland, davon 15.000 Frauen. Der Anteil von 19 % betroffener Frauen ist in den letz-
ten Jahren nahezu konstant geblieben. Mit 410 geschétzten Neuinfektionen bei Frauen im Jahr 2012 liegt der
Anteil der Frauen an der Gesamtheit der Neuinfektionen mit 12 % nach wie vor sehr niedrig. Im Jahr 2008 lag
die Zahl der HIV-Neuinfektionen von Frauen bei 350 und entsprach ebenfalls ca. 12 % aller Neuinfektionen.
Die HIV-Neudiagnosen bei Frauen schwanken seit 2007 zwischen 402 und 465. Eine statistische Datenauflis-
tung von den Jahren 2003 bis 2012 ist in den Anlagen einsehbar.

Seit 2008 wird im Rahmen der Schwangerschaftsvorsorge allen Frauen ein kostenloser HIV-Test angeboten.
Die Mutter-Kinder-Ubertragungsrate lag 2012 bei weniger als 10 Transmissionen. Seit 2010 konnen HIV-
betroffene Ehepartner Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung fiir MalRnahmen der kiinstlichen
Befruchtung in Anspruch nehmen. Leitlinien zur HIV-Therapie in Schwangerschaft und HIV-exponierten
Neugeborenen sowie zur Diagnostik und Behandlung HIV-betroffener Paare mit Kinderwunsch sind etabliert.
Dies ist der Beleg fur die erfolgreiche Umsetzung der HIV-Strategie, deren hohes Niveau durch eine nachhal-
tige finanzielle Forderung seit tiber 25 Jahren gesichert wird und die durch eine gute Zusammenarbeit von
staatlichen 3ugnd nichtstaatlichen Akteuren und Akteurinnen sowie einem starken, ehrenamtlichen Engagement
gepréagt ist.

4. Schwangerschaftskonflikte und reproduktionsmedizinische Behandlungen

Die Bundeszentrale fir gesundheitliche Aufklarung (BZgA) hat den gesetzlichen Auftrag, zur Vermeidung
von Schwangerschaftskonflikten Konzepte zur Sexualaufklarung und Familienplanung fir unterschiedliche
Alters- und Personengruppen zu erstellen, zu verbreiten und unentgeltlich abzugeben. Aktuelle Beispiele sind
die Konzepte ,,Migrantinnen und Migranten als Zielgruppe in der Sexualaufklarung und Familienplanung“
und ,,Sexualaufklarung fiir Menschen mit Beeintrachtigungen®. Diese sollen unter anderem Mé&dchen und
Jungen geschlechtersensibel und altersgerecht dabei unterstiitzen, ihren Weg zu einem eigenen, verantwortli-
chen Umgang mit Liebe, Partnerschaft und Sexualitdt zu entwickeln. Weitere Angebote decken das Themen-
spektrum von Partnerschaft, Elternschaft, aber auch unerfiillltem Kinderwunsch ab. Ausgangspunkt ist das
Rahmenkonzept zur Sexualaufklarung, das unter Beteiligung der Lander und in Zusammenarbeit mit Vertre-
tern der Familienberatungseinrichtungen aller Tréger erstellt wurde. Alle Konzepte beruhen auf zentralen
Erkenntnissen wissenschaftlicher Untersuchungen und Evaluationen, wie beispielsweise die BZgA-Studie zur
Jugendsexualitat und beriicksichtigen den geschlechtsspezifischen Ansatz.

Nach der amtlichen Statistik tiber Schwangerschaftsabbriiche wurden im Jahr 2014 99.715 Schwangerschafts-
abbriiche durchgefiihrt. Unter Fortsetzung des kontinuierlichen Riickgangs ist dies der niedrigste Stand seit
der gesetzlichen Neuregelung im Jahre 1996. Stetig reduziert haben sich auch Abbriiche bei Minderjahrigen.
2014 wurden 3.560 Abbriiche bei unter 18-J&hrigen durchgefiihrt, das ist weniger als die Halfte gegeniiber
dem Jahr 2005 (7.247). Die vom BMFSFJ bei der BZgA veranlasste Studie ,frauen leben 3“ hat u. a. aufge-
zeigt, dass bei einer unerwiinschten Schwangerschaft neben einer stabilen Partnerschaft die eigene berufliche

®  Weiterfiihrende Quellen:
http://lwww.frauengesundheitsportal.de/themen/hiv-aids/ http://www.netzwerkfrauenundaids.de/
http://lwww.bzga.de/forschung/studien-untersuchungen/studien/aidspraevention/
https://www.rki.de/DE/Content/Infekt/EpidBull/Archiv/2013/Ausgaben/24_13.pdf?__blob=publicationFile
http://www.daignet.de/site-content/hiv-therapie/leitlinien-1
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und finanzielle Sicherheit eine Entscheidung zugunsten des Kindes maRgeblich unterstitzt. Die Erhebungs-
merkmale der amtlichen Statistik, die gesetzlich geregelt sind, beziehen sich nicht auf Merkmale wie Her-
kunft, Nationalitat oder VVolksgruppenzugehdrigkeit.

Auch in den Bundeslandern wird die Schwangerschaft und reproduktive Medizin als wichtiger Bestandteil
erkannt und insbesondere durch Aufklarung und Information behandelt und geregelt. Im Bereich der repro-
duktiven Gesundheit wéchst der Bedarf an Aufklarung und Beratung gesunder Frauen und Médchen, die
durch neu entwickelte medizinisch-technische Mdglichkeiten wie pranataldiagnostische Untersuchungen,
kiinstliche Befruchtung, ,,Wunschkaiserschnitt* oder Schonheitsoperationen in ihrem Handeln verunsichert
sind.

Als Reaktion darauf hat sich eine berufsgruppenibergreifende Zusammenarbeit der fachspezifischen Mitar-
beiterinnen im Netzwerk Frauengesundheit Berlin sowie in kommunalen und Landesgremien entwickelt, es
fanden Informationsveranstaltungen statt, thematische Materialien wie die Broschire ,,Kaiserschnitt Ja! Nein!
Vielleicht? und ein Flyer zur HPV-Impfung wurden veréffentlicht und das bestehende Beratungsangebot zu
Sexualitat und Selbstbestimmung, zu Fragen rund um Schwangerschaft und Geburt wurde dem Bedarf ange-
passt.

Im Rahmen der Umsetzung des umfassenden ,,Nordrhein-Westfélischen-Aktionsplan fiir Gleichstellung und
Akzeptanz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt — gegen Homo- und Transphobie* hat die Nordrhein-
Westfalische Gesundheitsministerin die Bundesarztekammer gebeten, in ihren Richtlinien klarzustellen, dass
auch leshischen Frauen Zugang zu reproduktionsmedizinischen Leistungen gewdahrt werden darf. Die Kam-
mer hat dies bislang mit Hinweis auf notwendige Rechtsanderungen u. a. im Zivilrecht abgelehnt.

5. Gesundheit bei Migranten, Fliichtlingen und Asylsuchenden

Der Sozialbericht der Bundesregierung von 2013 kommt auf der Grundlage ausgewdhlter Indikatoren der
gesundheitlichen Situation wie Krankenstand, Adipositas, Rauchverhalten, Todesursachen zu dem Schluss,
dass die soziale Lage bei allen Bevélkerungsgruppen, d. h. auch bei Migrantinnen, den allgemeinen Gesund-
heitszustand und die gesundheitsbezogene Lebensqualitdt maBgeblich bestimmt und keine generelle gesund-
heitliche Benachteiligung von Migranten und Migrantinnen vorliegt. Insbesondere im Bereich der Prévention
weisen Studien nach, dass z. B. die Impfprévention und die Schwangerenvorsorge von Migrantinnen und
Migranten nahezu ebenso haufig genutzt werden wie von Menschen ohne Migrationshintergrund. Projekte der
Bundesregierung, MalRnahmen der Lander, Kommunen und ehrenamtlicher Organisationen zielen auf eine
bessere Versorgung von Fliichtlingen und Zuwanderern.

So werden die Gesundheitsleistungen im Asylbewerberleistungsgesetz insbesondere fiir besonders schutzbe-
durftige Personen in Umsetzung der Vorgaben der Richtlinie 2013/33 EU zur Festlegung von Normen fir die
Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen (sog. Aufnahmerichtlinie), noch im Verlauf
dieser Legislaturperiode verbessert werden. Zu den besonders schutzbediirftigen Personen gehdren u. a. Frau-
en, die Opfer von Gewalt geworden sind.

Ergebnis einer Verstandigung zwischen Bund und Léandern ist zudem, dass das BMG gemeinsam mit den
Landern priifen soll, wie es interessierten Flachenstaaten ermdglicht werden kann, die Gesundheitskarte fiir
Asylbewerber einzufiihren. Dies wiirde den Leistungsberechtigten einen unmittelbaren Arztzugang ermogli-
chen.

Empfehlungen 55 und 56: Wirtschaftliche Folgen von Scheidungen Art. 16 CEDAW

Der Ausschuss sieht mit Sorge, dass die derzeitigen Gesetze des Vertragsstaates beziglich der Vermd-
gensaufteilung nach einer Scheidung und das derzeitige Unterhaltsrecht nicht in ausreichendem Malie auf
geschlechtsspezifische wirtschaftliche Unterschiede zwischen den Ehegatten eingehen, die auf die beste-
hende Teilung des Arbeitsmarkts nach Geschlechtern und den gréReren Frauenanteil im Bereich unbezahl-
ter Arbeit zuriickzufiihren sind. Der Ausschuss nimmt mit Besorgnis die Politik zur Férderung der Eigen-
standigkeit zur Kenntnis, die dem seit 1. Januar 2008 geltenden Unterhaltsgesetz zugrunde liegt, das die
Beendigung der Unterhaltsanspriiche des sorgeberechtigten Elternteils vorschreibt, sobald das Kind drei
Jahre alt ist. Der Ausschuss stellt weiterhin fest, dass das neue Unterhaltsgesetz keinen angemessenen
Rechtsbehelf flir Frauen vorsieht.

Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat auf, die wirtschaftlichen Folgen einer Scheidung fiir beide Ehe-
gatten zu untersuchen und dabei besonderes Gewicht auf das gréRere Humankapital und Verdienstpotenzi-
al von mannlichen Ehegatten aufgrund ihrer Vollzeitbeschéftigung und ununterbrochenen beruflichen
Laufbahn zu legen. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat eine Uberpriifung seiner derzeitigen Geset-
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ze in Anbetracht der Ergebnisse der Untersuchung und die Berlicksichtigung diesbeziiglicher Informatio-
nen in seinem nachsten periodischen Bericht. Angesichts des noch immer unzureichenden Angebots an
Kinderbetreuungseinrichtungen im Vertragsstaat empfiehlt der Ausschuss diesem, das neue Unterhaltsge-
setz dahingehend zu andern, dass die schwierige Lage geschiedener Frauen mit Kindern darin Beriicksich-
tigung findet.

Die Bundesregierung geht davon aus, dass eine grundsatzlich geschlechtsneutrale Regelung des Unterhalts-
rechts dem heutigen Rollenverhéltnis von Mann und Frau in der modernen deutschen Gesellschaft gerecht
wird. Soweit es nicht um den spezifischen Schutz der Frau als Mutter geht, hierzu 8 16151 BGB, ist das Un-
terhaltsrecht daher bewusst geschlechtsneutral gefasst. Die Forderung der Eigenstandigkeit nach einer Schei-
dung ist des Weiteren ein Merkmal des deutschen Scheidungsrechts bereits seit 1977; hieran hat sich mit der
Reform vom 01.01.2008 im Grundsatz nichts gedndert. Nach § 1570 BGB kann ein geschiedener Ehegatte
von dem anderen wegen der Pflege oder Erziehung eines gemeinschaftlichen Kindes fiir mindestens drei Jahre
nach der Geburt Unterhalt verlangen. Die Dauer des Unterhaltsanspruchs verlangert sich, solange und soweit
dies der Billigkeit entspricht. Dabei sind die Belange des Kindes und die bestehenden Mdglichkeiten der Kin-
derbetreuung zu berlicksichtigen. Die Dauer des Unterhaltsanspruchs verldngert sich dariiber hinaus, wenn
dies unter Berlcksichtigung der Gestaltung von Kinderbetreuung und Erwerbstétigkeit in der Ehe sowie der
Dauer der Ehe der Billigkeit entspricht.

Alleinerziehende Frauen sind zu einem hohen Anteil in den Arbeitsmarkt integriert: 70,4 % aller alleinerzie-
henden Frauen waren 2013 erwerbstatig, davon 42,1 % in Vollzeit. De-facto sind alleinerziehende, erwerbsta-
tige Mtter (in geringerem MaRe auch Véter) aufgrund der Kinderbetreuung einer Mehrfachbelastung ausge-
setzt, die Uber das Unterhaltsrecht in der Regel weder abgemildert wird noch werden kann.

Der gesetzliche Guterstand der Zugewinngemeinschaft, der inhaltlich ein Guterstand der Gutertrennung ist,
und der Zugewinnausgleich bei Beendigung des Giiterstandes (88 1371 ff BGB), insbesondere im Fall der
Scheidung, beriicksichtigen bereits die Rollenverteilung zwischen den Ehegatten und sorgen fiir einen finan-
ziellen Ausgleich zugunsten desjenigen Ehegatten, der in geringerem MaRe die Chance hatte, wahrend der
Ehe sein Vermdgen zu vermehren. Die Regelungen sind durch das Gesetz zur Anderung des Zugewinnaus-
gleichs- und Vormundschaftsrechts vom 06.07.2009 zur Verbesserung des Schutzes des strukturell schwéche-
ren Ehegatten reformiert und erweitert worden.

Die Bundesregierung befindet sich in einem standigen Kontakt mit der Praxis. So ist dem BMJV aus vielfalti-
gen Kontakten, Berichten, Kongressen usw. bekannt, wie die Reform von 2008 sich fiir die Praktiker, vor
allem aber auch fir die Betroffenen auswirkt. Das BMJV erhalt hierzu auch jahrlich ein paar hundert Einga-
ben und Petitionen, die nicht nur beantwortet, sondern auch bewertet werden. Das BMJV beabsichtigt, diesen
engen Kontakt mit der Praxis fortzusetzen und ist jederzeit bereit, auf entstehende Schwierigkeiten zu reagie-
ren.

Empfehlungen 57 und 58: Gefahrdete Frauengruppen — Jugendstrafvollzug bei Méadchen Art. 3, 10
CEDAW

Der Ausschuss auf3ert seine Besorgnis uUber Berichte, die er tber den Mangel an Strafvollzugsanstalten fur
Madchen und tber deren Unterbringung in Hochsicherheits-Frauengeféngnissen trotz ihres oft nur gerin-
gen Sicherheitsrisikos erhalten hat. Der Ausschuss stellt fest, dass die Unterbringung von Jugendlichen in
Gefangnissen fir Erwachsene, die haufig weit abgelegen sind, das Recht der Jugendlichen auf Bildung und
die Besuchsrechte ihrer Familienangehdrigen beeintrachtigen kann. Ebenso besorgt stellt er die ihm be-
richtete Unzulénglichkeit der Einrichtungen und Programme zur physischen und psychischen Erholung und
sozialen Wiedereingliederung von Madchen fest.

Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, die uneingeschréankte Umsetzung der Standards des Jugend-
strafrechts sicherzustellen, und zwar insbesondere die Minimalregeln der Vereinten Nationen fiir die Ver-
waltung der Jugendstrafjustiz (Peking-Regeln), die Leitlinien der Vereinten Nationen fiir die Verhitung der
Jugendkriminalitat (Riad-Leitlinien), die Regeln der Vereinten Nationen fiir den Schutz von Jugendlichen,
denen ihre Freiheit entzogen ist (Havanna-Regeln) und die Wiener Richtlinien iiber MaBnahmen zum
Schutz von Kindern im Strafrechtssystem. Der Ausschuss dréngt den Vertragsstaat, alle notwendigen MaR-
nahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass unter 18-Jéhrige, auch Madchen, nur als letztes Mittel ihrer
Freiheit beraubt werden und dass sie im Falle einer Inhaftierung auf jeden Fall getrennt von Erwachsenen
untergebracht werden. Dariber hinaus fordert der Ausschuss den Vertragsstaat auf, dafiir zu sorgen, dass
inhaftierte Madchen ein umfassendes Unterrichtsprogramm (einschlieRlich Sportunterricht) erhalten und
dass ihnen angemessene geschlechtsspezifische und kindgerechte Manahmen geboten werden, die auf ihre
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Besserung und gesellschaftliche Wiedereingliederung hinzielen.

Die in der Empfehlung genannten internationalen Mindestgarantien und Regelwerke zum Jugendstrafrecht
sind im deutschen Strafrechtssystem bereits gewéhrleistet. Hinzuweisen ist hier insbesondere auf das besonde-
re Jugendgerichtsgesetz mit Vorschriften zu besonderen Gerichten flr Strafverfahren gegen Jugendliche, mit
besonderen Vorschriften fiir das Jugendstrafverfahren, die dem Alter, Entwicklungsstand und Schutzbedarf
der Betroffenen Rechnung tragen, mit besonderen Vorschriften zur Sanktionierung und Beschrankung von
Freiheitsentzug, die als Hauptziel nicht die Bestrafung flir begangenes Unrecht haben, sondern die Wiederein-
gliederung und Vermeidung erneuter Straffalligkeit.*°

Hinsichtlich der Empfehlung, alle notwendigen MalRnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass unter 18-
Jahrige, auch Madchen, nur als letztes Mittel ihrer Freiheit beraubt werden, ist lediglich anzumerken, dass
eine Jugendstrafe nach dem Jugendgerichtsgesetz schon vor dem Jahr 2007 und ganz generell nur als ultima
ratio verhéngt werden durfte: Die Jugendstrafe steht am oberen Ende der jugendstrafrechtlichen Sanktionsska-
la und darf gemaR 8§88 5 Abs. 2, 13 Abs. 1, 17 Abs. 2 JGG nur in Fallen verhangt werden, in denen eher hel-
fende erzieherische MalRnahmen und auch erzieherisch ausgerichtete disziplinierende Sanktionen ohne Straf-
charakter nicht ausreichen. Bemerkenswert ist im Ubrigen, dass in Deutschland rund 70 % aller Jugendstraf-
verfahren durch Einstellung ohne eine Verurteilung enden. Auch bei Verurteilungen erhalt nur ein kleiner Teil
eine Jugend-Freiheitsstrafe, die wiederum vielfach sofort mit dem Urteil zur Bewéhrung ausgesetzt wird.

Fur den Justizvollzug betreffend weibliche junge Gefangene in den Bundeslandern Baden-Wurttemberg,
Bayern, Berlin, Bremen, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thuringen treffen die familiaren Problembeschreibungen
des Ausschusses nicht zu. Die Lander sehen im Gegensatz zu der Feststellung des Ausschusses groiziigige
Besuchsregelungen zur Unterstiitzung familidrer Beziehungen von jungen Gefangenen vor. Dies gilt insbe-
sondere auch, soweit zur VerbiiRung von Jugendstrafen eine zentrale Unterbringung von Médchen und jungen
Frauen aus Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein in der JVA Vechta im Bundesland Niedersach-
sen erfolgt. Die absoluten Zahlen der inhaftierten jungen weiblichen Gefangenen sind durchweg sehr niedrig,
was zeigt, dass vom Freiheitsentzug nur als letztes Mittel Gebrauch gemacht wird. Der Jugendstrafvollzug ist
erzieherisch, geschlechtsspezifisch und altersgerecht ausgestaltet.

In der foderal organisierten Bundesrepublik Deutschland sind die 16 Lander sowohl fiir die Gesetzgebung auf
dem Gebiet des Strafvollzuges als auch fiir dessen Durchfiihrung zustéandig. Die in diesem Rahmen von den
Landern angebotenen vielfaltigen sowie individuell abgestimmten MaRnahmen und Programme zur (Weiter-
)Bildung, Behandlung, Wiedereingliederung und Sport- bzw. Freizeitaktivitaten der jungen weiblichen Straf-
gefangenen sind aus der als Anlage 3 beigefiigten Ubersicht ersichtlich.

Empfehlungen 59 und 60: Migrantinnen, Fluchtlings- und Asyl suchende Frauen und Minderheiten
Art. 2, 3,13, 16 CEDAW

Zwar nimmt der Ausschuss die MalRnahmen zur Kenntnis, die zur Verbesserung der Integration von Mig-
rantinnen, Fluchtlingsfrauen und Minderheiten angehdrenden Frauen in die deutsche Gesellschaft und zur
Verbesserung der Eingliederung dieser Frauen in den Arbeitsmarkt ergriffen werden, der Ausschuss ist
jedoch weiterhin besorgt, dass sie méglicherweise in Bezug auf Bildung, Gesundheitsversorgung, Beschaf-
tigung und gesellschaftliche und politische Teilhabe verschiedenen Formen von Diskriminierung ausgesetzt
sind. Der Ausschuss stellt fest, dass in dem Aktionsplan zur Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen von
2007 Frauen mit Migrationshintergrund oder auslandischer Herkunft als besonders geféahrdete und schutz-
bedirftige Personengruppe anerkannt werden, ist jedoch nach wie vor besorgt liber die Gewalt und Dis-
kriminierung auf Grund ihres Geschlechts, die sie in ihren eigenen Gemeinschaften erleben.

Der Ausschuss drangt den Vertragsstaat, seine Anstrengungen zur Beseitigung der Diskriminierung von
Migrantinnen, Flichtlings-, Asyl suchenden und Minderheiten angehérenden Frauen zu verstérken. Er
ermutigt den Vertragsstaat, vorsorglich Mafnahmen zu ergreifen, um die Diskriminierung dieser Frauen,
und zwar sowohl in ihren Gemeinschaften als auch in der Gesellschaft als Ganzes, zu verhindern, um ge-
gen sie gerichtete Gewalt zu bekdmpfen und ihre Kenntnisse Uber die Verfligbarkeit von sozialen Leistun-
gen und Rechtsmitteln zu verbessern und um sie mit ihren Rechten auf Gleichstellung und ein Leben ohne
Diskriminierung vertraut zu machen. Darliber hinaus drangt der Ausschuss den Vertragsstaat, wirksame
MaRnahmen zur Eingliederung dieser Frauen in den deutschen Arbeitsmarkt zu ergreifen. AuBerdem for-
dert der Ausschuss den Vertragsstaat auf, Diskriminierungen von Migrantinnen, Fliichtlings-, Asyl suchen-

O vgl. http:/Avww.gesetze-im-internet.de/englisch_jgg/index.html
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den und Minderheiten angehdrenden Frauen regelméRig und umfassend zu untersuchen, statistische Daten
Uber ihre Situation in Bezug auf ihre Beschaftigung, Bildung und Gesundheit und (ber alle Formen von
Gewalt, denen sie moglicherweise ausgesetzt sind, zusammenzutragen und diese Informationen in seinem
néachsten periodischen Bericht vorzulegen.

1. Integrations- und Interessenférderung

Der Koalitionsvertrag hélt fest, dass Migrantenorganisationen als Partner der Integrationsférderung insbeson-
dere als bundesweit tatige Organisationen weiter gestarkt werden sollen, auch durch Multiplikatorenschulun-
gen und finanzielle Unterstlitzung beim Aufbau von Strukturen. Das BMFSFJ hat zwei bundesweite Kongres-
se fiir Migrantinnen und ihre Organisationen in Deutschland zu verschiedenen Schwerpunktthemen z. B. zum
Thema Chancengleichheit am Arbeitsmarkt durchgefiihrt. Die Veranstaltungen richteten sich vorrangig an
Frauen mit Migrationshintergrund, die in einer Migrantinnenorganisation tatig sind oder ein solches Engage-
ment anstreben. Die Kongresse boten den bis zu 300 Teilnehmenden die Mdglichkeit der Qualifizierung und
Vernetzung.

In Folge des 2. Kongresses hat das BMFSFJ im November 2013 gemeinsam mit dem Bundesamt flr Migrati-
on und Flichtlinge (BAMF) ein dreijahriges Modellprojekt begonnen, welches eine Dachorganisation der
Migrantinnenorganisationen auf Bundesebene bei ihrer Grindung, Entwicklung und Professionalisierung
unterstitzt. Ziele des Projekts sind neben der Beférderung der rechtlichen, politischen und gesellschaftlichen
Gleichstellung von Migrantinnen, die Interessenvertretung und Stellvertretung der Migrantinnen in Politik,
Offentlichkeit und Medien. Dazu wurde eine Dachorganisation aufgebaut, die Lobby- und Offentlichkeitsar-
beit auf Bundesebene betreibt (DAMIGRA). Zur Férderung von Migrantinnenorganisationen (DAMIGRA)
vgl. unter Empfehlungen 37 und 38. Mit dem Migrantinnenforum — ,,www.migrantinnenforum.de* — , das das
BMFSFJ von Dezember 2012 bis 2014 angeboten hat und das jetzt von DAMIGRA {bernommen wurde,
kdnnen sich interessierte Migrantinnen vernetzen, Uber aktuelle Neuerungen informieren und Informationen
tber ihre Organisation zur Verfiigung stellen.

2. Schutz vor Gewalt

Der zweite Aktionsplan zur Bek&mpfung von Gewalt gegen Frauen setzt einen besonderen Schwerpunkt bei
Frauen und Mé&dchen mit Migrationshintergrund. So werden SchutzmalRnahmen fiir Migrantinnen vor Gewalt
verstérkt. Flir Gewaltformen wie Menschenhandel, vor allem zum Zweck der sexuellen Ausbeutung, aber
auch der Arbeitskraft, und genitaler Verstimmelung werden spezielle MaRnahmen durchgefiihrt. Die gesell-
schaftliche und politische Teilhabe von Frauen mit Migrationshintergrund wird gefordert, die auf die Starkung
der Eigenstandigkeit zielen und daher gewaltpraventiven Charakter haben. Die Bundesregierung unterstiitzt
den Kampf gegen Zwangsverheiratungen mit gezielten Projekten (s. auch zu Empfehlung 41). Darlber hinaus
sehen die vom BMFSFJ geférderten Vernetzungsstellen, die Frauenhauskoordinierung e. V., der Bundesver-
band flr Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe (bff) sowie der Bundesweite Koordinierungskreis gegen
Frauenhandel und Gewalt an Frauen im Migrationsprozess e. V. (KOK) kontinuierlich auch Mainahmen fiir
diese Zielgruppe vor.

Insbesondere auch das bundesweite Hilfetelefon Gewalt gegen Frauen steht Migrantinnen zur Verfigung (vgl.
zu Empfehlungen 43 und 44). Um sicherzustellen, dass Migrantinnen Zugang zu den Angeboten des Hilfetele-
fons haben, sind die Angebote des Hilfetelefons in insgesamt 15 Sprachen zugéngig. Damit wird der besonde-
ren Situation von Migrantinnen Rechnung getragen. Bei weitergehendem Bedarf werden Unterstiitzungsein-
richtungen, Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner vor Ort vermittelt.

Mit Blick auf das Thema ,,Gewalt gegen Frauen® ist mit dem Gesetz zur Bekampfung der Zwangsheirat und
zum besseren Schutz der Opfer von Zwangsheirat sowie zur Anderung weiterer asyl- und aufenthaltsrechtli-
cher Vorschriften im Jahr 2011 ein eigenstandiger Straftatbestand gegen Zwangsheirat geschaffen worden.
Zudem ist fiir Opfer von Zwangsheirat seitdem ein eigensténdiges Riickkehrrecht im Aufenthaltsgesetz vorge-
sehen.

SchlieBlich gibt es in den neuen Asylrichtlinien zum sog. Gemeinsamen Européischen Asylsystem, insbeson-
dere der Richtlinie Aufnahme und der Asylverfahrensrichtlinie, weitere Bestimmungen, die die besondere
Situation schutzbedurftiger Personen bei der Aufnahme und der Durchfiihrung des Asylverfahrens berlick-
sichtigen sollen. Zu den schutzbediirftigen Personen gehdren u. a. Schwangere, Alleinerziehende mit minder-
jahrigen Kindern, Personen, die u. a. Folter oder Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen von Gewalt
erlitten haben, z. B. auch Verstimmelung weiblicher Genitalien. Die Richtlinien sind bis Juli 2015 in deut-
sches Recht umzusetzen.
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Die Bundesregierung fordert niederschwellige Kurse zur Integration auslédndischer Frauen (sog. Frauenkurse).
Zielgruppe dieser Kurse sind integrationsbedurftige und durch andere Integrationsangebote schwer erreichba-
re auslédndische Frauen mit einem auf Dauer angelegten Aufenthaltsstatus. Die Frauen sollen fiir die Wahr-
nehmung ihrer Briickenfunktion zwischen Familie und Gesellschaft gestarkt und an weiterfiihrende Integrati-
ons- und Beratungsangebote herangefihrt werden.

Seit 2007 wird in den niederschwelligen Frauenkursen auch Gewaltpravention, insbesondere Schutz vor hdus-
licher Gewalt, thematisiert. Dieses sensible Thema setzt allerdings eine vertrauensvolle Atmosphére im Kurs
voraus. Unter der Bezeichnung ,,gewaltfreie Kommunikation in der Familie* werden z. B. Unterschiede in der
Definition der Rolle der Frauen, Fragen der Rechte der Frauen sowie Konflikte in der Familie und geeignete
Konfliktlésungsstrategien diskutiert. Die Frauenkursleiterinnen werden in Fortbildungsveranstaltungen auch
zu den Themen Gewalt in der Familie und Zwangsheirat geschult, damit sie in der Lage sind, Betroffene an
entsprechend qualifizierte Beratungsstellen oder Hilfsangebote weiter zu verweisen. Das Konzept der Frauen-
kurse wurde zum Thema ,,Schutz vor h&uslicher Gewalt* 2012 aktualisiert. Es wurden Hinweise auf Informa-
tionsmaterialien wie z. B. einen Flyer zu Zwangsheirat und zur Online-Suche nach speziellen Beratungsstellen
und Frauenhdusern aufgenommen. Informationsmaterialien zum Thema Zwangsverheiratung wurden 2012
auch den Trégern der Integrationskurse (Deutsch- und Orientierungskurs) zur Verfligung gestellt.

3. MaBnahmen zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt

Es ist ein wichtiges Anliegen der Bundesregierung, die Eingliederung von Migrantinnen in den Arbeitsmarkt
zu foérdern und dabei zugleich Diskriminierung entgegenzuwirken. Hervorzuheben ist dabei das seit 2007
laufende, mit Mitteln des Europdischen Sozialfonds (ESF) kofinanzierte Bundesprogramm zur berufsbezoge-
nen Sprachférderung fur Personen mit Migrationshintergrund, das mit einer Teilnehmerinnenquote von 60 %
insbesondere Frauen anspricht. Zudem hat das ESF-kofinanzierte Bundesprogramm zur arbeitsmarktlichen
Unterstiitzung fiir Bleibeberechtigte und Fliichtlinge zum Ziel, Asylbewerber/-innen und Fliichtlinge mit noch
nicht verfestigtem Aufenthaltsstatus in den Arbeitsmarkt zu integrieren (Laufzeit 2008 bis 2014). Bei der
Durchflihrung dieser Programme ist das Querschnittsziel der Gleichstellung von Frauen und Mannern zwin-
gend zu berticksichtigen.

Aulerdem hat sich das vom BMAS initiierte und inzwischen gemeinsam mit dem BMBF und der Bunde-
sagentur flr Arbeit als Kooperationspartner durchgeftihrte Forderprogramm ,,Integration durch Qualifizierung
— 1Q* als ein zentrales arbeitsmarktpolitisches Instrument der Bundesregierung etabliert. In der aktuellen For-
derphase des Programms wird die Qualifizierung von Migrantinnen und Migranten im Kontext des Anerken-
nungsgesetzes im Mittelpunkt stehen. Die dariiber hinaus im Rahmen des Programms angebotenen Schulun-
gen zur interkulturellen Offnung und Diversity beriicksichtigen auch genderspezifische Faktoren und sind
deshalb fiir die Verbesserung der Arbeitsmarktsituation von Migrantinnen von besonderer Relevanz. Die Er-
werbstatigenquote von Frauen mit Migrationshintergrund (Altersgruppe 20 bis 64 Jahre) stieg von 54,8 % in
2007 auf 60,4 % in 2012. lhre Erwerbstatigenquote liegt damit zwar unter denen der Méanner mit Migrations-
hintergrund (2007: 72,7 %; 2012: 77 %) und der Frauen insgesamt (2007: 66,7 %; 2012 71,5 %). Daflir stieg
sie allerdings vergleichsweise stark um 5,6 Prozentpunkte.

Zur Arbeitsmarktintegration von Miuttern mit Migrationshintergrund trdgt auch das neue ESF-Programm
»Stark im Beruf — Mtter mit Migrationshintergrund steigen ein®, mit dem diesen Frauen berufliche Perspek-
tiven eroffnet und der Einstieg in die Erwerbstatigkeit erleichtert werden. Schwerpunkt des Programms ist es,
den Zugang zu vorhandenen Forderangeboten und Unterstiitzungsleistungen besser auf den individuellen
Bedarf der Gruppe abzustimmen und Liicken im Integrationsprozess zu schlieRen (vgl. auch Empfehlungen 37
und 38).

Asylbewerber/innen sowie geduldete Personen unterliegen — anders als andere Gruppen von Migrant/innen
bspw. aus der EU — einer Sperrfrist, in der sie in Deutschland nicht arbeiten diirfen. Seit November 2014 be-
tragt diese nur noch drei Monate (friiher ein Jahr, dann neun Monate bei Asylbewerber/innen, bei Geduldeten
friher ein Jahr). Nach 15 Monaten entféllt auch die Vorrangprifung, bei der die Bundesagentur fur Arbeit
priift, ob fir den Arbeitsplatz bevorrechtigte Personen zur Verfligung stehen.

4. Statistiken und Daten

Um mehr (iber die Migrantinnenorganisationen und ihre Bedarfe zu erfahren, wurde vom Bundesfamilienmi-
nisterium die Studie ,,Migrantinnenorganisationen in Deutschland* in Auftrag gegeben und im November
2010 verdffentlicht. Die Studie hat verschiedene Typen von Selbstorganisationen dargestellt: bildungsorien-
tierte, politisch orientierte, professionell arbeitende und freizeitorientierte Selbstorganisationen. Sie gibt zu-
dem Auskunft Gber Struktur, Aufgaben sowie die Mitglieder der Organisationen. Darlber hinaus zeigt die
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Studie, dass Migrantinnenorganisationen haufig Selbsthilfe zur Uberwindung von benachteiligenden Struktu-
ren leisten und eine Briickenfunktion zu anderen Teilen der Gesellschaft erfiillen.*!

Das BMFSFJ hat die Studie ,,Zwangsverheiratung in Deutschland — Anzahl und Analyse von Beratungsstel-
len* in Auftrag gegeben, mit der erstmals bundesweit das Wissen von Beratungseinrichtungen ber Men-
schen, die von Zwangsverheiratung bedroht oder betroffen sind, erhoben und systematisch ausgewertet wur-
de.*? Zudem wurde das Modellprojekt einer interkulturellen Online-Beratung in Fallen von Zwangsverheira-
tung von 2007 bis 2010 finanziert. Die Evaluation des Projekts enthélt wichtige Informationen zum neuen
Instrument der Online-Beratung bei Krisenintervention.*?

Die Bundeslander haben ein groBes Anliegen Minderheiten in der Gesellschaft zu schiitzen und besser zu
integrieren. Nordrhein-Westfalen ist hier beispielhaft aufgefihrt.

Mit dem NetzwerkBiiro Frauen und Madchen mit Behinderung Nordrhein-Westfalen in Tragerschaft der LAG
Selbsthilfe NRW als Geschéftsstelle des gleichnamigen Netzwerks fordert die Landesregierung seit 1995 eine
Interessensvertretung, die sich fachkundig und engagiert fiir die Selbstbestimmung und nachhaltige Verbesse-
rung der Lebenssituation von Madchen und Frauen mit Behinderung einsetzt. Das NetzwerkBiro vertritt
Frauenbelange in wichtigen Gremien zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in NRW, u. a. in
den Fachbeirdten Gesundheit und Arbeit. Weiterhin ist es bei wichtigen Themen beteiligt, so ist es u. a. Mit-
glied im Steuerkreis zur Erarbeitung eines Landesaktionsplans gegen Gewalt an Frauen.

Empfehlungen 61 und 62: Dialog mit der Zivilgesellschaft im intersexuellen und transsexuellen Bereich

Der Ausschuss nimmt mit Zufriedenheit die Zusammenarbeit des Vertragsstaates mit Organisationen der
Zivilgesellschaft, insbesondere mit Frauenorganisationen, zur Kenntnis, die in den meisten Fallen durch
eine Zusammenarbeit der Regierung mit diesen Organisationen bei speziellen Programmen und Projekten
erfolgt. Der Ausschuss bedauert jedoch, dass die Forderung nach einem Dialog, die von Nichtregierungs-
organisationen von intersexuellen und transsexuellen Menschen erhoben wurde, vom Vertragsstaat nicht
positiv aufgegriffen worden ist.

Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat auf, in einen Dialog mit Nichtregierungsorganisationen von inter-
sexuellen und transsexuellen Menschen einzutreten, um ein besseres Verstéandnis fiir deren Anliegen zu
erlangen und wirksame MafRnahmen zum Schutz ihrer Menschenrechte zu ergreifen.

Deutschland ist der Forderung des Ausschusses nach Anstol3 einer gesellschaftlichen Auseinandersetzung mit
dem Thema Intersexualitdt und Transsexualitdt nachgekommen. Dazu wird auch auf den Zwischenbericht
Deutschlands an den CEDAW-Ausschuss verwiesen. Die Bundesregierung hat am 17.12.2010 zundchst den
Deutschen Ethikrat beauftragt, einen Bericht tber die Situation und die Herausforderung fiir Menschen mit
Intersexualitdt zu erarbeiten. Die am 23.02.2012 (Bundestagsdrucksache 17/9088) verdffentlichte Stellung-
nahme des Deutschen Ethikrates ist unter Einbeziehung und Anhdrung von Expertinnen und Experten sowie
Betroffenenverbdnden entstanden und behandelt die spezifische Situation intersexueller Menschen in
Deutschland umfassend. Sie fasst den aktuellen Forschungsstand zusammen und benennt Empfehlungen, die
aus Sicht des Ethikrats geeignet sein kdnnen, die Situation intersexueller Menschen insgesamt zu verbessern.

Das BMFSFJ hat den Dialog mit den Nichtregierungsorganisationen weitergefiihrt und im Mai 2013 gemein-
sam mit der Konrad-Adenauer-Stiftung die Tagung ,,Leben zwischen den Geschlechtern* durchgefiihrt. Hier
konnten sich 80 medizinische Experten, politische Akteure und Akteurinnen und Betroffene Uber die Stel-
lungnahme des Deutschen Ethikrats austauschen.

Als Reaktion auf die Empfehlungen des Deutschen Ethikrates hat die Bundesregierung in einem ersten Schritt
2013 das Personenstandsgesetz geandert. Nach der neu eingefuihrten Regelung bleibt die Geschlechtsangabe
im Geburtseintrag offen, wenn diese nicht zweifelsfrei feststeht. Die Vorschrift soll dabei insbesondere den
Druck von den Eltern nehmen, sich unmittelbar nach der Geburt ihres Kindes auf ein Geschlecht festzulegen
und deshalb vorschnell geschlechtsangleichende medizinische Eingriffe an ihrem Kind vornehmen zu lassen.

Die jetzige Bundesregierung hat in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart, diese personenstandsrechtliche Ande-
rung zugunsten intersexueller Menschen zu evaluieren, gegebenenfalls auszubauen und die besondere Situati-
on von trans- und intersexuellen Menschen in den Fokus zu nehmen.

Mit dieser Zielsetzung wurde im September 2014 eine interministerielle Arbeitsgruppe ,.Intersexuali-
tat/Transsexualitat” (IMAG) unter Federfiihrung des BMFSFJ eingerichtet. Die Arbeitsgruppe wird sich ein-

L Siehe: http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/Service/Publikationen/publikationen,did=164634.html
2 vgl. dazu besonders die Ausfilhrungen unter Empfehlungen 41 und 42.
8 Alle Berichte finden sich unter: http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/gleichstellung,did=88292.html
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gehend mit den Forderungen des Deutschen Ethikrates und darauf aufbauenden Beschliissen (Gesundheitsmi-
nisterkonferenz Beschluss vom 26. Juni 2013, EntschlieBungsantrag des Deutschen Bundesrates vom 14.
Marz 2014, Jugend- und Familienministerkonferenz Beschluss vom 22./23. Mai 2014, Gleichstellungs- und
Frauenministerkonferenz Beschluss vom 1./2. Oktober 2014) befassen, Betroffenenverbande hinzuziehen und
gegebenenfalls entsprechende Gesetzesanderungen vorschlagen.

Die IMAG hat in einer Arbeitsvereinbarung die sukzessive Bearbeitung insbesondere der nachfolgenden
Themenblécke beschlossen:

¢ Medizinische Behandlung

e Ausbau und Starkung von Beratungs-, Aufklarungs- und Praventionsstrukturen

e Prifung erforderlicher Gesetzesédnderungen

e Analyse der faktischen und rechtlichen Situation transgeschlechtlicher Menschen

Dariiber hinaus wird das BMFSFJ im Rahmen des Bundesprogrammes ,,Demokratie Leben* mehrere Projekte
zur Bekampfung von Trans- und Homosexuellenfeindlichkeit fordern.

Das Bundesland Nordrhein-Westfalen ist als exemplarisches Beispiel aufgefiihrt, um auch die positive Ent-
wicklung in den Bundeslandern darzulegen. Im Rahmen der Umsetzung des ,,NRW-Aktionsplans fir Gleich-
stellung und Akzeptanz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt — gegen Homo- und Transphobie®, der unter
breiter Beteiligung von Organisationen der Zivilgesellschaft zustande gekommen ist, hat die NRW-
Landesregierung erste MalRnahmen ergriffen, um die Lebenssituation von Transsexuellen und Intersexuellen
zu verbessern. Gefordert wurden bzw. werden zum Beispiel Fachtagungen, Workshops, Internetportale, Kam-
pagnen zum Abbau von Vorurteilen (,,anders und gleich — Nur Respekt Wirkt“) und psychosoziale Beratungs-
stellen fur Lesben und Schwule, die u. a. bei Gewalterfahrungen und Gesundheitsproblemen beraten und auch
von Bisexuellen, Transsexuellen und Transgendern in Anspruch genommen werden.*

Mit dem Projekt ,,Schwul Lesbisch Bi Trans* Aufklédrung in NRW — SchLAu NRW* wird authentische Auf-
klarung vor allem in Schulen und Freizeiteinrichtungen von und fiir junge Menschen getragen. Das Konzept
wird inzwischen auch in anderen Bundeslandern umgesetzt. In ahnliche Richtung aber mit deutlichem Bezug
zur Schuléffentlichkeit zielen das Projekt und die Kampagne ,,Schule der Vielfalt — Schule ohne Homopho-
bie*. Auch in anderen Bundeslédndern (z. B. Berlin, Rheinland-Pfalz) bestehen Aktionspléne oder sind in Ar-
beit (z. B. Baden-Wiirttemberg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen Anhalt, Schleswig Holstein).*®

Empfehlung 63: Umsetzung Pekinger Erklarung und Aktionsplattform

Der Ausschuss drangt den Vertragsstaat, bei der Umsetzung seiner Verpflichtungen aus dem Ubereinkom-
men auch weiterhin die Pekinger Erklarung und die Aktionsplattform anzuwenden, die die Bestimmungen
des Ubereinkommens untermauern, und fordert den Vertragsstaat auf, diesbeziigliche Informationen in
seinem nachsten periodischen Bericht vorzulegen.

Die Pekinger Aktionsplattform und ihre Folgedokumente bilden eine wichtige Richtschnur fiir die Gleichstel-
lungspolitik in Deutschland und in der europdischen Union. Ihr umfassender Ansatz wird breit aufgegriffen
und durch MalRnahmen, Gesetze und Aktivitdten umgesetzt. Die Bundesregierung beantwortet den UNECE
Fragebogen zur Umsetzung der Pekinger Erklarung und Aktionsplattform alle finf Jahre. Die letzte Vorlage
ist von Juni 2014, indem die Bundesregierung detailliert die Fortschritte der Umsetzung berichtet (Anlage 1.)

Dariiber hinaus wurden bereits seit 1999 von den verschiedenen Vorsitzen des Rates der EU fir elf von zwdlf
in der Aktionsplattform genannten Problembereiche quantitative und qualitative Indikatoren entwickelt, um
die Fortschritte bei der Verwirklichung der Ziele der Plattform EU-weit zu tberwachen, und der Rat hat jedes
Jahr Schlussfolgerungen zu diesen Indikatoren angenommen. 2006 wurde das Europdische Institut fir Gleich-
stellungsfragen (EIGE) unter wesentlicher Beteiligung Deutschlands, welches den Vorsitz im Verwaltungsrat
bis 2012 hielt, errichtet. Aufgabe des EIGE ist es unter anderem die Entwicklung von Methoden zur Verbesse-
rung der Vergleichbarkeit und Zuverléassigkeit von Daten im Zusammenhang mit Gleichstellungsfragen. Seit
2010 hat das EIGE durch die Uberpriifung des vom jeweiligen Ratsvorsitz ausgewahlten Problembereichs
dem Rat der EU und seinen Vorsitzen wesentliche Unterstlitzung bei den FolgemaRnahmen zur Aktionsplatt-
form von Beijing geleistet.

4 Nahere Informationen auch zum Bezug von Materialien und Medien wie der ,,Fibel der vielen kleinen Unterschiede* sind im Portal

www.andersundgleich-nrw.de zu finden.
Vgl. Internetseite des Lesben- und Schwulenverbandes Deutschlands (LSVD): http://www.Isvd.de/politik/aktionsplaene-in-den-
laendern.html.
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Empfehlung 64: Millenniums-Entwicklungsziele

Der Ausschuss betont, dass die uneingeschrénkte und effektive Umsetzung des Ubereinkommens fiir die
Erreichung der Millenniums Entwicklungsziele unabdingbar ist. Er fordert die Einbindung geschlechtsspe-
zifischer Belange und eine ausdriickliche Beriicksichtigung der Bestimmungen des Ubereinkommens bei
allen Anstrengungen, die zur Erreichung dieser Ziele unternommen werden; aulerdem fordert er den Ver-
tragsstaat auf, diesbeziigliche Informationen in seinem nachsten periodischen Bericht vorzulegen.

Deutschland hat sich der Millenniumserklarung und der Umsetzung der Millenniumentwicklungsziele
(MDGs) verpflichtet. Die deutsche Entwicklungspolitik leistet wichtige und substantielle Beitrédge zur Errei-
chung der Ziele. Die Forderung der Gleichberechtigung der Geschlechter und Starkung von Frauenrechten ist
ein Ubergeordnetes verbindliches Ziel und durchgéngiges Gestaltungsprinzip der deutschen Entwicklungszu-
sammenarbeit. Alle Malinahmen im Bereich Gleichberechtigung der Geschlechter und Férderung von Frauen-
rechten tragen somit direkt oder indirekt zur Erreichung der MDGs bei.

Deutschland engagiert sich aktiv fur die Verbesserung der Beschaftigungssituation und der Arbeitsbedingun-
gen fiir Frauen (MDG 1 und MDG 3), fir die Verbesserung des Zugangs von Méadchen und Frauen zu Bil-
dung (MDG 2 und MDG 3) sowie fir die Senkung der Muttersterblichkeit und Verbesserung des Zugangs zu
Gesundheitsdienstleistungen (MDG 5). Darlber hinaus ist es Deutschland ein zentrales Anliegen, die Beteili-
gung, Mitbestimmung und Repréasentation von Frauen zu stérken, Schulabbruchquoten von Madchen zu sen-
ken, die Verwirklichung sexueller und reproduktiver Rechte zu foérdern, sowie MalRnahmen zur Prévention
und Bekampfung von geschlechtsspezifischer Gewalt zu unterstiitzen.

Deutschland setzt sich z. B. in Guinea dafir ein, dass sozial benachteiligte und lernschwache Madchen im
landlichen Raum erfolgreich die Grundschule abschlieRen kénnen. Sie erhalten Forderunterricht in den Fa-
chern Franzosisch, Mathematik und Gesundheitskunde. Zudem tragen Fortbildungen fiir Lehrer/innen und
verbesserte Unterrichtsmaterialien dazu bei, dass Madchen und Jungen gleichberechtigt ihr Recht auf Bildung
verwirklichen kdnnen.

In der MENA-Region hilft Deutschland, die Beschaftigungssituation von Frauen zu verbessern. So werden
junge Frauen durch Mentoringprojekte zur beruflichen Orientierung darin unterstiitzt, den Ubergang von der
Hochschule ins Berufsleben vorzubereiten.

Deutschland setzt sich flir eine transformative und menschenrechtsbasierte Post-2015 Agenda ein. Deutsch-
land beflirwortet ein Zielsystem, das die Gleichberechtigung der Geschlechter und Durchsetzung der Rechte
von Frauen und Madchen systematisch und durchgangig in der Post-2015 Agenda fiir nachhaltige Entwick-
lung verankert. Dies schlielt die Bek&mpfung geschlechtsspezifischer Gewalt und die Verwirklichung ihrer
sexuellen und reproduktiven Gesundheit und Rechte mit ein. Der im Dezember 2014 verdffentlichte Bericht
der Bundesregierung zur deutschen Position fiir die Verhandlungen tiber die Post-2015 Agenda halt fest, dass
sich Deutschland dafiir einsetzen wird, die Substanz des vorliegenden Vorschlags der offenen Arbeitsgruppe
flir SDGs — und damit das eigenstandige Gender-Ziel sowie das Gender Mainstreaming in anderen Zielberei-
chen — zu erhalten.

Empfehlung 65: Ratifizierung anderer Vertrage

Der Ausschuss stellt fest, dass die Einhaltung der neun bedeutendsten internationalen Menschenrechtsin-
strumente durch die Vertragsstaaten die Ausiibung der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch Frauen
in allen Lebensbereichen fordert. Daher empfiehlt der Ausschuss der deutschen Regierung, die Ratifizie-
rung jener Menschenrechtsinstrumente in Erwégung zu ziehen, denen sie noch nicht als Vertragsstaat bei-
getreten ist, und zwar das Internationale Ubereinkommen zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitneh-
mer/innen und ihrer Familienangehdrigen, das Internationale Ubereinkommen zum Schutz aller Personen
vor dem Verschwindenlassen und das Ubereinkommen iiber die Rechte behinderter Menschen.

Das Internationale Ubereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen wurde von
Deutschland am 24. September 2009 ratifiziert.

Das Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die Rechte von Menschen mit Behinderungen wurde von
Deutschland bereits am 24. Februar 20009 ratifiziert.
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Empfehlungen 11 und 66: Verbreitung der abschlieenden Bemerkungen

Der Ausschuss fordert die umfassende Verbreitung der vorliegenden abschlieRenden Bemerkungen in
Deutschland, damit die Menschen, einschlieBlich Regierungsbeamte, Politiker, Parlamentarier und Frau-
en- und Menschenrechtsorganisationen, auf die Schritte, die zur Sicherstellung der De jure und De-facto
Gleichstellung von Frauen und Ménnern ergriffen wurden, und auf die weiteren Manahmen, die in dieser
Hinsicht noch erforderlich sind, aufmerksam gemacht werden. Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat
auf, insbesondere bei Frauen- und Menschenrechtsorganisationen die Verbreitung des Ubereinkommens,
seines Zusatzprotokolls, der allgemeinen Empfehlungen des Ausschusses, der Pekinger Erklarung und der
Aktionsplattform sowie der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung der
Vereinten Nationen mit dem Titel: ,,Frauen 2000: Gleichstellung der Geschlechter, Entwicklung und Frie-
den fur das 21. Jahrhundert* zu férdern.

Die abschlielenden Bemerkungen wurden allen zustandigen Ministerien auf Bundes- und Landesebene zuge-
leitet. Das Ubereinkommen, sein Zusatzprotokoll, die allgemeinen Empfehlungen sowie die anderen vom
Ausschuss erwahnten Dokumente werden vom BMFSFJ (ber seine Internetseite und durch verdffentlichte
Broschilren zu CEDAW weit verbreitet. Das BMFSFJ l&sst auch neue Allgemeine Empfehlungen des Aus-
schusses Ubersetzen und stellt sie Nichtregierungsorganisationen zur Verfiigung. Die Bundesregierung unter-
stlitzt auBerdem das Deutsche Institut fur Menschenrechte finanziell, welches eine ausfiihrliche Webseite mit
allen CEDAW-Dokumenten unterhdlt.

Empfehlung 67: Follow-Up zu den abschlieBenden Bemerkungen

Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat auf, innerhalb von zwei Jahren einen schriftlichen Bericht tiber
die MalRnahmen vorzulegen, die zur Umsetzung der in den Absatzen 40 und 62 enthaltenden Empfehlungen
ergriffen wurden.

Dem Ausschuss wurde von Deutschland ein Zwischenbericht am 5. August 2011 vorgelegt. Die vom Aus-
schuss hierzu ausgesprochenen Empfehlungen vom 4. November 2011 sind im vorliegenden Bericht mitbe-
riicksichtigt und kommentiert worden.
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Antidiskriminierungsstelle

Asylbewerberleistungsgesetz

Aufenthaltsgesetz

Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge

Burgerliches Gesetzbuch

Bundesgesetzblatt

Bundesministerium fir Arbeit und Soziales
Bundesministerium fir Bildung und Forschung
Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Bundesministerium fiir Gesundheit

Bundesministerium der Justiz und fur Verbraucherschutz
Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
Bundesministerium der Verteidigung

Dachverband der Migrantinnenorganisationen

Deutscher Gewerkschaftsbund

Europdischer Sozialfonds

Statistisches Amt der Européischen Union

Gesetz Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit

Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministerinnen und -minister,
-senatorinnen und -senatoren der Lander

Gesundheitsministerkonferenz

Handelsgesetzbuch

Humane Papillomviren

Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
Interministerielle Arbeitsgruppe fiir Gleichbehandlungsfragen

Jugendgerichtsgesetz
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JFMK Jugend- und Familienministerkonferenz
JVA Justizvollzugsanstalt
KOKe. V. Koordinierungskreis gegen Frauenhandel und Gewalt an Frauen im

Migrationsprozess e. V.

LAG Selbsthilfe NRW  Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe NRW

LGG Landesgleichstellungsgesetz

MDG Millennium-Entwicklungsziele

MGEPA Ministerium fur Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter
MIFKJF Ministerium fur Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen
NRO Nichtregierungsorganisation

SDG Sustainable Development Goals (hachhaltige Entwicklungsziele)
SGB Sozialgesetzbuch

SOEP Soziodkonomisches Panel

SOLWODIl e. V. Solidaritat mit Frauen in Not (engl.: Solidarity with Women in Distress)
StGB Strafgesetzbuch

StPO Strafprozessordnung

UNECE Wirtschaftskommission fur Europa der Vereinten Nationen

(engl.: United Nations Economic Commission for Europe)


http://de.wikipedia.org/wiki/Millennium-Entwicklungsziele
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Antwort der Bundesrepublik Deutschland auf den Fragebogen der UNECE
zur Umsetzung der Pekinger Erklarung und der Aktionsplattform (1995)
und des Ergebnisdokuments der 23. Sondergeneralversammliung

Zu den Empfehlungen 53 und 54: Gesundheit — Bekdmpfung von HIV

Zu den Empfehlungen 57 und 58: Geféhrdete Frauengruppen — Jugend-
strafvollzug bei Médchen

Follow-Up Brief des CEDAW-Ausschusses vom 04.11.2011 (zu den In-
formationen (ber die von der Bundesrepublik Deutschland durchgefiihrten
MaRnahmen zur Umsetzung der in den Abschnitten 40 und 62 enthaltenen
Empfehlungen der abschlieBenden Bemerkungen des Ausschusses der Ver-
einten Nationen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau
vom 10. Februar 2009)



Anlage 1

Antwort der Bundesregierung der

Bundesrepublik Deutschland

auf den Fragebogen der UNECE zur Umsetzung der Pekinger Erklarung
und der Aktionsplattform (1995) und des Ergebnisdokuments der 23. Son-
dergeneralversammlung (2000)
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Broschuerenstelle/Pdf-
Anlagen/Peking-plus-20-Umsetzung-der-Aktionsplattform-von-Peking-

deutsch,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf
Berlin, Juni 2015



http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Broschuerenstelle/Pdf-Anlagen/Peking-plus-20-Umsetzung-der-Aktionsplattform-von-Peking-deutsch,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Broschuerenstelle/Pdf-Anlagen/Peking-plus-20-Umsetzung-der-Aktionsplattform-von-Peking-deutsch,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Broschuerenstelle/Pdf-Anlagen/Peking-plus-20-Umsetzung-der-Aktionsplattform-von-Peking-deutsch,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf

Zu den Empfehlungen 53 und 54: Gesundheit - Bekampfung von HIV

Abb. 31 Sichere Handhabung von Kondomen
16- bis 65-jahrige Allgemeinbevodlkerung
in Prozent
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Quelle: AIDS im offentlichen Bewusstsein der Bundesregierung, BZgA 2011

Tabelle 2 Meldungen iiber bestitigt positive HIV-Antikarpertests “# in der Bundesrepublik Deutschland
HIV-Erstdiagnosen 3 nach Jahr der Diagnose und Geschlecht

Anlage 2

Jahr der Geschlecht Cesamt

Diagnose méannlich weiblich kAL

< 2003 14.519 75,2% 4274 218% 575 3,0% 15.308
2003 1.546 78,2% 359 20,2% 32 1,6% 1.577
2004 1.738 78, 1% 456 20,5% 30 1,3% 2224
2005 1576 79,3% 480 19,3% 1 1,4% 2.452
2006 2120 B0, 2% 500 18,9% 23 0,9% 2.643
2007 2303 §2,9% 450 16,2% 4 0,9% 2377
2008 2337 82,7 % 455 16,5% 4 0,8% 2826
2008 2384 83,4% 459 16,1% 16 0,6% 2.859
2010 2192 54,7 % 402 14,9% 11 0,4% 2706
20m 2263 £4,0% 415 15,8% 7 0,3% 2.6095
2012 2.504 &4, 8% 448 152% 2 0,1% 2554

Cesamt 35.982 79,2% B.658 19,1% 780 1,7% 45.460

Stand: 1.3.2013

Quelle: Epidemiologisches Bulletin, Robert Koch Institut (RKI) 24/2013



Anlage 3

Zu den Empfehlungen 57 und 58: Gefahrdete Frauengruppen — Jugendstrafvollzug bei Madchen*

Bundesland

a) Stellungnahmen der Lander zu den Problembeschreibungen
des Ausschusses in Nrn. 57 und 582

b) Gesetzliche Regelungen der Lander auf dem Gebiet
des Strafvollzuges im Zeitraum von 2007 bis 2014 zur
Beseitigung der Diskriminierung weiblicher Gefange-
ner

Baden-W(rttemberg

Das Land verfugt tber kein ,,Hochsicherheits-Frauengefangnis*,
sondern Uber eine zentral gelegene Haftanstalt fir Frauen, die auf
die besonderen Bedurfnisse weiblicher Inhaftierter und insbesondere
von Frauen unter 18 Jahren ausgerichtet ist. Dies gilt auch fir die
bauliche Ausgestaltung der Anstalt mit grof3ziigigen AulRenanlagen.
Die Freiheitsentziehung wird nur als letztes Mittel der zur Verfi-
gung stehenden Sanktionsarten angeordnet. In den vergangenen
Jahren lag die Durchschnittsbelegung jeweils bei unter zehn inhaf-
tierten Frauen unter 18 Jahren.

Am 01.08.2007 ist das Jugendstrafvollzugsgesetz fiir Baden-
Wirttemberg in Kraft getreten, das im Jahr 2010 im Wesent-
lichen unverandert in das Justizvollzugsgesetzbuch Baden-
Wirttemberg (bernommen wurde. Das Gesetz gilt ausdriick-
lich fur junge Gefangene beiderlei Geschlechts und sieht
deren Recht auf Bildung und Ausbildung vor. Neben den
Ausbildungsmdglichkeiten mit verschiedenen Schulabschliis-
sen und Berufsausbildungen wird den Jugendlichen ein brei-
tes Sport- und Freizeitprogramm angeboten. Fur psychosozi-
ale und therapeutische Begleitung steht professionelles Per-
sonal zur Verfiigung.

Bayern

In Bayern wurde eine eigene Abteilung in der Justizvollzugsanstalt
Aichach fur weibliche jugendliche Straf-

und Untersuchungsgefangene eingerichtet, die aktuell aber nur zu
2/3 belegt ist, was zeigt, dass der Freiheitsentzug die Ultima Ratio
ist. Die Justizvollzugsanstalt Aichach als gréRte Anstalt in Bayern
fur den Frauenvollzug bietet die besten VVoraussetzungen dafir, auch
den individuellen Bedirfnissen und Umstanden der jugendlichen
weiblichen Strafgefangenen gerecht zu werden. Dort

den schulische oder berufliche Aus- und Weiterbildungs-, vielféltige
Sport- und Freizeitmafnahmen und therapeutische Behandlungspro-
gramme angeboten.

Der Vollzug der Jugendstrafe ist in einem eigenen Abschnitt
des BayStVollzG vom 10.12.2007 (Art. 121 ff. BaySt-
VollzG) und die Untersuchungshaft bei jugendlichen Gefan-
genen in einem besonderen Abschnitt des BayUVollzG vom
20.12.2011 (Art. 29 ff. BayUVollzG) geregelt.

tung des kombinierten 7. und 8. CEDAW-Staatenberichts

Angaben der Bundesléander auf Grund Abfrage vom 26. Méarz 2014 gegeniiber dem Bundesministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz (BMJV) im Zusammenhang mit der Erarbei-

Die Bundesldnder Baden-Wiirttemberg, Bayern, Berlin, Bremen, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen und Sachsen-

Anhalt haben jeweils mitgeteilt, dass die Problembeschreibungen in Nrn. 57 und 58 fiir ihren Frauenvollzug nicht zutreffen.
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Berlin

Die Justizvollzugsanstalt fir Frauen Berlin ist kein hochgesichertes
Gefangnis. Es stehen auf vier Standorte im Stadtgebiet verteilt ins-
gesamt 266 Haftplatze fir weibliche Inhaftierte zur Verfiigung. Die
Unterbringung erfolgt grundsatzlich in Einzelhaftrdumen, die Statio-
nen sind nach den Grundsétzen des Wohngruppenvollzuges organi-
siert. 44% der Haftplétze befinden sich an Standorten des offenen
Vollzuges. Die Trennung zwischen jugendlichen und erwachsenen
Frauen ist nur in der Sozialtherapeutischen Abteilung, einer kleinen
Einrichtung des offenen Vollzuges mit insgesamt 21 Haftplatzen
aufgehoben. Dieser Bereich ist durch seine tGberschaubare Grofe,
die gute raumliche Ausgestaltung und die sehr gute personelle Aus-
stattung mit hochqualifizierten Dienstkréaften sehr gut in der Lage,
mit der Altersmischung umzugehen. Die dortige Behandlungskon-
zeption trégt dem Umstand des Zusammenlebens verschiedener
Altersgruppen Rechnung, so dass Gefangene jeden Alters von dieser
Konstruktion profitieren. An den anderen Standorten wird die Tren-
nung konsequent umgesetzt.

Das Jugendstrafvollzugsgesetz Berlin, das seit dem
01.01.2008 gilt, hat wesentlich dazu beigetragen, die Qualifi-
zierungsmdoglichkeiten von inhaftierten jungen Frauen zu
verbessern und sie auf den Arbeitsmarkt vorzubereiten. In
diesem Zusammenhang wurde eine Reihe neuer Bildungs-
und BehandlungsmalRnahmen eingefhrt, die in Kooperation
mit freien Tragern realisiert werden. Der Vorbereitung auf
die berufliche und soziale Eingliederung wird im Gesetz und
in der Vollzugspraxis hochste Prioritat eingerdumt.

Brandenburg

Junge weibliche Gefangene (Jugendstrafgefangene) sind im Land
Brandenburg aufgrund ihrer geringen Zahl zentral in der Frauenab-
teilung der JVA Luckau-Duben untergebracht. Bei einer Belegungs-
fahigkeit von insgesamt 22 Platzen fiir junge weibliche Gefangene
(Untersuchungs- und Strafhaft) und einer regelmagig etwa halb so
hohen tatsachlichen Belegung (davon maximal 4 bis 5 unter 18
jahrigen) ist die Unterbringung minderjéhriger weiblicher Gefange-
ner in einer eigenstandigen Einrichtung nicht zweckmaRig. Die
Unterbringung weiblicher Jugendstrafgefangener erfolgt getrennt
von (erwachsenen) weiblichen und mannlichen Strafgefangenen. lhr
Vollzug ist erzieherisch gestaltet und berticksichtigt ihre besonderen
Belange. Junge Gefangene haben im Vergleich zu erwachsenen
Gefangenen ein besonderes Besuchsrecht, um die familiaren Bin-
dungen und die soziale Wiedereingliederung zu férdern. Gemeinsam
mit den Akteuren am Heimatort erfolgen in jedem Einzelfall beson-
dere Anstrengungen zur rechtzeitigen VVorbereitung der sozialen,
schulischen oder beruflichen Wiedereingliederung.

Die Bedurfnisse junger Gefangener werden durch eigenstandige
Angebote bedarfsgerecht berticksichtigt. Das gilt auch fiir Angebote

Brandenburg hat zunéchst das Brandenburgische Jugend-
strafvollzugsgesetz (BbgJStVollzG) vom 18. Dezember 2007
(GVBI. I S. 348) und das Brandenburgische Untersuchungs-
haftvollzugsgesetz (BbgUVollzG) vom 8. Juli 2009 (GVBI. |
S. 271) erlassen. Die Inhalte dieser Gesetze sind nunmehr in
das Gesetz Uiber den Vollzug der Freiheitsstrafe, der Jugend-
strafe und der Untersuchungshaft im Land Brandenburg
(Brandenburgisches Justizvollzugsgesetz-BbgJVollzG) vom
24. April 2013 (GVBI. I Nr. 14) tibernommen worden. Alle
Gesetze berticksichtigen die unterschiedlichen Bedrfnisse
der Gefangenen, insbesondere auch im Hinblick auf Ge-
schlecht und Alter bei der Vollzugsgestaltung und enthalten
Konkretisierungen dieses Grundsatzes. Volkerrechtliche
Vorgaben und internationale Standards mit Menschenrechts-
bezug sind bei der Erarbeitung des Brandenburgischen Jus-
tizvollzugsgesetzes beachtet worden.
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der sportlichen Betétigung. Junge weibliche Gefangene erfillen ihre
Schul- und Berufsschulpflicht im Rahmen eines speziell fir sie
eingerichteten berufsvorbereitenden Programms.

Bremen Jugendliche weibliche Inhaftierte werden entweder in der bremi- Das Bremische Jugendstrafvollzugsgesetz ist am 01.01.2008
schen Frauenabteilung auBerhalb der Anstaltsmauern untergebracht | in Kraft getreten. Hierzu wird auf folgenden Link verwiesen:
oder in die entsprechende Frauenanstalt nach Niedersachsen verlegt.

Nur in geeigneten Fallen und nach Absprache aller Beteiligten sowie https://bremen.beck.de/default.aspx?bcid=Y-100-G-
der Verurteilten und des Gerichts kommt eine gemeinsame Unter- bristvollzg-name-inh
bringung mit erwachsenen Frauen in Betracht. Dies geschieht etwa
alle 2 bis 3 Jahre, wenn diese Unterbringungsform im konkreten Fall
besser geeignet ist und zudem nur bei kurzen Haftstrafen.
Hessen In Hessen zeigen die sehr niedrigen Zahlen jugendlicher weiblicher Die genannten Standards werden durch das Hessische Ju-

Inhaftierter, dass vom Mittel des Freiheitsentzugs tatsachlich nur als
letztes Mittel Gebrauch gemacht wird.

Die weiblichen Jugendgefangenen sind getrennt von den erwachse-
nen Frauen in einer eigenen Vollzugsabteilung in Kleinen (ber-
schaubaren Wohngruppen mit hchstens 8 bis 9 jungen Inhaftierten
untergebracht. Bei der Zuweisung zu einer Wohngruppe werden
Alter, Sprachkompetenzen, personliche Problematik und Entwick-
lungsstand beriicksichtigt. Die Wohngruppen werden von geschulten
Mitarbeiterinnen des Sozialdienstes mit einem fest zugeordneten
Betreuungsteam geleitet, womit eine optimale altersgerechte und
bedirfnisorientierte Betreuung und Foérderung maglich ist.

Nach einer umfassenden Diagnostik sowie Feststellung der schu-
lisch-beruflichen Situation wird die Behandlung auf die individuelle
Problemlage der Einzelnen und ihre spezifische Art der Ansprech-
barkeit ausgerichtet, wobei das Schulprojekt mit kreativen und sport-
lichen Angeboten mit seinem hoch individuellen Unterrichtspro-
gramm die Mdglichkeiten und Schwierigkeiten der jungen Inhaftier-
ten in besonderer Weise berlcksichtigt. Der jeweilige Forderplan fiir
die jungen Menschen enthélt ausgerichtet an den persénlichen Prob-
lemstellungen und Ressourcen sowohl Gruppenangebote und per-
sonliche FérdermalRnahmen als auch therapeutische Behandlungs-
einheiten.

Soziales Lernen und Beziehungsgestaltung in Wohngruppenveran-
staltungen, wie gemeinsame Essenszubereitung, Konfliktlésungsge-

gendstrafvollzugsgesetz, das am 1.1.2008 in Kraft getreten
ist, vorgegeben.



https://bremen.beck.de/default.aspx?bcid=Y-100-G-brjstvollzg-name-inh
https://bremen.beck.de/default.aspx?bcid=Y-100-G-brjstvollzg-name-inh
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spréche, eine gut strukturierte Freizeitgestaltung und die Férderung
der familidren Kontakte gehoren selbstverstandlich und jederzeit zur
erzieherischen Ausgestaltung des Jugendvollzugs, wodurch fur die
jungen Inhaftierten ein individuelles, geschlechtsspezifisches und
altersgerechtes Vollzugsprogramm zur Besserung ihrer Lebenssitua-
tion und zu einer gelingenden gesellschaftlichen Wiedereingliede-
rung gewéhrleistet wird.

Mecklenburg-Vorpommern

In Mecklenburg-Vorpommern zeitgleich mit dem Inkrafttreten des
Jugendstrafvollzugsgesetzes M-V (JStVollzG) am 01.01.2008 die
Zustandigkeit der Jugendanstalt Neustrelitz auf weibliche jugendli-
che Gefangene erweitert und eine Abteilung mit 15 Einzelhaftplat-
zen fir weibliche jugendliche Straf- und Untersuchungsgefangene
eingerichtet worden, die im Durchschnitt zu 2/3 belegt ist, was zeigt,
dass der Freiheitsentzug die Ultima Ratio ist. In einem Diagnosever-
fahren werden die fur die individuelle Vollzugsgestaltung erforderli-
chen personlichen Umsténde der jugendlichen Strafgefangenen
ermittelt. Entsprechend des jeweiligen schulischen und beruflichen
Forderbedarfs kdnnen die weiblichen Gefangenen an den bereits
bestehenden MaRnahmen der schulischen oder beruflichen Aus- und
Weiterbildung teilnehmen. Gleiches gilt fir die

nen Behandlungsprogramme sowie Sport- und Freizeitmanahmen.

Am 01.01.2008 ist das Jugendstrafvollzugsgesetz (JStVollzG
M-V) in Kraft getreten. Der nebenstehend beschriebene
Vollzugsverlauf ist durch das JStVollzG M-V vorgegeben.

Niedersachsen

In Niedersachsen sind Méadchen und junge Frauen (sog. Jungtaterin-
nen) ortlich getrennt vom dbrigen Frauenvollzug untergebracht. Die
spezielle Abteilung ist jJugendgemaR gestaltet und verfligt iber ein
groRRes Freigeldande mit Tierpark und Gartenanlagen. Den Méadchen
steht ein individuell ausgerichtetes Behandlungs-, Beschaftigungs-
und Freizeitprogramm zur Verfugung. Entlassungsvorbereitung und
Ubergangsmanagement sind trotz des zentralen Standorts vorbild-
lich. Ein ,,Hochsicherheits-Frauengefangnis“ gibt es in Niedersach-
sen nicht.

Durchschnittlich sind im niederséchsischen Justizvollzug 4 - 6
junge Untersuchungs- und Strafgefangene unter 18 Jahren unterge-
bracht.

Der Jugendstrafvollzug in Niedersachsen ist in dem zum
1.1.2008 in Kraft getretenen Niederséchsischen Justizvoll-
zugsgesetz (NJVollzG) geregelt. Die Vorschriften gelten fir
junge ménnliche und junge weibliche Gefangene gleicher-
malien.

Nordrhein-Westfalen

Die Zahl der jungen weiblichen Gefangenen im Vollzug der Jugend-
strafe oder der Untersuchungshaft ist vergleichsweise gering. Tages-

Die Betreuungs- und BehandlungsmalRnahmen entsprechen
den im Jugendstrafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen vom
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aktuell (Stand: 02.04.2014) sind in Nordrhein-Westfalen 55 junge
weibliche Gefangene inhaftiert, von denen sich 19 Méadchen in Un-
tersuchungshaft befinden. Der Vollzug der Jugendstrafe und der
Untersuchungshaft an jungen weiblichen Inhaftierten erfolgt zentral
in der Justizvollzugsanstalt KoIn. Die Médchen sind in gesonderten
Abteilungen des Frauenvollzuges, raumlich von den Erwachsenen
getrennt, in der Regel in Einzelhaftraumen untergebracht. Die An-
stalt verfugt Uber eine sehr gute Verkehrsanbindung.

Als schulische Bildungsangebote werden den jungen weiblichen
Gefangenen z. B. Kurse zur Erlangung eines Schulabschlusses und
MaRnahmen zur Forderung der Sprachkompetenz sowie fir die
berufliche Bildung und Férderung u.a. Berufsbildungsmalinahmen
in den Bereichen Textilreinigung, Friseurhandwerk, Modenéherin
und Burokommunikation angeboten.

Daneben werden soziales Training, Antigewalttraining und im Be-
reich des Ful3ballsports ein Kooperationsprojekt ,,Anstof fur ein
neues Leben* mit einer DFB-Stiftung sowie das Projekt ,,Podknast*,
ein spezielles Videoprojekt, durchgefiihrt. Dieses Projekt soll die
jungen Gefangenen motivieren, sich mit sich selbst, ihrer Geschichte
und den Ursachen ihres kriminellen Verhaltens auseinanderzusetzen.
Zudem gibt es Gespréchskreise mit der Seelsorge und mit ehrenamt-
lichen Betreuerinnen oder Betreuern, Spielegruppen und sogenannte
Erlebniswochenenden. Im Rahmen einer beschéftigungstherapeuti-
schen MaRRnahme werden Kaninchen gehalten, damit die Méadchen
den Umgang mit Tieren lernen.

Im Hinblick auf die Besuchsdauer von mindestens vier Stunden im
Monat, auch am Wochenende, sind die jungen Gefangenen nach den
Vorgaben des Jugendstrafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen
deutlich besser gestellt als Erwachsene. Besuchskontakte zwischen
Gefangenen und ihren Kindern werden besonders gefordert.

20. November 2007 (GV. NRW. S. 539) festgelegten Stan-
dards.

Das Untersuchungshaftvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen
vom 27. Oktober 2009 (GV. NRW. S. 540) enthalt besondere
Vorschriften fir junge Untersuchungsgefangene (88 48 bis
53).

Rheinland-Pfalz

In Rheinland-Pfalz sind die Zahlen jugendlicher und heranwachsen-
der weiblicher Inhaftierter sehr gering, obwohl sich hier auch die
saarléandischen Inhaftierten im Jugendstrafvollzug befinden. Dieses
zeigt, dass vom Mittel des Freiheitsentzugs nur als letztes Mittel
Gebrauch gemacht wird.

Derzeit handelt es sich um 14 inhaftierte Personen. Sie sind in zwei

Die gesetzlichen VVorgaben fir die Ausgestaltung des Voll-
zugs erfolgten im Zeitraum 01.01.2008 bis 31.05.2013 durch
das Landesjugendstrafvollzugsgesetz; nunmehr richtet sich
die Vollzugsgestaltung nach den Regelungen des am
01.06.2013 in Kraft getretenen Landesjustizvollzugsgesetzes.
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gesonderten, vom Erwachsenenvollzug getrennten, Abteilungen der
Frauenanstalt in der Justizvollzugsanstalt Zweibriicken unterge-
bracht. Der Jugendstrafvollzug ist erzieherisch, geschlechtsspezi-
fisch und altersgerecht ausgestaltet und wird in zwei Wohngruppen
vollzogen, welche von geeigneten Mitarbeiterinnen

und Mitarbeitern aus dem Sozialdienst, dem psychologischen Dienst
und einem

fest zugeordneten Team von sogenannten Jugendbeamtinnen aus
dem allgemeinen Vollzugsdienst betreut werden.

Bei der Justizvollzugsanstalt Zweibriicken handelt es sich nicht um
ein Hochsicherheitsgeféangnis.

Die Jugendstrafgefangenen durchlaufen ein umfassendes Diagnose-
verfahren. Flr sie wird ein individueller VVollzugs- und Eingliede-
rungsplan erstellt, der die individuellen Problemlagen und Ressour-
cen der Einzelnen feststellt und die erforderlichen Motivierungs-
und BehandlungsmafRnahmen festlegt.

In der Abteilung fur weibliche Jugendstrafgefangene stehen umfang-
reiche schulische, ausbildungsmaRige und behandlungsbezogene
Malnahmen zur Verfiigung. Durch den Wohngruppenvollzug wird
soziales Lernen geférdert. Gruppenangebote, Gruppentherapie und
Einzelgespréache kommen je nach individueller Problemlage zum
Einsatz. Zur Tataufarbeitung ist es eine eigene Behandlungsgruppe
fur die jungen Frauen eingerichtet, die von einem Psychologen und
einer Sozialarbeiterin geleitet wird.

Den Inhaftierten stehen aullerdem externe Fachkrafte aus der Sucht-
beratung freier Tréger zur Verfligung, die eine Drogengruppe, Ein-
zelberatung und Therapievorbereitung anbieten sowie ggfs. in exter-
ne Suchttherapien vermitteln.

Die Seelsorge bietet neben ihren spirituellen Aufgaben u. a. auch
den ,,Gesprachskreis Jugend* an. Weiterhin werden Programme zur
Erreichung von Schulabschliissen angeboten, die Gefangenen kén-
nen eine Ausbildung im Rahmen von Modulen oder Vollausbildun-
gen erhalten, an Arbeitstherapie teilnehmen oder eine Beschéaftigung
aufnehmen.

Fur die weiblichen Jugendlichen und Heranwachsenden gibt es ein
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vielfaltiges Freizeitprogramm (Bastelgruppe, Brettspiele, Gestaltung
der Wohngruppe, Kochen...), angeleitet durch die sogenannten
Jugendbeamtinnen. Erlebnispadagogik und musische Angebote
(Klavierunterricht, Gitarrenunterricht, Frauenchor) ergéanzen das
Programm.

Ein umfangreiches Sportprogramm berticksichtigt sowohl frauen-
spezifische Praferenzen, wie zum Beispiel Aerobic, Zumba-Kurs
oder therapeutischer Tanz (Contacta - Bewegung mit Musik), als
auch emanzipatorische Ansétze, wie zum Beispiel die Integration in
das FuRballprojekt der DFB-Sepp Herberger Stiftung ,,AnstoR fir
ein neues Leben®. Neben einer Sporthalle stehen zur Forderung der
Bewegung im Alltag ein multifunktionales Spielfeld, eine Boule-
Bahn sowie mehrere Outdoor-Gerate aus dem Konzept der Bewe-
gungsparks zur Verfiigung.

Familidre Kontakte werden unterstiitzt. Die standardméRig vorgese-
henen 4 Stunden Besuch pro Monat kénnen bei weiter Anreise der
Angehdrigen auch ,,am Stiick” in Anspruch genommen werden.
Kontakte der Inhaftierten zu ihren Kindern unter 14 Jahren werden
besonders geftrdert und deren Besuche im Umfang von bis zu 2
Stunden pro Monat nicht auf die Regelbesuchszeiten angerechnet.
Sogenannte Familienbesuche werden als Sonderbesuche durch den
Sozialdienst oder die Seelsorge organisiert.

Sollten weitere Besuchskapazitaten vorhanden sein, kann auch mehr
Besuch gewahrt werden.

Die soziale Wiedereingliederung wird durch eine grof3zligige Locke-
rungspraxis unterstiitzt, die auch die Verlegung in den Offenen
Vollzug beinhaltet. An der Schnittstelle zur Entlassung vermittelt
eine spezielle Ubergangsmanagerin junge Frauen in Ausbildung
bzw. Arbeit.

Neben den spezifischen Angeboten des Jugendstrafvollzugs kénnen
geeignete junge Frauen daruber hinaus noch am kompletten Bil-
dungsprogramm, der E-lis Plattform und allen sozialen Trainings der
Justizvollzugsanstalt teilnehmen, so dass sie von einem weiteren,
insgesamt sehr groRen Angebot profitieren.

Die Anstalt ist Teilnehmerin am européischen Projekt FEFI (Further
Education for Female Inmates), siehe http://www.zww.uni-
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mainz.de/2315.php
Saarland Das Saarland hat mit dem Land Rheinland-Pfalz eine Vollzugsge-
meinschaft fur den Vollzug von Untersuchungs- und Strafhaft an
saarlandischen jugendlichen und erwachsenen Frauen gebildet.
Es gelten die Ausfiihrungen zum Bundesland Rheinland-Pfalz.
Sachsen Durch die Organisation des Frauenvollzuges in der zentral gelege- Gesetzliche Grundlage der Vollzugsgestaltung bildet fur den

nen Justizvollzugsanstalt Chemnitz kénnen sémtliche dort vorgehal-
tenen Angebote speziell an den Bedurfnissen von weiblichen Straf-
und Jugendstrafgefangenen ausgerichtet werden. Weibliche Jugend-
strafgefangene sind in der Justizvollzugsanstalt Chemnitz in einem
in den Jahren 2011/2012 umfassend sanierten Haftgebaude getrennt
in Wohngruppen mit bis zu zwdlf Haftplatzen untergebracht. Dem
Erziehungsauftrag wird durch speziell an Jugendstrafgefangenen
ausgerichteten Behandlungsprogrammen, Trainingsmal3nahmen zur
Herausbildung sozialer Kompetenzen, kunsttherapeutischen Mal3-
nahmen, einer Sucht- und Schuldenberatung, schulischen und be-
rufsbildenden MalRnahmen sowie zahlreichen sportlichen Angebote
umfassend Rechnung getragen. Sachsen verfigt tiber kein ,,Hochsi-
cherheits-Frauengefangnis®. Zum 1. Marz 2014 sind in Sachsen
lediglich 18 Haftplatze mit weiblichen Jugendstrafgefangenen -
darunter zwei Jugendlichen im Alter von zwischen 14 bis 18 Jahren
- belegt.

Jugendstrafvollzug das zum 1. Januar 2008 in Kraft getretene
Sé&chsische Jugendstrafvollzugsgesetz (SachsJStVollzG) in
der Fassung vom 01.06.2013. Das fiir weibliche und mannli-
che Jugendstrafgefangene gleichermalen geltende, vom
Erziehungsauftrag geleitete Gesetz, sieht unter anderem
verschiedene - insh. im Rahmen des Wohngruppenvollzuges
realisierte - speziell an den Bedurfnissen der Jugendstrafge-
fangenen ausgerichtete Behandlungsformen sowie ein Recht
auf Bildung und Ausbildung der Jugendstrafgefangenen vor.

Dartiber hinaus enthalt das Gesetz verschiedene Regelungen,
die speziell den Bedirfnissen weiblicher Jugendstrafgefan-
gener Rechnung tragen. Hierzu z&hlen etwa das Gebot, unter-
schiedlichen Lebenslagen und Bedirfnisse von weiblichen
und ménnlichen Gefangenen bei der Vollzugsgestaltung und
bei EinzelmalRnahmen Rechnung zu tragen (8 3 Abs. 5
SachsJStVollzG), die Verpflichtung zur grundsatzlich ge-
trennten Unterbringung mannlicher und weiblicher Gefange-
ner (8 23 SéchsJStVollzG) sowie die Mdglichkeit zur Unter-
bringung der Mutter zusammen mit ihrem Kind in spezifi-
schen ,,Mutter-Kind-Einrichtungen® (§ 27 SachsJStVollzG).
Fur den Vollzug der Untersuchungshaft enthalt das zum 14.
Dezember 2010 in Kraft getretene S&chsische Untersu-
chungshaftvollzugsgesetz in der Fassung vom 01.06.2013
(S&chsUHaftVollzG) vergleichbare am Erziehungsgedanken
ausgerichtete Regelungen fir junge Untersuchungsgefangene
in den 88 66 ff. SdchsUHaftVollzG.
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Sachsen-Anhalt

Ein ,,Hochsicherheits-Frauengefangnis* gibt es in Sachsen-Anhalt
nicht.

Entsprechend einer Verwaltungsvereinbarung mit dem Land Bran-
denburg werden weibliche Jugendgefangene und Strafgefangene aus
Sachsen-Anhalt mit einer Haftdauer ab zwei Monate in der JVA
Luckau-Duben und deren AuRenstelle Spremberg untergebracht.

In Sachsen-Anhalt werden in der JVA Halle, in einer gesonderten
Abteilung fiir Frauen, die weiblichen Verurteilten mit einer Haftzeit
bis zwei Monaten sowie die weiblichen Untersuchungsgefangenen
untergebracht. Ebenfalls befindet sich eine Abteilung des offenen
Vollzuges fur Frauen in der JVA Halle. Weibliche Jugendarrestanten
werden in der hiesigen Jugendarrestanstalt in Halle untergebracht.
Auch die weiblichen Abschiebegefangenen, deren Vollzug in Amts-
hilfe fur das hiesige Ml erfolgt, verbleiben im Land Sachsen-Anhalt.

Bei allen Vollzugsformen werden die spezifischen Bedirfnisse der
weiblichen Inhaftierten, insbesondere der Frauen unter 18 Jahren
berticksichtigt. Ebenfalls werden die Trennungsgebote nach Alter,
Geschlecht und Vollzugsform eingehalten.

Der Vollzug ist bei den jungen Strafgefangenen vorrangig auf die
Teilnahme an schulischen und beruflichen Orientierungs-, Aus- und
Weiterbildungsmafnahmen zur Férderung ihrer schulischen, beruf-
lichen oder persénlichen Entwicklung ausgerichtet. Ihnen steht ein
breites Sport- und Freizeitangebot zur Verfugung.

Soweit angefihrt wird, dass ,,sicherzustellen ist, dass unter 18-
jahrige, auch Méadchen, nur als letztes Mittel ihrer Freiheit beraubt
werden®, spielt die Freiheitsentziehung junger Menschen, sei es in
Form der Untersuchungshaft, der Jugendstrafe oder des Jugendarres-
tes - insbesondere im Hinblick auf die weiblichen Gefange-
nen/Arrestanten - in Sachsen-Anhalt zahlenmaRig eher eine unterge-
ordnete Rolle.

Das Jugendstrafvollzugsgesetz Sachsen-Anhalt vom
7.12.2007 gilt fur junge Strafgefangene beiderlei Ge-
schlechts.

Die Geschlechterdifferenzierung wird ausdriicklich in § 3
Abs. 4 JStVollzG LSA erwahnt, wonach die unterschiedli-
chen Lebenslagen und Beddrfnisse von weiblichen und
mannlichen Gefangenen bei der Vollzugsgestaltung und bei
EinzelmaRnahmen beriicksichtigt werden.

Auch das Untersuchungshaftvollzugsgesetz Sachsen-Anhalt
vom 22.03.2010 sieht die Berlicksichtigung einer geschlech-
terspezifischen Vollzugsgestaltung vor (8 5 Abs. 2 UVollzG
LSA). Junge Untersuchungsgefangene berticksichtigt das
Gesetz mit einem eigenen Abschnitt (Abschnitt 11), der die
altersspezifischen Belange der jungen Untersuchungsgefan-
genen aufgreift.

Schleswig-Holstein

Die Vollstreckungszustandigkeit fir Madchen bzw. junge Frauen im
Rahmen der Untersuchungshaft liegt bei der JVA Liibeck. Der ge-
schlossene Frauenvollzug befindet sich in einem gesonderten Haft-
bereich, der raumlich vom Ménnervollzug getrennt ist. Im Rahmen
der Untersuchungshaft erfolgt keine Differenzierung zwischen Méd-

In dem Zeitraum von 2007 - 2014 wurden in Schleswig-
Holstein das Jugendstrafvollzugsgesetz (giiltig ab
01.01.2008) und das Untersuchungshaftvollzugsgesetz (gul-
tig ab 01.01.2012) neu gefasst.

In beiden Gesetzen gibt es besondere Vorschriften fir weib-
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chen und erwachsene Frauen, so dass eine Trennung nicht gewahr-
leistet ist. Da die JVA Lubeck die einzige Anstalt in Schleswig-
Holstein ist, in der der Frauenvollzug durchgefuhrt wird, erfolgt dort
die zentrale Unterbringung aller inhaftierten Madchen und jungen
Frauen des Landes. Dies bedeutet auch, dass die Unterbringung zum
Teil nicht heimatnah erfolgt.

Sofern sich Madchen bzw. junge Frauen in Strafhaft befinden, wer-
den sie in die JVA Vechta (http://www.jva-fuer-

frau-

en.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=24003& _psmand
=179) verlegt. Bei der Justizvollzugsanstalt Vechta handelt es sich
um eine Frauenvollzugseinrichtung, die jugendliche Inhaftierte
getrennt von erwachsenen Inhaftierten unterbringt und tber unter-
schiedliche Haftbereiche (offener VVollzug, Sozialtherapie, geschlos-
sener Vollzug, Mutter-Kind-Einrichtung) verfligt. Durch die Verle-
gung von Madchen und jungen Frauen in die JVA Vechta ist sicher-
gestellt, dass eine getrennte Unterbringung von Madchen und jungen
Frauen zu erwachsenen Inhaftierten gewahrleistet ist.

Durch die Unterbringung in der JVA Vechta werden die Besuchs-
rechte der Angehérigen beeintréchtigt, da die zentrale Unterbrin-
gung in Niedersachsen, aufgrund einer geschlossenen Verwaltungs-
vereinbarung zwischen Schleswig-Holstein und Niedersachsen,
nicht heimatnah erfolgt. Diese Problematik wiirde auch bestehen,
wenn junge Médchen und Frauen in der JVA Libeck verblieben und
nicht nach Niedersachsen verlegt wirden. Die JVA Vechta versucht
diesen Umstand durch grofziigige Besuchsregelungen (auch am
Wochenende) zu kompensieren, so dass den Angehdérigen ermog-
licht wird, ihre Kinder zu besuchen.

In der Justizvollzugsanstalt gibt es ein vielféltiges Bildungsangebot
(schulische und berufliche Bildung), Freizeitmanahmen (insbeson-
dere Sport zur Verbesserung des Bezuges zum eigenen Kdorper,
zwecks Abbaus von Aggressionen, als Kompetenzbereich fiir sozia-
les Lernen und als Freizeitaktivitat auch nach der Haft), Beratungs-
und Therapieangebote sowie eine Entlassungskoordination. Die
Teilnahme an schulischen BildungsmalRnahmen ist aufgrund der
bestehenden Schulpflicht zwingend vorgeschrieben. Zur Konzeption

liche Inhaftierte.

Da inhaftierte Madchen und junge Frauen, die sich in Straf-
haft befinden, ausschlieBlich in der JVA Vechta unterge-
bracht werden, unterliegen sie dem Niedersdchsischen Jus-
tizvollzugsgesetz (vom 14.12.2007). Dieses beinhaltet auch
den Jugendstrafvollzug sowie Regelungen fur die Untersu-
chungshaft bei jungen Inhaftierten. Es gibt gesonderte Vor-
schriften fir weibliche Inhaftierte.

Aktuell wird in Schleswig-Holstein das Landesstrafvollzugs-
gesetz entwickelt. Nach dem derzeitigen Beratungsstand ist
ein gesonderter Abschnitt fur den Frauenvollzug geplant.



http://www.jva-fuer-frauen.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=24003&_psmand=179
http://www.jva-fuer-frauen.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=24003&_psmand=179
http://www.jva-fuer-frauen.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=24003&_psmand=179
http://www.jva-fuer-frauen.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=24003&_psmand=179
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der JVA Vechta gehdren eine geschlechtsspezifische Behandlungs-
ausrichtung sowie die Umsetzung des Erziehungsgedanken bei einer
Jugendstrafe. Die Bediensteten und externen Tréger werden entspre-
chend aus- und fortgebildet.
Thiringen Seit dem Jahr 2009 erfolgt die Unterbringung in der zentralen Frau- | Die Verwaltungsvereinbarung zwischen Sachsen und Thi-

envollzugsanstalt Chemnitz/Sachsen (und damit nahe Thiringen).
Separat vom weiblichen Erwachsenenvollzug stehen dort fiir die
weiblichen Jugendstrafgefangenen sowie die weiblichen jugendli-
chen Untersuchungsgefangenen aus Sachsen und Thiringen im
grundsanierten Haus 111 insgesamt 42 Haftplatze mit Wohngruppen-
vollzug zur Verfligung. Das Haus verfligt (iber eine am Erziehungs-
gedanken des Jugendstrafvollzugs ausgerichtete Konzeption mit
Behandlungsangeboten, die sich speziell an den Beddrfnissen von
weiblichen Jugendstrafgefangenen und jugendlichen Untersu-
chungsgefangenen orientieren.

Danach werden die jugendlichen Inhaftierten in der Entwicklung
und Bereitschaft zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschafts-
fahigen Lebensfiihrung unterstiitzt. Der differenzierte Wohngrup-
penvollzug (z.B. Erstvollzug, Motivierungsstation ,,Sucht“, Locke-
rung/Entlassung) soll soziale Kompetenzen fordern und Anreize zur
Mitarbeit schaffen. Der Haftalltag ist lebensnah gestaltet und soll
(auch) als Behandlungsbereich begriffen werden. Mit pddagogischen
Mitteln wird Einfluss auf die Gestaltung des Zusammenlebens in der
Wohngruppe genommen sowie die Eigenverantwortung und Selbst-
verwaltung gestarkt. So gibt es bspw. eine feste Zuordnung von
Bediensteten als Betreuer, Gesprachspartner und Bezugsperson der
Gruppenmitglieder (Beziehungskontinuitat), Wohngruppensprecher
sowie Reflexionsgesprache zur Gestaltung und Transparenz laufen-
der Prozesse.

Die Besuchszeiten sind groRziigig bemessen. An Sonntagen besteht
fur Gefangene aus Thuringen die Mdglichkeit, bis zu drei Stunden
zusammenhangend Besuch zu empfangen. Zur Férderung der sozia-
len Kontakte und zur Einbeziehung des sozialen Umfeldes werden
die Angehdrigen, vor allem die Eltern, Uber die gesamte Haftdauer
aktiv in die VVollzugsplanung eingebunden. Externe Personen, die
bereits im Vorfeld positiven Einfluss auf die Gefangene hatten,

ringen regelt, dass grundsétzlich alle weiblichen Gefangenen
aus Tharingen (alle Haftarten) in sachsischen Justizvollzugs-
einrichtungen untergebracht werden sollen. Es gelten infol-
gedessen das vom Erziehungsauftrag geleitete sachsische
Jugendstrafvollzugsgesetz, das séchsische Untersuchungs-
haftvollzugsgesetz, fiir die etwaige Unterbringung einer
jungen Mutter zusammen mit ihrem Kind in spezifischen
»Mutter-Kind-Einrichtungen* das séchsische Justizvollzugs-
gesetz sowie die sonstigen im Freistaat Sachsen geltenden
rechtlichen Regelungen.
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koénnen speziell zur Vollzugs- und Entlassungsbegleitung als Paten
bzw. Mentoren fungieren.

Fur die weiblichen Jugendstrafgefangenen werden verschiedene
schulische und berufliche BildungsmalRnahmen angeboten, Untersu-
chungsgefangene erhalten einen bedarfsorientierten padagogischen
Forderplan. Auch der sinnvollen Freizeitgestaltung mit den Schwer-
punkten Kreativitat und Sport kommt ein hoher Stellenwert zu.

Weiter sieht das Behandlungskonzept vor, die Jugendlichen mdg-
lichst friihzeitig in Lockerungen zu erproben. Fir lockerungsgeeig-
nete Gefangene finden bspw. monatlich Gruppenausfiihrungen statt,
bei denen sportliche, tiergestiitzte oder kulturelle Ziele im Vorder-
grund stehen.

Aus Thuringen waren zum Stichtag 03.04.2014 insgesamt zwei
weibliche Jugendstrafgefangene sowie eine weibliche junge Unter-
suchungsgefangene im geschlossenen Vollzug der JVA Chemnitz
inhaftiert. Eine weitere weibliche Jugendstrafgefangene aus Thiirin-
gen war am vorbezeichneten Stichtag gemeinsam mit ihrem Kind in
der Mutter-Kind-Abteilung (offener VVollzug) der JVA Chemnitz
untergebracht.
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Anlage 4

Follow-Up Brief des CEDAW-Ausschusses vom 04.11.2011 (zu den
Informationen Uber die von der Bundesrepublik Deutschland durchgefiihrten
MalRnahmen zur Umsetzung der in den Abschnitten 40 und 62 enthaltenen
Empfehlungen der abschlieBenden Bemerkungen des Ausschusses der
Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau
vom 10. Februar 2009) — deutsche Arbeitsiibersetzung -
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UBERSETZUNG

Vereinte Nationen
Hoher Kommissar fir Menschenrechte

S.E. Herr Reinhard Schweppe
Standiger Vertreter Deutschlands
bei den Vereinten Nationen

4. November 2011

Betreff: AA/follow-up/Germany/50

Sehr geehrter Herr Botschafter,

in meiner Funktion als Berichterstatterin fur das Follow-up-Verfahren zu den abschlieBenden
Bemerkungen des Ausschusses fur die Beseitigung der Diskriminierung der Frau (CEDAW)
beehre ich mich, auf die Priifung des sechsten periodischen Berichts Deutschlands auf der

43. Sitzung des Ausschusses von Januar/Februar 2009 Bezug zu nehmen. Nach der Sitzung
wurden die abschlieBenden Bemerkungen des Ausschusses lhrer Standigen Vertretung
ubermittelt (CEDAW/C/DEU/CO/6). Sie erinnern sich vielleicht daran, dass der Ausschuss in
Ziffer 67 der abschlielenden Bemerkungen die Bitte an Deutschland richtete, innerhalb von
zwei Jahren weitere Informationen tber die vom Ausschuss in den Ziffern 40 und 62 der ab-
schlieBenden Bemerkungen aufgefiihrten speziellen Bereiche zur Verfligung zu stellen.

Der Ausschuss begriifit den von Deutschland am 5. August 2011 im Rahmen des CEDAW-
Follow-up-Verfahrens vorgelegten Folgebericht (CEDAW/C/DEU/CO/6/Add.1). Anlasslich
seiner 50. Sitzung im Oktober 2011 in Genf prifte der Ausschuss diesen Folgebericht und
verabschiedete die folgende Bewertung:

Hinsichtlich der Empfehlung aus Ziffer 40 der abschlieBenden Bemerkungen, "konkrete]...]
proaktive[...] Mainahmen zur Verringerung und Beseitigung der Lohn- und
Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Ménnern [zu ergreifen und] insbesondere [...]
sicherzustellen, dass nicht diskriminierende Arbeitsplatzbewertungen und
Avrbeitsplatzvergabesysteme eingefiihrt und umgesetzt werden”, lobt der Ausschuss den
Vertragsstaat flr die zur Verfugung gestellte Untersuchung der Lohn- und Einkommensunter-
schiede zwischen Frauen und Mé&nnern und war der Auffassung, dass die Empfehlung zum
Teil umgesetzt worden war. Er empfiehlt, dass der Vertragsstaat in seinem nachsten periodi-
schen Bericht zusétzliche Informationen zu folgenden Aspekten zur Verfugung stellt:

a) Bewaltigung der geschlechtsspezifischen Entgeltungleichheit gemaR der Empfehlung im
Ersten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung von Juni 2011;

b) weitere Fortschritte durch die Umsetzung der Strategie der Bundesregierung zur Uberwindung
der Ursachen des geschlechtsspezifischen Entgeltunterschieds;
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c) alle Schritte zur Bewaltigung sonstiger Faktoren im Zusammenhang mit der
Entgeltungleichheit, z.B. das System des Ehegattensplittings bei der Besteuerung, das fiir Frauen
ein negativer Anreiz im Hinblick auf eine Vollzeitbeschéftigung ist, und Migrantinnen, die auf
Grund fehlender rechtlicher Regelungen zur Anerkennung ihrer ausléandischen
Berufsabschlusse/-qualifikationen in einer Position weit unter ihrer Qualifikation arbeiten, sowie
die Einbeziehung dieser Faktoren in MaRnahmen zur Verringerung und Beseitigung der Lohn-
und Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Mannern;

d) alle Schritte zur Erwdgung verbindlicher Malinahmen, z. B. die Einfuhrung voribergehender
SondermalRnahmen zur Forderung einer Diversifizierung der Berufswahl, der gesetzliche
Mindestlohn, der eventuell die Entgeltungleichheit in Niedriglohnsektoren verringern kénnte, die
Anwendung der EU-Gesetzgebung, die eine Mdglichkeit zur Verbindung des 6ffentlichen
Beschaffungswesens mit der Beschaftigungspolitik und Gleichstellungsthemen schuf sowie
Anderungen des Deutschen Corporate Governance Kodex durch die Ergénzung der
Geschlechtergleichstellung als Mal3stab fur verantwortungsvolles Handeln, wie dies durch die
Delegation des Vertragsstaats bei der Priifung des sechsten periodischen Berichts angekiindigt
worden war;

e) aktualisierte nach Geschlechtern aufgeschlisselte Daten zur Vertretung im Management und
in FUhrungspositionen im 6ffentlichen und privaten Sektor, in leitender Position in
Gewerkschaften, in den Verhandlungsprozessen im Vorfeld der Unterzeichnung von Tarifvertra-
gen sowie in Betriebsraten; Manahmen zur Uberwindung der Unterreprasentanz von Frauen in
der Fiihrung von Gewerkschaften und Betriebsréten; die Antwort auf die Frage, ob der mehrstu-
fige Plan zur Steigerung der Anzahl von Frauen in Filhrungspositionen mit dem Ziel der Uber-
windung der horizontalen Segregation von der Bundesregierung vorgelegt wurde;

f) die Ergebnisse bei der Uberwindung der Hauptursachen des geschlechtsspezifischen Entgelt-
unterschieds durch Programme, Projekte, Initiativen und Kampagnen, die von den zustandigen
Bundesministerien ins Leben gerufen und unterstitzt und in Partnerschaften und in Zusammen-
arbeit mit Organisationen der Sozialpartner und der Zivilgesellschaft umgesetzt wurden;

g) die Ergebnisse politischer Ansatze und MaRnahmen zur Erleichterung der Vereinbarkeit von
Familie und Beruf fur Frauen und Ménner; sowie

h) die Ergebnisse der Umfrage zur Teilzeitbesch&ftigung in Fuhrungspositionen in
Bundesbehdrden und auf dieser Grundlage getroffene MaRnahmen.

Im Hinblick auf die Empfehlung "sicherzustellen, dass nicht diskriminierende Arbeitsplatz-
bewertungen und Arbeitsplatzvergabesysteme eingefuhrt und umgesetzt werden”, war der
Ausschuss der Auffassung, dass sie zum Teil umgesetzt worden war und empfiehlt,

dass der Vertragsstaat in seinem nachsten periodischen Bericht zusatzliche Informationen tber
die Ergebnisse der freiwilligen Nutzung des Logib-D-Instruments durch Unternehmen einschliel3-
lich der durch Unternehmen entwickelten und eingefuhrten MaRnahmen zur Beseitigung ge-
schlechtsspezifischer Unterschiede in ihren Entgeltstrukturen zur Verfligung

stellt.

Im Hinblick auf die Empfehlung, "ein Gleichstellungsgesetz fiir die Privatwirtschaft unter
Einbeziehung einer geschlechterspezifischen Definition des Lohn-Begriffs in
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Lohnvereinbarungen und in den Lohnstrukturen in Unternehmen zu erwégen oder das All-
gemeine Gleichbehandlungsgesetz unter diesem Gesichtspunkt zu &ndern™, war der Aus-
schuss der Auffassung, dass die Empfehlung nicht umgesetzt worden war und empfiehlt,
dass der Vertragsstaat in seinem nachsten periodischen Bericht zusatzliche Informationen
Uber Malinahmen zur Verfugung stellt, die im Hinblick auf den Erlass eines Gleichstellungs-
gesetzes fur die Privatwirtschaft unter Einbeziehung einer geschlechterspezifischen Definition
des Lohn- Begriffs in Lohnvereinbarungen und in den Lohnstrukturen in Unternehmen oder
hinsichtlich einer Anderung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes und sonstiger ein-
schlagiger

Gesetze unter diesem Gesichtspunkt ergriffen wurden.

Im Hinblick auf die Empfehlung aus Ziffer 62 der abschlieenden Bemerkungen, "in einen
Dialog mit Nichtregierungsorganisationen von intersexuellen und transsexuellen Menschen
einzutreten, um ein besseres Verstandnis flr deren Anliegen zu erlangen und wirksame
MaRnahmen zum Schutz ihrer Menschenrechte zu ergreifen”, war der Ausschuss der Auf-
fassung, dass diese Empfehlung zum Teil umgesetzt worden war und empfiehlt, dass der
Vertragsstaat in seinem néchsten periodischen Bericht zusatzliche Informationen zu folgen-
den

Aspekten zur Verfligung stellt:

a) die der Bundesregierung vorgelegte Stellungnahme des Deutschen Ethikrats, seine Er-
kenntnisse, Herausforderungen und Empfehlungen sowie weitere Malinahmen der Regierung,
um in einen Dialog mit den entsprechenden Nichtregierungsorganisationen zu treten und de-
ren angemessene Konsultierung fir ein besseres Verstandnis ihrer Forderungen und Mal3-
nahmen zum wirksamen Schutz der Menschenrechte von intersexuellen Personen sicherzu-
stellen; und

b) zusétzliche Malinahmen zur Aufnahme eines Dialogs mit den entsprechenden Nichtre-
gierungsorganisationen flr ein besseres Verstandnis ihrer Forderungen sowie MaRnahmen
zum erfolgreichen Schutz der Menschenrechte von transsexuellen Personen, insbesondere
durch die Uberarbeitung des Transsexuellengesetzes unter Beriicksichtigung der aktuellen
medizinischen/wissenschaftlichen Erkenntnisse und der Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts.

Der Ausschuss freut sich auf die Weiterfiihrung seines konstruktiven Dialogs mit den deut-
gzgr?grden tiber die Umsetzung des Ubereinkommens.

Genehmigen Sie, Exzellenz, die Versicherung meiner ausgezeichneten Hochach-

tung. Mit freundlichen Gril3en

gez. Dubravka Simonovié

Berichterstatterin flr das Follow-up-Verfahren
Ausschuss fur die Beseitigung der Diskriminierung der Frau
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	Empfehlungen 55 und 56:Wirtschaftliche Folgen von Scheidungen Art. 16 CEDAW
	Empfehlungen 57 und 58: Gefährdete Frauengruppen – Jugendstrafvollzug bei Mädchen Art. 3, 10 CEDAW
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